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I '~ • REPUBLIK ÖSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM FÜR INNERES 

1014 WIEN, Postfach 100 

Bel Beantwortung bitte angeben 

Zahl: 45.102115-IV16193 
DVR: 0000051 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Wähler­
evidenzgesetz 1973, das Volksbegehrengesetz 1973, 
das Volksabstimmungsgesetz J972, das Volksbefragungs­
gesetz 1989, das Volkszählungsgesetz 1980 und das 
Bundespräsidentenwahlgesetz 1971 geändert werden 
(Wahlrechtsanpassungsgesetz); 
Begutachtungsverfahren 

DRINGEND! 

Sachbearbeiter: SEIBERT 
Telefon: 531 26 DW 2056 

... r1ir 
An die 

Parlamentsdirektion 

1017 Wie n 

[JeÜE- ~r:.~). 

Das Bundesministerium für Inneres beehrt sich, den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 

das Wählerevidenzgesetz 1973, das Volksbegehrengesetz 1973, das Volksabstimmungsgesetz 

1972, das Volksbefragungsgesetz 1989, das Volkszählungsgesetz 1980 und das Bundes­

präsidentenwahlgesetz 1971 geändert werden (Wahlrechtsanpassungsgesetz) samt Vorblatt, 

Erläutemngen und Textgegenüberstellung in 25-facher Ausfertigung mit dem Ersuchen um 

Kenntnisnahme zu übermitteln. 

Nachfolgende im Begutachtungsverfahren befaßte Stellen wurden um Stellungnahme bis 

15. März 1993 

ersucht: 

die Österreichische Präsidentschaftskanzlei 
der Rechnungshof 
die Volksanwaltschaft 
der Verfassungsgerichtshof 
der Verwaltungsgerichtshof 
die Finanzprokuratur 
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das Bundeskanzleramt - Abteilung I/II 
das Sekretariat von Frau Staatssekretärin Mag. EDERER 
das Sekretariat von Herrn Staatssekretär Dr. KOSTELKA 
das Sekretariat von Herrn Staatssekretär Dr. DITZ 
das Sekretariat von Frau Staatssekretärin Dr. FEKTER 
der Österreichische Rat für Wissenschaft und Forschung 
die Generaldirektion der Österreichischen Bundesforste 
die Generaldirektion der Österreichischen Bundesbahnen 
die Generaldirektion für die Post- und Telegraphenverwaltung 
alle Ämter der Landesregierungen 
die Verbindungsstelle der Bundesländer beim Amt der Niederösterreichischen Landesregie­
rung 
alle Unabhängigen Verwaltungssenate 
der Datenschutzrat 
die Geschäftsführung des Familienpolitischen Beirates beim Bundesministerium für Umwelt, 
Jugend und Familie 
der Österreichische Städtebund 
der Österreichische Gemeindebund 
die Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft 
der Österreichische Arbeiterkammertag 
die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs 
der Österreichische Landarbeiterkammertag 
der Österreichische Rechtsanwaltskammertag 
alle Rechtsanwaltskammern 
die Österreichische Notariatskammer 
die Österreichische Patentanwaltskammer 
die Österreichische Ärztekammer 
die Österreichische Dentistenkammer 
die Bundeskammer der Tierärzte Österreichs 
die Österreichische Apothekerkammer 
die Bundesingenieurkammer 
die Kammer der Wirtschaftstreuhänder 
die Bundeskonferenz der Kammern der freien Berufe 
die Vereinigung österreichischer Industrieller 
der Österreichische Gewerkschaftsbund 
die Gewerkschaft Öffentlicher Dienst 
der Verhandlungsausschuß der Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes 
der Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger 
die Österreichische Bischofskonferenz 
der Österreichische Bundestheaterverband 
die Österreichische Hochschülerschaft 
die Bundeskonferenz des wissenschaftlichen und künstlerischen Personals 
die Bundeskonferenz der Universitäts- und Hochschulprofessoren 
die Österreichische Rektorenkonferenz 
der Verband der Professoren Österreichs 
das Österreichische Normungsinstitut 
der Österreichische Bundesjugendring 
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der Verband Österreichischer Zeitungsherausgeber 
die Bundessportorganisation 
der Auto-, Motor- und Radfahrerbund Österreichs 
der Österreichische Automobil-, Motorrad- und Touringclub 
der Verein Österreichische Gesellschaft für Gesetzgebungslehre 
die Vereinigung österreichischer Richter 
die Bundessektion Richter und Staatsanwälte in der Gewerkschaft öffentlicher Dienst 
die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Wien 
die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Graz 
die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Linz 
die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Salzburg 
die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Innsbruck 
das Institut für Verfassungs- und Verwaltungsrecht der Wirtschaftsuniversität Wien 
der österreichische Wasserwirtschaftsverband 
der österreichische B undesfeuerwehrverband 
der österreichische Ingenieur- und Architekten-Verein 
der evangelische Oberkirchenrat A und RB Wien 
der Verband österreichischer Mittel- und Großbetriebe 
der österreichische Berufsverband der Erzieher 
der Zentralverein der Wiener Lehrerschaft 
die Arge Daten 
der Verein für Bewährungshilfe und soziale Arbeit 
die Bundesakademie für Sozialarbeit 
die Österreichische Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation 
das Österreichische Institut für Menschenrechte 
das Rechtskomitee Lambda 
der österreichische Bundesverband für Psychotherapie 

Beilagen 

Wien, am 17. Februar 1993 

Für den Bundesminister 

BERGER 

FiIr die Richtigkeit 
der Ausfertigung: 

Pichler a&--
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Vorblatt 

Ziel: Die Anpassung des Wählerevidenzgesetzes 1973, des Volksbegehrengesetzes 1973, 

des Volksabstimmungsgesetzes 1972, des Volk:sbefragungsgesetzes 1989, des 

Volk:szählungsgesetzes 1980 und des Bundespräsidentenwahlgesetzes 1971 an die 

sich durch das Inkrafttreten der Nationalrats-Wahlordnung 1992 mit Wirkung vom 

1. Mai 1993 ändernde Rechtslage und Terminologie sowie die Einführung einzelner 

praxisorientierter materiell-rechtlicher Verbesserungen. 

Inhalt: Neben den erforderlichen Anpassungen enthält der Entwurf insbesondere Regelun­

gen, mit denen in den angeführten Gesetzen das Wahlalter, der Instanzenzug an den 

Bundesminister bezüglich Kostenentscheidungen, die Verwendung von Schreib­

werkzeugen in Wahlzellen sowie die Übermittlung schriftlicher Anbringen ins­

besondere mittels automationsunterstützter Datenübertragung oder mittels Telefax 

mit der Nationalrats-Wahlordnung 1992 in Einklang gebracht wird. Weitere Anpas­

sungen im Volk:sabstimmungsgesetz 1972 und im Volk:sbefragungsgesetz 1989 

betreffen die Zahl der erforderlichen Unterstützungen bei Anfechtungen. In diesen 

Gesetzen sowie im Bundespräsidentenwahlgesetz 1971 sollen darüberhinaus in 

Hinkunft behindertengerechte (größere) Stimmzettel zur Verwendung gelangen. 

Aufgrund der bei der Bundespräsidentenwahl 1992 gemachten Erfahrungen sollen 

die zeitlichen Vorgaben, unter denen eine Stimmenabgabe durch im Ausland 

lebende Wahlberechtigte praktisch durchzuführen ist, entschärft werden. Schließlich 

soll im Volksbegehrengesetz 1973 der späteste Zeitpunkt der Mitteilung, ob in allen 

Gemeinden oder nur in bestimmten Gemeinden ein Eintragungsverfahren durch­

geführt werden soll, sowie der damit verbundene Zeitpunkt der Leistung eines 

Kostenbeitrags hinkünftig vom Tag der Verlautbarung des Bundesministers für 

Inneres gemäß § 5 Abs. 3 des Volk:sbegehrengesetzes 1973 gerechnet werden. 

Kosten: Das Wahlrechtsanpassungsgesetz wird keine nennenswerten Mehr- oder Minderaus­

gaben verursachen. Die bei der Herstellung behindertengerechter (größerer) 

Stimmzettel anfallenden geringfügigen Mehrkosten werden durch die zu erwarten­

den Einsparungen bei der Administration der Wählerverzeichnisse aufgewogen, da 

hinsichtlich der Erreichung des Wahlalters nicht mehr auf den Stichtag, sondern auf 

den für die Eintragung in die Wählerevidenz maßgeblichen Zeitpunkt abgestellt 

wird. 
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Bundesgesetz vom ............................................ , mit dem das Wählerevidenzgesetz 1973, das 

Volksbegehrengesetz 1973, das Volksabstimmungsgesetz 1972, das Volksbefragungsge­

setz 1989, das Volkszählungsgesetz 1980 und das Bundespräsidentenwahlgesetz 1971 geändert 

werden (Wahlrechtsanpassungsgesetz) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Wählerevidenzgesetz 1973, BGBl. Nr. 601, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 

427/1985 und 148/1990 wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 2 lautet: 

"(2) Die Führung der Wählerevidenz obliegt den Gemeinden im übertragenen Wirkungs­

bereich. Die Wählerevidenz ist innerhalb der Gemeinden gegebenenfalls nach Regionalwahl­

kreisen, Ortschaften, Straßen und Hausnummern, wenn aber eine Gemeinde in Wahlsprengel 

eingeteilt ist, auch nach Wahlsprengeln anzulegen." 

2. § 1 Abs. 3 zweiter Satz lautet: 

"Die Karteiblätter haben für jeden Wahl- und Stimmberechtigten die für die Durchführung 

von Wahlen, Volksbegehren, Volksabstimmungen und Volksbefragungen erforderlichen 

Angaben, das sind Familien- und Vornamen, Geburtsdatum und Wohnadresse, zu enthalten." 

3. § 2 Abs. 1 lautet: 

"(1) In die Wählerevidenz sind alle Männer und Frauen einzutragen, die die österreichische 

Staatsbürgerschaft besitzen, vor dem 1. Jänner des Jahres der Eintragung das 18. Lebensjahr 

vollendet haben, vom Wahlrecht zum Nationalrat nicht ausgeschlossen sind und in der 

Gemeinde ihren ordentlichen Wohnsitz haben." 

4. § 2a Abs. 1 lautet: 

"(1) Im Ausland lebende Männer und Frauen, die die österreichische Staatsbürgerschaft 
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besitzen, das 18. Lebensjahr vollendet haben und vom Wahlrecht zum Nationalrat nicht 

ausgeschlossen sind, werden auf Antrag, dem die zur Begründung notwendigen Belege 

anzuschließen sind, für die Dauer ihres Auslandsaufenthaltes in die Wählerevidenz der 

Gemeinde eingetragen, in der sie den letzten ordentlichen Wohnsitz im Inland hatten; in 

Ennangelung eines solchen, in die Wählerevidenz der Gemeinde, in der zumindest ein 

Elternteil seinen ordentlichen Wohnsitz im Inland hat oder zuletzt hatte." 

5. § 4 Abs. 1 erster Satz lautet: 

"Jeder Staatsbürger kann unter Angabe seines Namens und der Wohnadresse gegen die 

Wählerevidenz schriftlich oder mündlich Einspruch erheben." 

6. § 4 Abs. 3 zweiter Satz lautet: 

"Hat der Einspruch die Aufnahme eines Wahl- und Stimmberechtigten zum Gegenstand, so 

sind auch die zur Begründung desselben notwendigen Belege, insbesondere ein vom 

venneintlich Wahl- und Stimmberechtigten, soweit es sich nicht um einen im Ausland 

lebenden Staatsbürger handelt, ausgefülltes Wähleranlageblatt (Muster Anlage 1), anzu­
schließen. " 

7. § 4 Abs. 4 lautet: 

"(4) Wer offensichtlich mutwillig Einsprüche erhebt, begeht eine Verwaltungsübertretung und 

ist mit Geldstrafe bis zu 3000 S, im Fall der Uneinbringlichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe bis 

zu zwei Wochen zu bestrafen." 

8. § 5 Abs. 1 zweiter Satz lautet: 

"Den Betroffenen steht es frei, binnen zwei Wochen nach Zustellung der Verständigung, 

schriftlich oder mündlich Einwendungen bei der zur Entscheidung über den Einspruch 

berufenen Behörde vorzubringen." 
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9. § 6 erster Satz lautet: 

"Die gemäß den §§ 7 und 8 mit dem Einspruchs- und Berufungsverfahren befaßten Gemein­

dewahlbehörden, Bezirkswahlbehörden und Landeswahlbehörden sind die nach der National­

rats-Wahlordnung 1992, BGBl. Nr. 471/1992, jeweils im Amt befindlichen gleichnamigen 

Wahlbehörden. " 

10. § 6 letzter Satz lautet: 

"Im übrigen sind auf diese Wahlbehörden die einschlägigen Bestimmungen der Nationalrats­

Wahlordnung 1992 sinngemäß anzuwenden." 

11. § 7 Abs. 1 zweiter Satz lautet: 

"§ 7 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 ist anzuwenden." 

12. § 8 Abs. 1 erster Satz lautet: 

"Gegen die Entscheidung gemäß § 7 Abs. 1 können der Einspruchswerber sowie der von der 

Entscheidung Betroffene binnen zwei Wochen nach Zustellung der Entscheidung schriftlich 

die Berufung bei der Gemeinde einbringen." 

13. § 8 Abs. 2 erster und zweiter Satz lauten: 

"Über die Berufung hat außerhalb Wiens die Bezirkswahlbehörde, in Wien die Landes­

wahlbehörde zu entscheiden. § 7 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 ist 

anzuwenden. " 

14. § 9 Abs. 4 zweiter Satz lautet: 

"Anläßlich dieser Aufnahme können von den Gemeinden auch Personen erfaßt werden, die 

bis zum 31. Dezember des Jahres, in dem die allgemeine Aufnahme angeordnet wird, das 
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18. Lebensjahr vollenden und die übrigen Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 erfüllen." 

15. § 9 Abs. 10 erster Satz lautet: 

"Wer den gemäß den Abs. 3 und 5 bis 8 erlassenen Anordnungen zuwiderhandelt, begeht eine 

Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 3000 S, im Fall der Uneinbringlichkeit 

mit Ersatzfreiheitsstrafe bis zu zwei Wochen zu bestrafen." 

16. § 10 lautet: 

"§ 10. Die näheren Vorschriften über die Anlegung der Wählerverzeichnisse für die Wahlen 

des Bundespräsidenten und des Nationalrates sowie über die Verwendung der Wählerevidenz 

bei Volksbegehren, Volksabstimmungen und Volksbefragungen sind in den Bundesgesetzen 

über die Wahl des Nationalrates, über die Wahl des Bundespräsidenten, über Volksbegehren, 

über Volksabstimmungen und über Volksbefragungen auf Grund der Bundesverfassung 
enthalten . ., 

17. § 11 lautet: 

., § 11. Für die in diesem Bundesgesetz vorgesehenen Fristen gelten die Bestimmungen der 

§§ 32 und 33 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991." 

18. § 12 Abs. 2 letzter Satz lautet: 

"(2) Kosten, für die bereits aus Anlaß einer Wahl, eines Volksbegehrens, einer Volksabstim­

mung oder einer Volksbefragung nach den einschlägigen Bestimmungen Ersatz geleistet 
wurde, sind nicht zu ersetzen." 

19. § 12 Abs. 4 lautet: 

"(4) Gegen die Entscheidung ist eine Berufung nicht zulässig." 
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20. § 13 lautet: 

"§ 13. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, können schriftliche 

Anbringen nach Maßgabe der zur Verfügung stehenden technischen Mittel auch telegraphisch, 

fernschriftlich, im Weg automationsunterstützter Datenübertragung oder in jeder anderen 

technisch möglichen Weise eingebracht werden. 

(2) Die im Verfahren nach diesem Bundesgesetz erforderlichen Eingaben und sonstigen 

Schriften sind von den Stempelgebühren und Verwaltungsabgaben des Bundes befreit." 

21. In der Anlage 1 lautet die Gebietsbezeichnung unterhalb der Rubrik Gemeinde: 

"Bezirk" 

22. In der Anlage 1 lautet der Satz oberhalb der Ausfertigungsrubrik: 

"Wer im Wähleranlageblatt wissentlich unwahre Angaben macht, begeht, wenn darin keine 

von den Gerichten zu bestrafende Handlung gelegen ist, eine Verwaltungsübertretung und 

wird mit Geldstrafe bis zu 3000 S, im Fall der Uneinbringlichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe bis 

zu zwei Wochen bestraft." 

23. In der Anlage 2 lautet die Gebietsbezeichnung unterhalb der Rubrik Gemeinde: 

"Bezirk" 

24. In der Anlage 2 lautet Punkt 7 der Belehrung: 

"7. Wer den Anordnungen der Gemeinde zuwiderhandelt, begeht eine Verwaltungsübertretung 

und wird mit Geldstrafe bis zu 3000 S, im Fall der Uneinbringlichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe 
bis zu zwei Wochen bestraft." 
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Artikel n 

Das Volksbegehrengesetz 1973, BGBl. Nr. 344, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 

116/1977,233/1982, 355/1989 und 148/1990 sowie der Kundmachung BGBl. Nr. 518/1981 

wird wie folgt geändert: 

1. § 1 lautet: 

"§ 1. Volksbegehren auf Grund des Art. 41 Abs. 2 B-VG in der Fassung des Bundesver­

fassungsgesetzes BGBl. Nr. 685/1988 unterliegen dem in diesem Bundesgesetz geregelten 

Verfahren. " 

2. § 2 lautet: 

"§ 2. (1) Zur Mitwirkung bei der Überprüfung von Volksbegehren sind nach Maßgabe dieses 

Bundesgesetzes die Bundeswahlbehörde und die Bezirkswahlbehörden berufen, die nach den 

Bestimmungen der Nationalrats-Wahlordnung 1992, BGBl. Nr. 471, jeweils im Amt sind. 

(2) Im übrigen sind auf diese Wahlbehörden die einschlägigen Bestimmungen der National­

rats-Wahlordnung 1992 sinngemäß anzuwenden." 

3. § 7 Abs. 3 zweiter Satz lautet: 

"Für die Ausstellung von Stimmkarten und die Ausübung des Stimmrechtes mit Stimmkarten 

gelten die Bestimmungen des § 38, des § 39 Abs. 1, 2 und 4 sowie der §§ 40 und 70 der 

Nationalrats-Wahlordnung 1992 sinngemäß mit den Maßgaben, daß eine Stimmenabgabe im 

Ausland nicht erfolgen kann sowie die Stimmkarten nicht als Briefumschlag herzustellen, 

sondern auf einfaches Papier zu drucken sind und die Stimmkarten auch von Gemeinden 

ausgestellt werden können, in denen kein Eintragungsverfahren stattfindet." 
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4. § 8 Abs. 2 lautet: 

"(2) Die Antragsteller oder ihr Bevollmächtigter haben dem Bundesminister für Inneres 

schriftlich innerhalb von 14 Tagen nach dem Tag der Verlautbarung (§ 5 Abs. 3) mitzuteilen, 

ob in allen Gemeinden oder nur in bestimmten Gemeinden ein Eintragungsverfahren 

durchgeführt werden soll." 

5. § 10 Abs. 1 lautet: 

"(1) Der Stimmberechtigte, der während der Eintragungszeit vor der Eintragungsbehörde 

erscheint, um seine Unterschrift in die Eintragungslisten einzutragen, hat seinen Namen zu 

nennen, seine Adresse zu bezeichnen und eine Urkunde oder eine sonstige amtliche Beschei­

nigung vorzulegen, aus der seine Identität einwandfrei ersichtlich ist, wobei die Bestimmun­

gen des § 67 Abs. 2 und 3 der Nationalrats-Wahlordnung 1992 sinngemäß anzuwenden sind." 

6. § 13 lautet: 

"Im übrigen gelten für das Eintragungsverfahren sinngemäß die Bestimmungen der §§ 58, 65, 

66, 72 und 74 der Nationalrats-Wahlordnung 1992." 

7. § 15 Abs. 2 und 3 lauten: 

"(2) Das Ergebnis der Feststellung nach Abs. 1 ist in einer Niederschrift zu beurkunden und 

der Bundeswahlbehörde unverzüglich auf die schnellste Art bekanntzugeben (Sofortmeldung). 

(3) Die Bezirkswahlbehörde hat hierauf ihre Niederschrift sowie die Niederschriften der 

zugehörigen Eintragungsbehörden umgehend an die Bundeswahlbehörde zu übersenden." 

8. § 16 lautet: 

"§ 16. (1) Die Bundeswahlbehörde ermittelt auf Grund der Niederschriften (§ 15 Abs. 3) 

sowie ihrer Akten für jedes Land und für das ganze Bundesgebiet 
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a) die Gesamtzahl der in den Wählerevidenzen verzeichneten Stimmberechtigten; 

b) die Zahl der gültigen Eintragungen in den Eintragungslisten; 

c) die Zahl der Personen, die den Einleitungsantrag unterstützt haben und deren Unterschriften 

als gültige Eintragungen gemäß § 4 Abs. 3 gelten. 

(2) Hierauf rechnet die Bundeswahlbehörde die Summen gemäß Abs. llit. bund c zusammen 

und stellt fest, ob ein Volksbegehren im Sinn des Art. 41 Abs. 2 B-VG in der Fassung des 

Bundesverfassungsgesetzes BGBl. Nr. 685/1988 vorliegt oder nicht. 

(3) Die Bundeswahlbehörde hat das Ergebnis ihrer Ermittlung und Feststellung im "Amtsblatt 

zur Wiener Zeitung" unverzüglich zu verlautbaren." 

9. § 18 lautet: 

"§ 18. (1) Innerhalb von vier Wochen nach dem Tag der Verlautbarung (§ 16 Abs. 2) kann 

das von der Bundeswahlbehörde festgestellte Ergebnis des Volksbegehrens wegen Rechtswid­

rigkeit des Verfahrens vom Bevollmächtigten des Einleitungsantrages oder von vier Mit­

gliedern des Nationalrates oder eines Landtages beim Verfassungsgerichtshof angefochten 

werden. Die Anfechtung hat den begründeten Antrag auf Nichtigerklärung der Feststellung 

der Bundeswahlbehörde zu enthalten. 

(2) Auf das Verfahren für solche Anfechtungen sind die Bestimmungen des § 68 Abs. 2, des 

§ 69 Abs. 1 und des § 70 Abs. 1 und 4 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953, BGBl. Nr. 

85, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 732/1988 sinngemäß anzuwenden. Der Ver­

fassungsgerichtshof hat in seinem Erkenntnis gegebenenfalls auch die ziffernmäßige Ermitt­

lung der Bundeswahlbehörde richtigzustellen." 

10. § 19 lautet: 

"§ 19. Wurde die Feststellung der Bundeswahlbehörde, daß ein Volksbegehren im Sinn des 
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Art. 41 Abs. 2 B-VG in der Fassung des Bundesverfassungsgesetzes BGB!. Nr. 685/1988 

vorliegt, nicht angefochten oder der Anfechtung vom Verfassungsgerichtshof nicht statt­

gegeben, so hat die Bundeswahlbehörde das Volksbegehren samt Begründung und etwaigen 

Unterlagen (§ 3 Abs. 6) dem Nationalrat zur Behandlung vorzulegen." 

11. § 22 lautet: 

"§ 22. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, können schriftliche 

Anbringen nach Maßgabe der zur Verfügung stehenden technischen Mittel auch telegraphisch, 

fernschriftlich, im Weg automationsunterstützter Datenübertragung oder in jeder anderen 

technisch möglichen Weise eingebracht werden. 

(2) Gleiches gilt für Sofortmeldungen (§ 15 Abs. 2), wenn hierdurch die schnellste Art der 

Übermittlung gewährleistet ist. 

(3) Die im Verfahren nach diesem Bundesgesetz erforderlichen Eingaben, Bestätigungen und 

sonstigen Schriften sind von den Stempelgebühren und Verwaltungsabgaben des Bundes 

befreit." 

12. § 23 Abs. 4 lautet: 

"(4) Gegen diese Entscheidung ist eine Berufung nicht zulässig." 

13. In der Anlage 2 lauten die Gebietsbezeichnungen oberhalb und neben den jeweiligen 

Gemeinderubriken: 

"Bezirk" 

14. In der Anlage 3 lautet die Gebietsbezeichnung unterhalb der Rubrik Land: 

"Bezirk" 
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15. In der Anlage 3 lautet der zweite Satz: 

"Die nachstehend unterfertigten Stimmberechtigten begehren auf Grund des Art. 41 Abs. 2 

B-VG in der Fassung des Bundesverfassungsgesetzes BGBl. 685/1988 die Regelung der den 

Gegenstand des obigen Volksbegehrens bildenden Angelegenheit durch Bundesgesetz." 

Artikel 111 

Das Volksabstimmungsgesetz 1972, BGBl. Nr. 79/1973, in der Fassung der Bundesgesetze 

BGB!. Nr. 232/1982 und 148/1990 sowie der Kundmachung BGB!. Nr. 561/1973 wird wie 

folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 1 lautet: 

"(1) Eine Volksabstimmung auf Grund der Art. 43 und 44 Abs. 3 B-VG wird vom Bundes­

präsidenten, eine Volksabstimmung auf Grund des Art. 60 Abs. 6 B-VG von den zur 

Vertretung des Bundespräsidenten gemäß Art. 64 Abs. 1 B-VG in der Fassung des Bundes­

verfassungsgesetzes BGBl. Nr. 323/1977 berufenen Organen angeordnet." 

2. § 2 Abs. 2 lit. bund c lauten: 

"b) falls es sich um eine Volksabstimmung nach Art. 43 oder 44 Abs. 3 B-VG handelt, den 

Hinweis, daß das Bundesvolk bei dieser Abstimmung entscheiden wird, ob der vom National­

rat gefaßte Gesetzesbeschluß Gesetzeskraft erlangen soll, sowie den Gesetzesbeschluß mit 

seinem vollen Wortlaut, 

c) falls es sich um eine Volksabstimmung nach Art. 60 Abs. 6 B-VG handelt, den Hinweis, 

daß das Bundesvolk bei dieser Abstimmung entscheiden wird, ob der Bundespräsident 

abgesetzt werden soll," 
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3. § 4 lautet: 

"§ 4. Zur Durchführung der Volksabstimmung sind nach Maßgabe dieses Bundesgesetzes die 

Sprengel wahlbehörden, Gemeindewahlbehörden, Bezirkswahlbehörden, Landeswahlbehörden 

und die Bundeswahlbehörde berufen, die nach den Bestimmungen der Nationalrats-Wahlord­

nung 1992, BGBl. Nr. 471, jeweils im Amt sind. Im übrigen sind auf diese Wahlbehörden die 

einschlägigen Bestimmungen der Nationalrats-Wahlordnung 1992 sinngemäß anzuwenden." 

4. § 5 Abs. 3 lautet: 

"(3) Für die Teilnahme an der Volksabstimmung und die Ausübung des Stimmrechtes mittels 

Stimmkarte sind unbeschadet der Bestimmungen über die Stimmenabgabe im Ausland im 

übrigen die Bestimmungen der §§ 36 bis 40 der Nationalrats-Wahlordnung 1992 sinngemäß 

anzuwenden. " 

5. § 6 Abs. 2 und 5 lauten: 

"(2) Zunächst ist über allfällige, nach den Bestimmungen des Wählerevidenzgesetzes 1973, 

BGBl. Nr. 601, in der jeweils geltenden Fassung am Stichtag (§ 2 Abs. 1) anhängige Ein­

sprüche und Berufungen unter Beobachtung der in den §§ 29 bis 32 der Nationalrats­

Wahlordnung 1992 für das Einspruchs- und Berufungsverfahren festgesetzten Fristen zu 

entscheiden. Nach dem Stichtag einlangende Einsprüche sind nicht mehr zu berücksichtigen. 

(5) Die Gemeinden haben den im Nationalrat vertretenen Parteien auf ihr Verlangen 

Abschriften der Stimmlisten gegen Ersatz der Kosten auszufolgen." 

6. § 7 Abs. 2 erster Satz lautet: 

"Der Kundmachung ist, wenn es sich um eine Volksabstimmung nach Art. 43 oder 44 Abs. 

3 B-VG handelt, beizufügen, daß die Einsichtnahme in den Gesetzesbeschluß in einem 

allgemein zugänglichen Amtsraum jedem Stimmberechtigten durch zehn Tage innerhalb 

bestimmter Tagesstunden, die nicht unter vier Stunden bemessen sein dürfen, gestattet ist." 

269/ME XVIII. GP - Mündliche Anfrage (gescanntes Original) 23 von 209

www.parlament.gv.at



269/ME XVIII. GP - Mündliche Anfrage (gescanntes Original)24 von 209

www.parlament.gv.at



- 12 -

7. § 8 lautet: 

"§ 8. Für das Abstimmungsverfahren, das nach den in der Nationalrats-Wahlordnung 1992 

vorgesehenen Wahlkreisen durchzuführen ist, sind die Bestimmungen der §§ 52 bis 67, des 

§ 68 Abs. 1 erster und zweiter Satz mit der Ergänzung, daß der Wahlleiter dem Stimm­

kartenwähler nach Öffnung des ihm von diesem zu übergebenden Briefumschlages den 

inliegenden amtlichen Stimmzettel samt dem leeren Wahlkuvert zu übergeben und das 

inliegende verschließbare Wahlkuvert zu vernichten hat, wobei einem Stimmberechtigten, dem 

der mit der Stimmkarte ausgehändigte Stimmzettel nicht mehr zur Verfügung steht, neuerlich 

ein Stimmzettel auszufolgen ist, § 68 Abs. 2 erster bis dritter Satz, Abs. 3 und 4 sowie der 

§§ 69 bis 74 der Nationalrats-Wahlordnung 1992 sinngemäß anzuwenden, der § 61 jedoch mit 

der Maßgabe, daß Abstimmungszeugen von jeder im Nationalrat vertretenen Partei zu jeder 

Wahlbehörde entsendet werden können." 

8. § 9 Abs. 1 bis 3 lauten: 

"(1) Die Abstimmung erfolgt mittels amtlichen Stimmzettels, dessen Ausmaß dem Format 

DIN A5 zu entsprechen hat. Der amtliche Stimmzettel darf nur auf Anordnung der Bundes­

wahlbehörde hergestellt werden. 

(2) Bei Volksabstimmungen auf Grund des Art. 43 oder 44 Abs. 3 B-VG hat der amtliche 

Stimmzettel die Frage zu enthalten, ob der Gesetzesbeschluß, über den die Volksabstimmung 

erfolgt und der am Stimmzettel zu bezeichnen ist, Gesetzeskraft erlangen soll. Außerdem hat 

der Stimmzettel links unter der Frage das Wort "ja" und daneben einen Kreis, rechts unter der 

Frage hingegen das Wort "nein" und daneben einen Kreis zu enthalten (Muster Anlage 2). 

(3) Handelt es sich um eine Volksabstimmung auf Grund des Art. 60 Abs. 6 B-VG, so hat 

der amtliche Stimmzettel die Frage "Soll der Bundespräsident abgesetzt werden?" und 

darunter die Worte "ja" und "nein", jedes mit einem Kreis, in der im Abs. 2 festgelegten 

Anordnung zu enthalten (Muster Anlage 3)." 
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9. § 9 Abs. 5 erster und zweiter Satz lauten: 

"Die Bundeswahlbehörde hat die amtlichen Stimmzettel den Sprengel wahlbehörden in Wien 

über die Landeswahlbehörde, den Gemeinde- und Sprengel wahlbehörden außerhalb Wiens 

über die Bezirkshauptmannschaften und Gemeinden, bei Städten mit eigenem Statut über 

diese, entsprechend der endgültigen Zahl der Stimmberechtigten im Bereich der Wahlbehörde, 

zusätzlich einer Reserve von 15 % zu übermitteln. Eine weitere Reserve von 15 % ist den 

Bezirksverwaltungsbehörden für einen allfälligen zusätzlichen Bedarf der Wahlbehörden am 

Abstimmungstag zur Verfügung zu stellen." 

10. § 9 Abs. 6 erster Satz lautet: 

"Wer unbefugt amtliche Stimmzettel oder wer dem amtlichen Stimmzettel gleiche oder 

ähnliche Stimmzettel in Auftrag gibt, herstellt, vertreibt oder verteilt, begeht eine Ver­

waltungsübertretung und ist, wenn darin keine strenger zu bestrafende Handlung gelegen ist, 

von der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 3000 S, im Fall der Uneinbring­

lichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe bis zu zwei Wochen zu bestrafen." 

11. § 10 Abs. 2 zweiter Satz lautet: 

"Dies ist der Fall, wenn der Abstimmende am Stimmzettel in einem der neben den Worten 

"ja" oder "nein" vorgedruckten Kreise ein liegendes Kreuz oder ein sonstiges Zeichen mit 

Tinte, Farbstift, Bleistift oder dergleichen anbringt, aus dem unzweideutig hervorgeht, ob er 

die zur Abstimmung gelangte Frage mit "ja" oder mit "nein" beantwortet." 

12. § 12 lautet: 

"§ 12. (1) Für die Feststellung des örtlichen Stimmenergebnisses und der Stimmenergebnisse 

in den Wahlkreisen sind, soweit im § 11 nicht anderes bestimmt ist, die Vorschriften der §§ 

84 bis 88 des § 89 Abs. 1, des § 90 Abs. 1, 3 und 4, des § 93 Abs. 1 erster Satz und Abs. 

2, des § 95 Abs. 1, des § 96 Abs. 1 mit der Ergänzung, daß das Stimmenergebnis im 

Landeswahlkreis in einem Stimmenprotokoll festzuhalten ist, der §§ 99, 103, 104 und 105 
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Abs. 2 der Nationalrats-Wahlordnung 1992 sinngemäß mit der Maßgabe anzuwenden, daß von 

Stimmberechtigten auf Grund von Stimmkarten abgegebene Stimmen im Bereich der 

Wahlbehörden zu zählen sind, in denen sie abgegeben wurden. 

(2) Werden an einem Abstimmungstag zwei oder mehrere Volksabstimmungen durchgeführt, 

so fmdet die Stimmenzählung getrennt für jede Volksabstimmung statt. In diesem Fall sind 

die nach der Nationalrats-Wahlordnung 1992 vorgeschriebenen Niederschriften fUr jede 

Volksabstimmung getrennt anzulegen." 

13. § 13 lautet: 

"§ 13. (1) Die Gemeindewahlbehörden (Sprengelwahlbehörden) und die Landeswahlbehörden, 

letztere auf Grund der Berichte der Gemeindewahlbehörden, haben nach Beendigung der 

Abstimmungshandlung gegebenenfalls getrennt für jede Volksabstimmung, ungesäumt für 
ihren Bereich festzustellen: 

a) die Summe der Stimmberechtigten laut StimmIisten; 

b) die Gesamtsumme der abgegebenen gültigen und ungültigen Stimmen; 

c) die Summe der abgegebenen ungültigen Stimmen; 

d) die Summe der abgegebenen gültigen Stimmen; 

e) die Summe der abgegebenen gültigen auf "ja" lautenden Stimmen; 

f) die Summe der abgegebenen gültigen auf "nein" lautenden Stimmen. 

(2) Die Landeswahlbehörden haben ihre Ermittlungen nach Maßgabe des § 12 unverzüglich 

der Bundeswahlbehörde auf die schnellste Art bekanntzugeben (Sofortmeldung)." 
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14. § 14 lautet: 

"§ 14. (1) Die Bundeswahlbehörde ennittelt auf Grund der Berichte der Landeswahlbehörden 

in der im § 13 Abs. 1 angegebenen Weise das Gesamtergebnis der Volksabstimmung im 

Bundesgebiet und verlautbart das Ergebnis, gegliedert nach Landeswahlkreisen, im "Amtsblatt 

zur Wiener Zeitung". 

(2) Innerhalb von vier Wochen nach dem Tag dieser Verlautbarung kann die Feststellung der 

Bundeswahlbehörde wegen Rechtswidrigkeit des Verfahrens beim Verfassungsgerichtshof 

angefochten werden. Eine solche Anfechtung muß in den Landeswahlkreisen Burgenland und 

Vorarlberg von je 100, in den Landeswahlkreisen Kärnten, Salzburg und Tirol von je 200, in 

den Landeswahlkreisen Oberösterreich und Steiermark von je 400 und in den Landeswahl­

kreisen Niederösterreich und Wien von je 500 Personen, die am Stichtag (§ 2 Abs. 1) in einer 

Gemeinde des Landeswahlkreises in der Stimmliste eingetragen waren, unterstützt sein. Der 

Anfechtung, in der auch ein bevollmächtigter Vertreter namhaft zu machen ist, sind eigenhän­

dig unterfertigte Unterstützungserklärungen anzuschließen, für die die im § 42 Abs. 2 bis 4 

der Nationalrats-Wahlordnung 1992 enthaltenen Bestimmungen sinngemäß anzuwenden sind. 

(3) Auf das Verfahren über solche Anfechtungen sind die Bestimmungen des § 68 Abs. 2, des 

§ 69 Abs. 1 und des § 70 Abs. 1 und 4 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953, BGBl. Nr. 

85, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 732/1988 sinngemäß anzuwenden. Der 

Verfassungsgerichtshof hat in seinem Erkenntnis gegebenenfalls auch die ziffernmäßige 

Ennittlung der Bundeswahlbehörde richtigzustellen. " 

15. § 15 Abs. 1 lautet: 

"(I) Die Bundeswahlbehörde gibt auf Grund ihrer rechtskräftigen Ennittlung oder gegebenen­

falls auf Grund des Erkenntnisses des Verfassungsgerichtshofes die Zahl der mit "ja" und 

"nein" abgegebenen gültigen Stimmen der Bundesregierung bekannt." 
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16. § 16 lautet: 

.. § 16. Sofortmeldungen können nach Maßgabe der zur Verfügung stehenden technischen 

Mittel auch telegraphisch, fernschriftlich, im Weg automationsunterstützter Datenübertragung 

oder in jeder anderen technisch möglichen Weise erfolgen, wenn hierdurch die schnellste Art 

der Übennittlung gewährleistet ist." 

17. § 17 Abs. 3 lautet: 

"(3) Soweit Tennine, die in der Nationalrats-Wahlordnung 1992 festgesetzt sind, auch im 

Verfahren bei Volksabstimmungen zur Anwendung gelangen, gelten für diese Tennine die 

Bestimmungen des § 12 Abs. 6 der Nationalrats-Wahlordnung 1992." 

18. § 18 Abs. 1 und 4 lauten: 

"(1) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, sind die mit der Durchführung 

der Volksabstimmung verbundenen Kosten von den Gemeinden zu tragen; der Bund hat den 

Gemeinden jedoch die bei der Durchführung der Volksabstimmung entstehenden Kosten für 

Papier einschließlich jener der Drucksorten zur Gänze, die übrigen Kosten zu einem Drittel, 

in beiden Fällen nur nach ordnungsgemäßer Nachweisung und insoweit zu ersetzen, als sie 

nicht bereits gemäß § 12 des Wählerevidenzgesetzes 1973 abgegolten sind. 

(4) Gegen diese Entscheidung ist eine Berufung nicht zulässig." 

19. § 20 lautet: 

"§ 20. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für Inneres, 

hinsichtlich des § 5 im Einvernehmen mit dem Bundesminister für auswärtige Angelegenhei­

ten und dem Bundesminister für Landesverteidigung und hinsichtlich der §§ 18 und 19 im 

Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen, betraut." 
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20. Die Anlage 1 erhält folgende Fassung: 

Anlage 1 (siehe Beilage). 

21. (Verfassungsbestimmung) 

Mit dem Wirksamwerden dieses Bundesgesetzes tritt § 8a des Volksabstimmungsgesetzes 

1972, BGBl. Nr. 79/1973, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 148/1990, außer 

Kraft. 

Artikel IV 

Das Volksbefragungsgesetz 1989, BGBl. Nr. 356, in der Fassung des Bundesgesetzes BOBl. 

Nr. 148/1990 wird wie folgt geändert: 

1. § 4 lautet: 

"§ 4. Zur Durchführung der Volksbefragung sind nach Maßgabe dieses Bundesgesetzes die 

Sprengel wahlbehörden , Oemeindewahlbehörden, Bezirkswahlbehörden, Landeswahlbehörden 

und die Bundeswahlbehörde berufen, die nach den Bestimmungen der Nationalrats-Wahlord­

nung 1992, BGBl. Nr. 471, im Amt sind. Im übrigen sind auf diese Wahlbehörden die 

einschlägigen Bestimmungen der Nationalrats-Wahlordnung 1992 anzuwenden." 

2. § 5a Abs. 2 lautet: 

"(2) Für die Teilnahme an der Volksbefragung und die Ausübung des Stimmrechtes mittels 

Stimmkarte sind im übrigen die Bestimmungen der §§ 36 bis 38, des § 39 Abs. 1, 2 und 4 

und des § 40 der Nationalrats-Wahlordnung 1992 sinngemäß mit den Maßgaben anzuwenden, 

daß eine Stimmenabgabe im Ausland nicht erfolgen kann und die Stimmkarten nicht als 

Briefumschlag herzustellen, sondern auf einfachem Papier zu drucken sind." 

3. § 6 Abs. 1 zweiter Satz entfällt. 
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4. § 6 Abs. 2 erster Satz lautet: 

"Zunächst ist über allfällige nach den Bestimmungen des Wählerevidenzgesetzes 1973, BGB!. 

Nr. 601, in der jeweils geltenden Fassung am Stichtag (§ 2 Abs. 2) anhängige Einsprüche und 

Berufungen unter Beobachtung der in den §§ 29 bis 32 der Nationalrats-Wahlordnung 1992 

für das Einspruchs- und Berufungsverfahren festgesetzten Fristen zu entscheiden." 

5. § 6 Abs. 3 lit. bentfällt, lit. c erhält die Bezeichnung lit. b. 

6. § 6 Abs. 5 lautet: 

"(5) Die Gemeinden haben den im Nationalrat vertretenen Parteien auf ihr Verlangen 

Abschriften der Stimmlisten gegen Ersatz der Kosten auszufolgen." 

7. § 8 lautet: 

"§ 8. Für das Befragungsverfahren, das nach den in der Nationalrats-Wahlordnung 1992 

vorgesehenen Wahlkreisen durchzuführen ist, sind die Bestimmungen der §§ 52 bis 59, 61 

bis 67, des § 68 Abs. 1 erster und zweiter Satz mit der Ergänzung, daß der Wahlleiter auch 

dem Stimmkartenwähler das Stimmkuvert und den amtlichen Stimmzettel zu übergeben hat, 

§ 68 Abs. 2 erster bis dritter Satz, Abs. 3 und 4 sowie der §§ 69 bis 74 der Nationalrats­

Wahlordnung 1992 sinngemäß anzuwenden, der § 61 jedoch mit der Maßgabe, daß Befra­

gungszeugen von jeder im Nationalrat vertretenen Partei zu jeder Wahlbehörde entsendet 

werden können." 

8. § 9 Abs. 1 lautet: 

"(1) Die Befragung erfolgt mittels amtlichen Stimmzettels, dessen Ausmaß dem Format DIN 

A5 zu entsprechen oder nach Notwendigkeit ein Vielfaches davon aufzuweisen hat. Der 

amtliche Stimmzettel darf nur auf Anordnung der Bundeswahlbehörde hergestellt werden." 
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9. § 9 Abs. 4 erster und zweiter Satz lautet: 

"Die Bundeswahlbehörde hat die amtlichen Stimmzettel den Sprengel wahlbehörden in Wien 

über die Landeswahlbehörde, den Gemeinde- und Sprengelwahlbehörden außerhalb Wiens 

über die Bezirkshauptmannschaften und Gemeinden, bei Städten mit eigenem Statut über 

diese, entsprechend der endgültigen Zahl der Stimmberechtigten im Bereich der Wahlbehörde, 

zusätzlich einer Reserve von 15 % zu übermitteln. Eine weitere Reserve von 15 % ist den 

Bezirksverwaltungsbehörden für einen allfälligen zusätzlichen Bedarf der Wahlbehörden am 

Befragungstag zur Verfügung zu stellen." 

10. § 10 lautet: 

"§ 10. Wer unbefugt amtliche Stimmzettel oder wer dem amtlichen Stimmzettel gleiche oder 

ähnliche Stimmzettel in Auftrag gibt, herstellt, vertreibt oder verteilt, weiters, wer unbefugt 

amtliche Stimmzettel, die zur Ausgabe für eine Volksbefragung bestimmt sind, auf irgendeine 

Weise kennzeichnet, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist, wenn darin keine strenger 

zu bestrafende Handlung gelegen ist, von der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis 

zu 3000 S, im Fall der Uneinbringlichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe bis zu zwei Wochen zu 

bestrafen. Hiebei können unbefugt hergestellte amtliche Stimmzettel oder Stimmzettel, die 

dem amtlichen Stimmzettel gleichen oder ähnlich sind, für verfallen erklärt werden, ohne 

Rücksicht darauf, wem sie gehören." 

11. § 11 Abs. 2 zweiter Satz lautet: 

"Dies ist der Fall, wenn der Stimmberechtigte am Stimmzettel in einem der neben den Worten 

"ja" oder "nein" vorgedruckten Kreise ein liegendes Kreuz oder ein sonstiges Zeichen mit 

Tinte, Farbstift, Bleistift oder dergleichen anbringt, aus dem unzweideutig hervorgeht, ob er 

die Frage mit "ja" oder mit "nein" beantwortet." 

12. § 13 lautet: 

"§ 13. (1) Für die Feststellung des örtlichen Stimmenergebnisses und der Stimmenergebnisse 
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in den Wahlkreisen sind, soweit in § 11 nicht anderes bestimmt ist, die Vorschriften der §§ 84 

bis 88, des § 89 Abs. 1, des § 90 Abs. 1, 3 und 4, des § 93 Abs. 1 erster Satz und Abs. 2, 

des § 95 Abs. 1, des § 96 Abs. 1 mit der Ergänzung, daß das Stimmenergebnis im Landes­

wahlkreis in einem Stimmenprotokoll festzuhalten ist, der §§ 99, 103, 104 und 105 Abs. 2 

der Nationalrats-Wahlordnung 1992 sinngemäß mit den Maßgaben anzuwenden, daß eine 

Stimmen abgabe im Ausland nicht erfolgen kann und von Stimmberechtigten auf Grund von 

Stimmkarten abgegebene Stimmen im Bereich der Wahlbehörden zu zählen sind, in denen sie 

abgegeben wurden. 

(2) Werden an einem Volksbefragungstag zwei oder mehrere Volksbefragungen durchgeführt, 

so findet die Stimmenzählung getrennt für jede Volksbefragung statt. In diesem Fall sind die 

nach der Nationalrats-Wahlordnung 1992 vorgeschriebenen Niederschriften so zu gestalten, 

daß die Ergebnisse der einzelnen Volksbefragungen getrennt in der Niederschrift beurkundet 

werden." 

13. § 14 lautet: 

"§ 14. (1) Die Gemeindewahlbehörden (Sprengelwahlbehörden) und die Landeswahlbehörden, 

letztere auf Grund der Berichte der Gemeindewahlbehörden, haben nach Ablauf der Befra­

gungszeit, gegebenenfalls getrennt für jede Volksbefragung, unverzüglich für ihren Bereich 

festzustellen: 

a) die Summe der Stimmberechtigten laut Stimmlisten; 

b) die Gesamtsumme der abgegebenen gültigen und ungültigen Antworten; 

c) die Summe der abgegebenen ungültigen Antworten; 

d) die Summe der abgegebenen gültigen Antworten; 

e) wenn die Frage mit "ja" oder mit "nein" zu beantworten war, die Summe der gültigen "ja"­

Antworten und die Summe der gültigen "nein"-Antworten oder wenn in der Frage zwei 
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alternative Lösungsvorschläge zur Wahl gestellt waren, für jeden Lösungsvorschlag die 

Summe der Zustimmungen. 

(2) Die Landeswahlbehörden haben ihre Ermittlungen nach Maßgabe des § 13 unverzüglich 

der Bundeswahlbehörde auf die schnellste Art bekanntzugeben (Sofortmeldungen). 

14. § 15 lautet: 

"§ 15. Die Bundeswahlbehörde ennitteIt auf Grund der Berichte der Landeswahlbehörden in 

der im § 14 Abs. 1 angegebenen Weise das Gesamtergebnis der Volksbefragung im Bundes­

gebiet und verlautbart das Ergebnis, gegliedert nach Landeswahlkreisen, im "Amtsblatt zur 

Wiener Zeitung"." 

15. § 16 lautet: 

"§ 16. (1) Innerhalb von vier Wochen vom Tag dieser Verlautbarung an kann die Feststellung 

der Bundeswahlbehörde wegen Rechtswidrigkeit des Verfahrens beim Verfassungsgerichtshof 

angefochten werden. Eine solche Anfechtung muß in den Landeswahlkreisen Burgenland und 

Vorarlberg von je 100, in den Landeswahlkreisen Kärnten, Salzburg und Tirol von je 200, in 

den Landeswahlkreisen Oberösterreich und Steiennark von je 400 und in den Landeswahl­

kreisen Niederösterreich und Wien von je 500 Personen, die am Stichtag (§ 2 Abs. 2) in der 

Stimmliste einer Gemeinde des Landeswahlkreises eingetragen waren, unterstützt sein. Der 

Anfechtung, in der auch ein bevollmächtigter Vertreter namhaft zu machen ist, sind eigenhän­

dig unterfertigte Unterstützungserklärungen anzuschließen, für die die im § 42 Abs. 2 bis 4 

der Nationalrats-Wahlordnung 1992 enthaltenen Bestimmungen sinngemäß anzuwenden sind. 

(2) Auf das Verfahren über solche Anfechtungen sind die Bestimmungen des § 68 Abs. 2, des 

§ 69 Abs. 1 und des § 70 Abs. 1 und 4 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953, BGBI. Nr. 

85, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 732/1988 sinngemäß anzuwenden. Der 

Verfassungsgerichtshof hat in seinem Erkenntnis gegebenenfalls auch die ziffernmäßige 

Ennittlung der Bundeswahlbehörde richtigzustellen. " 
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16. § 17 lautet: 

"§ 17. Die Bundeswahlbehörde hat auf Grund ihrer rechtskräftigen Ennittlung oder gegebe­

nenfalls auf Grund des Erkenntnisses des Verfassungsgerichtshofes die Zahl der auf "ja" und 

"nein" lautenden gültigen Antworten oder die Zahl der auf die beiden alternativen Lösungs­

vorschläge entfallenden gültigen Zustimmungen dem Nationalrat und der Bundesregierung 

bekanntzugeben. " 

17. § 18 Abs. 3 lautet: 

"(3) Soweit Tennine, die in der Nationalrats-Wahlordnung 1992 festgesetzt sind, auch im 

Verfahren bei Volksbefragungen zur Anwendung gelangen, gelten für diese Tennine die 

Bestimmungen des § 12 Abs. 6 der Nationalrats-Wahlordnung 1992." 

18. § 19 lautet: 

"(1) Soweit in diesem Bundesgesetz nichts anderes bestimmt ist, sind die mit der Durch­

führung der Volksbefragung verbundenen Kosten von den Gemeinden zu tragen; der Bund 

hat den Gemeinden jedoch die bei der Durchführung der Volksbefragung entstehenden Kosten 

für Papier einschließlich jener der Drucksorten zur Gänze, die übrigen Kosten zu einem 

Drittel, in beiden Fällen nur nach ordnungsgemäßer Nachweisung und insoweit zu ersetzen, 

als sie nicht bereits gemäß § 12 des Wählerevidenzgesetzes 1973 abgegolten sind. 

(2) Ersatzfähig nach Abs. 1 sind Kosten, die für die Durchführung der Volksbefragung 

unbedingt erforderlich waren. Nicht ersatzfähig sind Kosten, die den Gemeinden auch dann 

erwachsen wären, wenn keine Volksbefragung stattgefunden hätte. Der Kostenersatz wird 

durch eine allenfalls gleichzeitig stattfindende Volksbefragung auf Grund landesrechtlicher 

Bestimmungen nicht berührt. 

(3) Die Gemeinden, mit Ausnahme der Stadt Wien, haben den Anspruch auf Ersatz der 

Kosten binnen sechzig Tagen nach dem Abstimmungstag beim Landeshauptmann geltend zu 

machen, der hierüber im Einvernehmen mit der zuständigen Finanzlandesbehörde entscheidet. 
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(4) Oegen diese Entscheidung ist eine Berufung nicht zulässig. 

(5) Ansprüche der Stadt Wien auf Ersatz der Kosten sind binnen der im Abs. 3 bezeichneten 

Frist unmittelbar beim Bundesminister für Inneres einzubringen, der im Einvernehmen mit 

dem Bundesminister für Finanzen entscheidet." 

19. § 20 lautet: 

"§ 20. (1) Sofortmeldungen können nach Maßgabe der zur Verfügung stehenden technischen 

Mittel auch telegraphisch, femschriftlich, im Weg automationsunterstützter Datenübertragung 

oder in jeder anderen technisch möglichen Weise erfolgen, wenn hierdurch die schnellste Art 

der Übermittlung gewährleistet ist. 

(2) Die im Verfahren nach diesem Bundesgesetz erforderlichen Eingaben und sonstigen 

Schriften sind von den Stempelgebühren und Verwaltungsabgaben des Bundes befreit." 

20. Artikel 11 Abs. 2 entfällt. Abs. 3 erhält die Bezeichnung Abs. 2. 

21. Die Anlage 1 erhält folgende Fassung: 

Anlage 1 (siehe Beilage). 

Artikel V 

Das Volkszählungsgesetz 1980, BOB!. Nr. 199, in der Fassung des Bundesgesetzes BOB!. Nr. 

149/1990 wird wie folgt geändert: 

§ 7 Abs. 2 zweiter Satz lautet: 

"Hierauf sind die auf die Länder und Regionalwahlkreise entfallenden Bürgerzahlen sowohl 

dem Bundeskanzler als auch dem Bundesminister für Inneres unverzüglich schriftlich mit­

zuteilen sowie im "Amtsblatt zur Wiener Zeitung" zu veröffentlichen." 
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Artikel VI 

Das Bundespräsidentenwahlgesetz 1971, BOBl. Nr. 57, in der Fassung der Bundesgesetze 

BOBl. Nr. 355/1982, 522/1985 und 148/1990 wird wie folgt geändert: 

1. § 2 lautet: 

"§ 2. Zur Leitung und Durchführung der Wahl des Bundespräsidenten sind nach Maßgabe 

dieses Bundesgesetzes die Sprengelwahlbehörden, Oemeindewahlbehörden, Bezirkswahlbehör­

den, Landeswahlbehörden und die Bundeswahlbehörde berufen, die nach der Nationalrats­

Wahlordnung 1992. BOBl. Nr. 471, jeweils im Amt sind. Im übrigen sind auf diese Wahlbe­

hörden die einschlägigen Bestimmungen der Nationalrats-Wahlordnung 1992 sinngemäß 

anzuwenden. " 

2. § 3 Abs. 3 erster Satz lautet: 

"Jeder politische Bezirk, in den Bundesländern Niederösterreich und Vorarlberg jeder 

Verwaltungsbezirk, und jede Stadt mit eigenem Statut bildet einen Stimmbezirk. " 

3. § 3 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt: 

"Die Stimmbezirke der Wahlkreise werden in einem oder mehreren der gemäß § 3 der 

Nationalrats-Wahlordnung 1992 eingerichteten Regionalwahlkreise entsprechend der Anlage 

1 der Nationalrats-Wahlordnung 1992 zusammengefaßt." 

4. § 5 Abs. 2 lautet: 

"(2) Für die Eintragung der Wahlberechtigten in das Wählerverzeichnis, das Einspruchs- und 

Berufungsverfahren, die Teilnahme an der Wahl, den Ort der Ausübung des Wahlrechtes und 

die Ausübung der Wahl mittels Wahlkarten gelten im übrigen sinngemäß die Bestimmungen 

der §§ 23 bis 40 der Nationalrats-Wahlordnung 1992 mit der Maßgabe, daß Abschriften des 

Wählerverzeichnisses auch von zustellungsbevollmächtigten Vertretern verlangt werden 
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können, die Wahlvorschläge einzubringen beabsichtigen (§ 7)." 

5. § 7 Abs. 1 lautet: 

"(1) Wahlvorschläge für die Wahl des Bundespräsidenten müssen spätestens am dreißigsten 

Tag vor dem Wahltag bis 17 Uhr der Bundeswahlbehörde vorgelegt werden; § 42 Abs. 1 der 

Nationalrats-Wahlordnung 1992 ist sinngemäß anzuwenden. Die Wahlvorschläge müssen von 

wenigstens fünf Mitgliedern des Nationalrates unterschrieben oder von 6 000 Personen, die 

am Stichtag wahlberechtigt waren, unterstützt sein; hiebei sind den Wahlvorschlägen die 

ausgefüllten und eigenhändig unterfertigten Unterstützungserklärungen nach Muster der 

Anlage 1 anzuschließen. Die Unterstützungserklärung hat die Bestätigung der Gemeinde zu 

enthalten, daß die in der Erklärung genannte Person am Stichtag in der Wählerevidenz als 

wahlberechtigt eingetragen war. Diese Bestätigung ist von der Gemeinde nur dann zu erteilen, 

wenn die in der Erklärung genannte Person vor der zur Führung der Wählerevidenz zuständi­

gen Gemeindebehörde persönlich erscheint, ihre Identität durch ein mit Lichtbild ausgestatte­

tes Identitätsdokument (zum Beispiel Reisepaß, Personalausweis, Führerschein, Postausweis) 

nachgewiesen hat, die Unterstützungserklärung die Angaben über Vor- und Familiennamen, 

Geburtsdatum und Wohnadresse sowie den Namen des zu unterstützenden Wahlwerbers 

enthält und die eigenhändige Unterschrift der die Unterstützungserklärung abgebenden Person 

entweder vor der Gemeindebehörde geleistet wurde oder gerichtlich oder notariell beglaubigt 

ist Die Gemeinden sind verpflichtet, Bestätigungen auf Unterstützungserklärungen unver­

züglich und ohne Einhebung von Verwaltungsabgaben, sonstigen Abgaben oder Gebühren 

auszufertigen. Eine solche Bestätigung darf für eine Person nur einmal ausgestellt werden." 

6. § 7 Abs. 3 erster Satz lautet: 

"Dem Wahlvorschlag müssen ferner Bestätigungen der Gemeinde beiliegen, daß der zustel­

lungsbevollmächtigte Vertreter und sein Stellvertreter am Stichtag in der Wählerevidenz als 

wahlberechtigt eingetragen waren." 
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7. § 7 Abs. 4 erster Satz lautet: 

"Gleichzeitig mit der Überreichung des Wahlvorschlages (Abs. 1) hat der zustellungsbevoll­

mächtigte Vertreter des Wahlvorschlages bei der Bundeswahlbehörde einen Beitrag zu den 

Kosten des Wahlverfahrens in der Höhe von 50.000 S bar zu erlegen." 

8. § 8 Abs. 1 lautet: 

"(1) Die Bundeswahlbehörde überprüft unverzüglich, ob die eingelangten Wahlvorschläge den 

gesetzlichen Erfordernissen (§§ 6 und 7) entsprechen." 

9. § 8 Abs. 5 erster Satz lautet: 

"Wenn der Wahlwerber verzichtet oder die Wählbarkeit verlien, so kann der zustellungs­

bevollmächtigte Vertreter den Wahlvorschlag spätestens am Siebenundzwanzigsten Tag vor 

dem Wahltag durch Nennung eines anderen Wahlwerbers ergänzen." 

10. § 9 Abs. 1 erster Satz lautet: 

"Am vierundzwanzigsten Tag vor dem Wahltag hat die Bundeswahlbehörde die dem Gesetz 

entsprechenden Wahlvorschläge abzuschließen und im "Amtsblatt zur Wiener Zeitung" in der 

Reihenfolge der Zahl der für die Wahlwerber abgegebenen Unterstützungserklärungen zu 

veröffentlichen; die Unterschrift eines Mitgliedes des Nationalrates gilt hiebei als Unter­

stützungserklärung von 25 000 Wahlberechtigten. " 

11. § 10 lautet: 

"§ 10. Für das Abstimmungsverfahren gelten die Bestimmungen der §§ 52 bis 67, des § 68 

Abs. 1 erster und zweiter Satz mit der Ergänzung, daß der Wahlleiter dem Wahlkartenwähler 

nach Öffnung des ihm von diesem zu übergebenden Briefumschlages den inliegenden 

amtlichen Stimmzettel samt dem leeren Wahlkuven zu übergeben und das inliegende ver­

schließbare Wahlkuven zu vernichten hat, wobei einem Stimmberechtigten, dem der mit der 
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Wahlkarte ausgehändigte Stimmzettel nicht mehr zur Verfügung steht, neuerlich ein Stimm­

zettel auszufolgen ist, § 68 Abs. 2 erster bis dritter Satz, Abs. 3 und 4 sowie der §§ 69 bis 

74 der Nationalrats-Wahlordnung 1992 sinngemäß, der § 61 jedoch mit der Maßgabe, daß 

Wahlzeugen von jedem zustellungsbevollmächtigten Vertreter eines behördlich veröffentlich­

ten Wahlvorschlages (§ 9) oder von seinem Bevollmächtigten namhaft gemacht werden 

können." 

12. § 11 Abs. 2 letzter Satz lautet: 

"Der amtliche Stimmzettel darf nur auf Anordnung der Bundeswahlbehörde hergestellt 

werden." 

13. § 11 Abs. 3 lautet: 

"(3) Stellt die Bundeswahlbehörde am vierundzwanzigsten Tag vor dem Wahltag fest, daß 

sich nur ein Wahlwerber um das Amt des Bundespräsidenten bewirbt, so h~t der amtliche 

Stimmzettel die Fragen "Soll NN das Amt des Bundespräsidenten bekleiden?" oder "Soll NN 

für eine weitere Funktionsperiode das Amt des Bundespräsidenten bekleiden?" und darunter 

die Worte "ja" und "nein", jedes mit einem Kreis, im übrigen aber die aus dem Muster der 

Anlage 3 ersichtlichen Angaben zu enthalten." 

14. § 11 Abs. 4 erster Satz lautet: 

"Die Größe der amtlichen Stimmzettel hat sich nach der Anzahl der Wahlwerber zu richten 

und hat zumindest dem Format DIN A5 zu entsprechen." 

15. § 11 Abs. 5 erster und zweiter Satz lauten: 

"Die Bundeswahlbehörde hat die amtlichen Stimmzettel den Sprengelwahlbehörden in Wien 

über die Landeswahlbehörde, den Gemeinde- und Sprengelwahlbehörden außerhalb Wiens 

über die Bezirkshauptmannschaften und Gemeinden, bei Städten mit eigenem Statut über 

diese, entsprechend der endgültigen Zahl der Wahlberechtigten im Bereich der Wahlbehörde, 
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zusätzlich einer Reserve von 15 % zu übermitteln. Eine weitere Reserve von 5 % ist den 

Bezirksverwaltungsbehörden für einen allfälligen zusätzlichen Bedarf der Wahlbehörden am 

Wahltag zur Verfügung zu stellen." 

16. § 11 Abs. 6 erster Satz lautet: 

"Wer unbefugt amtliche Stimmzettel oder wer dem amtlichen Stimmzettel gleiche oder 

ähnliche Stimmzettel in Auftrag gibt, herstellt, vertreibt oder verteilt, begeht eine Ver­

waltungsübertretung und ist, wenn darin keine strenger zu bestrafende Handlung gelegen ist, 

von der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 3000 S, im Fall der Uneinbring­

lichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe bis zu zwei Wochen zu bestrafen." 

17. § 12 Abs. 2 zweiter Satz lautet: 

"Dies ist der Fall, wenn der Wähler in einem der rechts von dem Namen der Wahlwerber vor­

gedruckten Kreise ein liegendes Kreuz oder ein anderes Zeichen mit Tinte, Farbstift, Bleistift 

oder dergleichen anbringt, aus dem unzweideutig hervorgeht, daß er den in derselben Zeile 

angeführten Wahlwerber wählen will." 

18. § 12 Abs. 3 zweiter Satz lautet: 

"Dies ist der Fall, wenn der Stimmberechtigte am Stimmzettel in einem der neben den Worten 

"ja" oder "nein" vorgedruckten Kreise ein liegendes Kreuz oder ein sonstiges Zeichen mit 

Tinte, Farbstift, Bleistift oder dergleichen anbringt, aus dem unzweideutig hervorgeht, ob er 

sich für die Wahl des im Stimmzettel genannten Wahlwerbers ausspricht oder nicht." 

19. § 14 Abs. 3 lautet: 

"(3) Im übrigen gelten für die Feststellung der örtlichen Wahlergebnisse und der Wahl­

ergebnisse in den Wahlkreisen die entsprechenden Bestimmungen der §§ 84 bis 88, des § 89 

Abs. 1, des § 90 Abs. 1, 3 und 4, des § 93 Abs. 1 erster Satz und Abs. 2, des § 95 Abs. 1, 

des § 96 Abs. 1 mit der Ergänzung, daß das Stimmenergebnis im Landeswahlkreis in einem 
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Stimmenprotokoll festzuhalten ist, der §§ 99, 103 und 104 der Nationalrats-Wahlordnung 1992 

sinngemäß mit der Maßgabe, daß die von Wahlkartenwählern abgegebenen Stimmen im 

Bereich der Wahlbehörden zu zählen sind, in denen sie abgegeben wurden." 

20. § 15 lautet: 

"§ 15. (1) Jede Landeswahlbehörde hat das Ergebnis der Wahl in ihrem Wahlkreis öffentlich 

kundzumachen. Die Kundmachung hat bei Verwendung von Stimmzetteln nach § 11 Abs. 2 

die Feststellungen nach § 14 Abs. 1 und bei Verwendung von Stimmzetteln nach § 11 Abs. 

3 die Feststellungen nach § 14 Abs. 2 zu enthalten. 

(2) Der Zeitpunkt der Kundmachung ist in der Niederschrift der Landeswahlbehörde zu 

beurkunden; sodann sind die Wahlakten der Landeswahlbehörde ungesäumt der Bundes­

wahlbehörde unter Verschluß einzusenden." 

21. § 16 Abs. 1 bis 4 lauten: 

"(1) Dem zustellungsbevollmächtigten Vertreter eines behördlich veröffentlichten Wahlvor­

schlages (§ 9) steht es frei, gegen die ziffernmäßigen Ermittlungen einer Landeswahlbehörde 

innerhalb von drei Tagen nach der gemäß § 15 erfolgten Verlautbarung bei der Bundes­

wahlbehörde schriftlich Einspruch zu erheben. 

(2) In den Einsprüchen ist hinreichend glaubhaft zu machen, warum und inwiefern die 

ziffernmäßigen Ermittlungen der Landeswahlbehörde nicht den Bestimmungen dieses 

Bundesgesetzes entsprechen. Fehlt diese Begründung, so kann der Einspruch ohne weitere 

Überprüfung abgewiesen werden. 

(3) Wird ein hinlänglich begründeter Einspruch erhoben, so überprüft die Bundeswahlbehörde 

auf Grund der ihr vorliegenden Schriftstücke das Wahlergebnis. Ergibt sich aus diesen 

Schriftstücken die Unrichtigkeit der Ermittlung, so hat die Bundeswahlbehörde die Ermittlung 

richtigzustellen, die Verlautbarung der Landeswahlbehörde zu widerrufen und das richtige 

Ergebnis zu verlautbaren. 
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(4) Ergibt die Überprüfung keinen Anlaß zur Richtigstellung der Ermittlung, so hat die 

Bundeswahlbehörde den Einspruch abzuweisen." 

22. § 16 Abs. 5 erster Halbsatz lautet: 

"Die Bundeswahlbehörde stellt bei Verwendung von Stimmzetteln nach § 11 Abs. 2 auf 

Grund der Ermittlungen der Landeswahlbehörden für das ganze Bundesgebiet 

a) die Gesamtsumme der abgegebenen gültigen und ungültigen Stimmen," 

22. § 16 Abs. 6 erster Halbsatz lautet: 

"Die Bundeswahlbehörde stellt bei Verwendung von Stimmzetteln nach § 11 Abs. 3 auf 

Grund der Ermittlungen der Landeswahlbehörden für das ganze Bundesgebiet 

a) die Summe der abgegebenen gültigen und ungültigen Stimmen," 

24. § 17 erster Satz lautet: 

"Die Bundeswahlbehörde hat jenen Wahlwerber als gewählt zu erklären, der mehr als die 

Hälfte aller gültigen Stimmen auf sich vereinigt hat." 

25. § 18 Abs. 1 letzter Satz lautet: 

"Bei gleicher Stimmenanzahl entscheidet das vom Bundeswahlleiter zu ziehende Los, wer in 

die engere Wahl einzubeziehen ist." 

26. § 18 Abs. 2 lautet: 

"(2) Die Bundeswahlbehörde hat die zustellungsbevollmächtigten Vertreter der Wahlvor­

schläge, deren Wahlwerber in die engere Wahl kommen, hievon mit dem Beifügen zu 

verständigen, daß es ihnen freistehe, binnen vierundzwanzig Stunden nach Erhalt der 
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Verständigung statt des vorgeschlagenen Wahlwerbers der Bundeswahlbehörde für die engere 

Wahl einen anderen wählbaren Wahlwerber namhaft zu machen. § 7 Abs. 2 Z 1 und 2, ferner 

§ 8 Abs. 1 gelten sinngemäß. Weiters gelten auch § 8 Abs. 3 und 5 sinngemäß, jedoch mit 

der Maßgabe, daß die neuen Wahlvorschläge und allenfalls Ergänzungsvorschläge (§ 8 Abs. 

5) keiner Unterschrift bedürfen und Ergänzungsvorschläge gleichfalls spätestens vierund­

zwanzig Stunden nach Erhalt der obigen Verständigung eingebracht werden müssen." 

27. § 19 Abs. 1 erster und zweiter Satz lauten: 

"Die Bundeswahlbehörde hat die Vornahme einer engeren Wahl mindestens achtzehn Tage 

vorher durch Kundmachung im "Amtsblatt zur Wiener Zeitung" anzuordnen. Als Wahltag ist 

von der Bundeswahlbehörde ein Sonntag oder ein anderer öffentlicher Ruhetag zu bestim-

men." 

28. § 21 Abs. 1 lautet: 

"(1) Die Bundeswahlbehörde hat das Ergebnis der Wahl (§ 17, gegebenenfalls § 20) im 

"Amtsblatt zur Wiener Zeitung" unverzüglich zu verlautbaren." 

29. § 21 Abs. 2 erster Satz lautet: 

"Innerhalb einer Woche vom Tag der Verlautbarung im "Amtsblatt zur Wiener Zeitung" kann 

die Wahlentscheidung der Bundeswahlbehörde (Abs. 1) beim Verfassungsgerichtshof wegen 

jeder behaupteten Rechtswidrigkeit des Wahlverfahrens vom zustellungsbevollmächtigten 

Vertreter eines dem Gesetz entsprechenden Wahlvorschlages (§ 9) angefochten werden." 

30. § 21 Abs. 2 letzter Satz: 

"Auf das Verfahren über solche Anfechtungen sind die Bestimmungen der §§ 68 Abs. 2,69, 

70 Abs. 1 und 4 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953, BGBI. Nr. 85, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBI. Nr. 732/1988 sinngemäß anzuwenden." 
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31. § 23 entfällt. 

32. § 24 lautet: 

"§ 24. (1) Die Vorschriften der §§ 122, 123, 124 und 125 der Nationalrats-Wahlordnung 1992 

(schriftliche Anbringen und Sofortmeldungen, Fristen, Wahlkosten, Gebührenfreiheit) sind auf 

die Wahl des Bundespräsidenten anzuwenden. 

(2) Soweit Termine, die in der Nationalrats-Wahlordnung 1992 festgesetzt sind, auch im 

Verfahren für die Wahl des Bundespräsidenten zur Anwendung gelangen, gelten für diese 

Termine die Bestimmungen des § 12 Abs. 6 der Nationalrats-Wahlordnung 1992." 

33. § 27 lautet: 

"§ 27. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist, soweit dieses Bundesgesetz nicht 

anderes bestimmt, der Bundesminister für Inneres, hinsichtlich der §§ 5 und 10 im Einver­

nehmen mit dem Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten und dem Bundesminister 

für Landesverteidigung und hinsichtlich des § 24 bezüglich der Wahlkosten im Einvernehmen 

mit dem Bundesminister für Finanzen betraut. Die Vollziehung des § 24 fällt bezüglich der 

Stempelgebühren in die Zuständigkeit des Bundesministers für Finanzen." 

34. In der Anlage 1 (zu § 7) lauten die Gebietsbezeichnungen oberhalb und neben den 

jeweiligen Gemeinderubriken: 

"Bezirk" 

35. In der Anlage 1 (zu § 7) entfallen im Satz unterhalb der Überschrift "Bestätigung der 

Gemeindebehörde" die Worte "oder am Stichtag das 19. Lebensjahr vollendet hat" 
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36. (Verfassungsbestimmung) 

Mit dem Wirksamwerden dieses Bundesgesetzes tritt § 10a des Bundespräsidentenwahlge­

setzes 1971, BGBl. Nr. 57, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 148/1990, außer 

Kraft. 

Artikel vn 

Bis zur Konstituierung der nach der Nationalrats-Wahlordnung 1992 gebildeten Wahlbehörden 

haben deren nach diesem Bundesgesetz zukommenden Aufgaben die vor dem Inkrafttreten 

dieses Bundesgesetzes nach der Nationalrats-Wahlordnung 1971 bestellten Wahlbehörden zu 

besorgen. 

Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Mai 1993 in Kraft. 
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Anlage 1 

Onschaft: Blatt Wahlsprengel: 

Gemeinde: o Gemeinde-Bez.: 

Be~~: ________________ _ 

~d: ________ ~------ Stimmliste 
straße 

-----------------~ PiäiZ 
RegIoilaIwahIkrels filr die Volbabalimmung MI : 

_. 
Fort. Hals-I Tur- ~ 

Abgegebene ,.,.. 
ZIhI 

Familien- anS VOITIIIII1e (voIlUlSdniblll) .1* 
SIimme ., 

lII8IIuIg 
Nurmw mInnIich weIlicfI . 

j 

-l Hier ist die toruaufende Zahl des AbslimmunasverzeichOisses zu vermecl<en! 

• 
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Anlage 1 

Ortschaft: Blatt Wahlsprengel: 

Gemeinde: o 
Stimmliste ~ 

----~----------~ 

Gemeinde-Bez.: 

BezIrk: __ 

~:----------~-----
; Regionalwahlkreis fü d ka r je Vol 

PlatZ 
befragung am .••.... 

Ford. Hlus-I Tür- ~ 
AbgegebllII 

An-

ZIhI 
Familien- und Vomeme (voll aIaSd .... tl Jahr 

&imme-, 
ftIIrIUtg 

Nummer mInnIic:h weiblich 

., Hier ist die lorUautende Zahl des AbstlmmunosverzeichntSses zu wnnecl<en! 
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f . 

Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 

Das Inkrafttreten der neuen Nationalrats-Wahlordnung 1992 mit Wirkung vom 1. Mai 1993 

bringt mit sich, daß mehrere andere Bundesgesetze dieser angepaßt werden müßten. Hierbei 

handelt es sich um folgende Gesetze: 

Wählerevidenzgesetz 1973, 

Volksbegehrengesetz 1973, 

Volksabstimmungsgesetz 1972, 

Volksbefragungsgesetz 1989, 

Volkszählungsgesetz 1980, 

Bundespräsidentenwahlgesetz 1971. 

Bei den erforderlichen Abänderungen handelt es sich einerseits um Anpassungen der in den 

angeführten Gesetzen teilweise zahlreich vorkommenden Verweisungen auf die Nationalrats­

Wahlordnung 1971, andererseits um Angleichung an die in der Nationalrats-Wahlordnung 

1992 sowie in anderen Materien derzeit gebräuchliche Terminologie (zB statt "Hauptwahlbe­

hörde" "Bundeswahlbehörde" oder statt "Arrest" "Freiheitsstrafe"). 

Darüberhinaus sind in den angeführten Gesetzen - sieht man vom Volkszählungsgesetz 1980 

ab - auch materiell-rechtliche Adaptionen notwendig. Insbesondere sind folgende Regelungen 

der Nationalrats-Wahlordnung 1992 auf die angeführten Gesetze sinngemäß zu übertragen, 

sofern dort vergleichbare Regelungen enthalten sind: 

Festsetzung des Alters der Erlangung des Wahlrechts auf 18 Jahre und Abstellen hin­

sichtlich des Erreichens dieses Wahlalters nicht mehr auf den Stichtag, sondern auf 

den 31. Dezember des Jahres vor der Wahl; 

Wegfall des Instanzenzuges an den Bundesminister bezüglich Entscheidungen von 

Landeshauptmännem über die Vergütung von Kosten, die den Gemeinden bei der 

Vollziehung der angeführten Rechtsmaterien (ausgenommen dem Volkszählungsgesetz 

1980) entstanden sind; 
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Regelungen betreffend die Verwendung von Schreibwerkzeugen in Wahlzellen; 

Regelungen, auf grund welcher schriftliche Anbringen auch telegraphisch, femschrift­

lieh, im Weg automations unterstützter Datenübertragung oder in jeder anderen 

technisch möglichen Weise, beispielsweise mittels Telefax, eingebracht werden 

können, sofern die Einbringungsbehörde aufgrund der ihr zur Verfügung stehenden 

technischen Mitteln in der Lage ist, derartige Anbringen in der gewählten Übermitt­

lungsart zu empfangen. 

Desweiteren soll die Zahl der für die Anfechtung einer Volksabstimmung oder einer 

Volksbefragung in den Landeswahlkreisen erforderlichen Unterstützungen der für die 

Einbringung von Landeswahlvorschlägen jeweils erforderlichen Zahl von Unterstüt­

zungserklärungen gemäß § 42 Abs. 2 der Nationalrats-Wahlordnung 1992 angepaßt werden. 

In Anlehnung an § 42 Abs. 1 der Nationalrats-Wahlordnung 1992 soll im Bundespräsiden­

tenwahlgesetz 1971 der für einen Wahlvorschlag verantwortlichen Person die Möglichkeit 

eingeräumt werden, vom Bundeswahlleiter die Wiederausfolgung des Wahlvorschlages zu 

dessen Verbesserung zu verlangen, sofern dem Bundeswahlleiter bei einer ersten Durchsicht 

offensichtliche Mängel am Wahlvorschlag aufgefallen sind. 

Unter Berücksichtigung der bei der Bundespräsidentenwahl 1992 gemachten Erfahrungen 

sollen die auf grund des Bundespräsidentenwahlgesetzes 1971, des Volksabstimmungsgesetzes 

1972 und des Volksbefragungsgesetzes 1989 vorgesehenen amtlichen Stimmzettel einerseits 

einen größeren Aufdruck zur besseren Lesbarkeit für sehschwache Stimmberechtigte 

aufweisen, andererseits die problemlose Verwendung von Stimmzettelschablonen für Blinde 

analog den bei der Bundespräsidentenwahl 1992 eingesetzten Stimmzettel schablonen 

ermöglichen. 

Ebenfalls aufgrund der bei der Bundespräsidentenwahl 1992 gemachten Erfahrungen ist eine 

Verkürzung der Frist für die Einbringung von Wahlvorschlägen auf den in der Nationalrats­

Wahlordnung 1992 vorgesehenen Zeitraum vorgesehen. Diese Verkürzung, sowie die 

Abänderung weiterer, mit der Kandidatur im Zusammenhang stehender Fristen sollen die 
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zeitlichen Vorgaben, unter denen eine Stimmenabgabe durch im Ausland lebende Wahlberech­

tigte praktisch durchzuführen ist, entschärfen. 

Mit dem Abstellen des Zeitpunkts der Abgabe der Mitteilung gemäß § 8 Abs. 2 des Volks­

begehrengesetzes 1973 (Mitteilung, ob in allen Gemeinden oder nur in bestimmten Gemeinden 

ein Eintragungsverfahren durchgeführt werden soll) sowie des damit verbundenen Zeitpunkts 

der Leistung eines Kostenbeitrages in der Höhe von 30.000 S auf den Tag der Verlautbarung 

- und nicht mehr auf den Beginn der Eintragungsfrist - soll einem zwingenden Erfordernis der 

Praxis Rechnung getragen werden, indem den Eintragungsbehörden frühzeitigere Dis­

positionsmöglichkeiten eröffnet werden. Darüber hinaus sollen im Volksbegehrengesetz 1973 

für den eintragungswilligen Stimmberechtigten hinsichtlich des Nachweises seiner Identität 

die gleichen Kriterien gelten, wie bei der Nationalrats-Wahlordnung 1992. 

Die Zuständigkeit des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes ergibt sich aus Artikel 10 

Abs. 1 B-VG. 

Es kann davon ausgegangen werden, daß eine Verabschiedung des gegenständlichen 

Gesetzesentwurfs gegenüber den bei der Vollziehung der geltenden bezughabenden 

Gesetzesbestimmungen auflaufenden Kosten weder zu Kosteneinsparungen noch zu 

erheblichen Kostensteigerungen führen wird. Hinsichtlich der für das Volksbefragungs­

gesetz 1989 vorgesehenen Kostentragungsbestimmungen wurde den Vorschriften des § 5 des 

Finanzausgleichsgesetzes 1989 entsprochen. 

Wegen mangelnder Integrationsrelevanz von Wahlangelegenheiten und damit im 

Zusammenhang stehender Materien kann der Konfonnitätshinweis auf europäische Regelungen 

entfallen. 
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Besonderer Teil 

Zu Art. I: 

Zu Z 1: 

Die Zuständigkeitsregelung wird der Tenninologie des Artikels 26 Abs. 7 B-va angeglichen. 

Desweiteren wird der Schaffung eines neuen ersten Ennittlungsverfahrens auf der Ebene von 

Regionalwahlkreisen bei Nationalratswahlen ab Mai dieses Jahres und der damit verbundenen 

Neugliederung der Wählerschaft Rechnung getragen. 

Zu Z 2: 

Ergänzende Aufzählung der bestehenden Instrumente der direkten Demokratie. 

Zu Z 3 und 4: 

Anpassungen an das aktive Wahlalter nach der Nationalrats-Wahlordnung 1992. 

Zu Z 5: 

Hinsichtlich des schriftlichen Einspruchs wird auf die Erläuterungen zu schriftlichen 

Anbringen (Z 20) verwiesen. 

Zu Z 6: 

Die getroffene Ausnahmeregelung für Auslandsösterreicher hinsichtlich des Erfordernisses des 

ausgefüllten Wähleranlageblattes beseitigt ein administratives Hemmnis für diesen Personen­

kreis. 

Zu Z 7: 

Das Wort "Arrest" wird in Anlehnung an die Terminologie des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 

durch das Wort "Ersatzfreiheitsstrafe" ersetzt. Diese Bezeichnungsänderung zieht sich durch 

den gesamten Entwurf eines Wahlrechtsanpassungsgesetzes und ist im Wiederholungsfall nicht 

mehr gesondert ausgewiesen. 
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Zu Z 8: 

Hinsichtlich der schriftlichen Einwendungen wird auf die Erläuterungen zu schriftlichen 
Anbringen (Z 20) verwiesen. 

Zu Z 9 und 10: 

Die den bisherigen Kreiswahlbehörden zugewiesenen Funktionen nach dem Wählerevidenzge­

setz 1973 sollen von den nach der Nationalrats-Wahlordnung 1992 einzurichtenden Landes­

wahlbehörden ausgeübt werden, wobei ansonsten die einschlägigen Bestimmungen des 

letztgenannten Gesetzes zum Tragen kommen werden. 

Zu Z 11: 

Aktualisierung der Zitierung der bezughabenden Regelung des Allgemeinen Verwaltungsver­
fahrengesetzes 1991. 

Zu Z 12: 

Hinsichtlich der schriftlichen Berufung wird auf die Erläuterungen zu schriftlichen Anbringen 
(Z 20) verwiesen. 

Zu Z 13: 

Aktualisierte Benennungen im Sinn der vorangegangenen Erläuterungen. 

Zu Z 14: 

Anpassung an das aktive Wahlalter nach der Nationalrats-Wahlordnung 1992. 

Zu Z 16: 

Ergänzende Aufzählung der bestehenden Instrumente der direkten Demokratie. 

Zu Z 17: 

Aktualisierte Zitierung im Sinn der vorangegangenen Erläuterungen. 

Zu Z 18: 

Ergänzende Aufzählung der bestehenden Instrumente der direkten Demokratie. 
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Zu Z 19: 

Da die behördlichen Zuständigkeiten der Bundesministerien im Zug der Strukturbereinigung 

auf jene Fälle beschränkt werden sollen, in denen eine bundesweit zentrale Erledigung absolut 

unerläßlich ist, wird hinkünftig eine Berufung an den Bundesminister gegen die Entscheidung 

eines Landeshauptmannes hinsichtlich des Ersatzes der einer Gemeinde aus der Führung der 

Wählerevidenz oder der Übennittlung der Daten aus dieser an das Bundesministerium für 

Inneres erwachsenen Kosten nicht mehr zulässig sein. 

Zu Z 20: 

Schriftliche Anbringen können gemäß Abs. 1 auch telegraphisch, fernschriftlich, im Weg 

automationsunterstützter Datenübertragung oder in jeder anderen technisch möglichen Weise, 

beispielsweise mittels Telefax, eingebracht werden, so die Einbringungsbehörde aufgrund der 

ihr zur Verfügung stehenden technischen Mitteln überhaupt in der Lage ist, die Anbringen in 

der gewählten Übermittlungsart zu empfangen. Der Wortlaut der getroffenen Regelung 

entspricht § 122 Abs. 1 der Nationalrats-Wahlordnung 1992. 

Zu Z 21 und 23: 

Die allgemein gehaltene Gebietsbezeichnung "Bezirk" tritt jeweils anstelle der bisherigen 

Rubriküberschriften "Pol. Bez.", um den Umbenennungen der politischen Bezirke der 

Bundesländer Niederösterreich und Vorarlberg in "Verwaltungsbezirke" besser zu entsprechen. 

Zu Art. 11: 

Zu Z 1, 10 und 15: 

Aktualisierte Zitierung der verfassungsrechtlichen Grundlage von Volksbegehren. 

Zu Z 2: 

Bei gleichbleibendem Aufgabenbereich tritt an die Stelle der Hauptwahlbehörde die nach der 

Nationalrats-Wahlordnung 1992 einzurichtende Bundeswahlbehörde, auf die ansonsten die 

einschlägigen Bestimmungen des genannten Gesetzes zur Anwendung gelangen. 
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Zu Z 3: 

Mit der Zitierung der bezughabenden Regelungen der Nationalrats-Wahlordnung 1992 sind 

keine inhaltlichen Neuerungen verbunden. Derartige fonnale Anpassungen sind im Wiederho­

lungsfall nicht mehr gesondert ausgewiesen. 

Zu Z 4: 

Die geänderte Regelung trägt einem zwingenden Erfordernis der Praxis Rechnung, indem sie 

den Eintragungsbehörden frühzeitige Dispositionsmöglichkeiten eröffnet. 

Zu Z 5: 

Der eintragungswillige Stimmberechtigte hat nunmehr grundsätzlich solche Unterlagen 

vorzuweisen, aus der seine Identität einwandfrei ersichtlich ist. Diese Regelung samt 

Ausnahmebestimmungen entspricht zur Gänze jener der Nationalrats-Wahlordnung 1992. 

Zu Z 7: 

Hinsichtlich der Neueinführung des Begriffes "Sofortmeldung" wird auf die Erläuterungen zu 

Sofortmeldungen (Z 11) verwiesen. 

Zu Z 9: 

Aktualisierte Zitierung der bezughabenden Bestimmungen des Verfassungsgerichtshofgesetzes 

1953 ohne einer inhaltlichen Änderung. 

Zu Z 11: 

Die Bestimmung des Abs. 1 - siehe hierzu die Erläuterungen zu Z 20 des Art. I dieses 

Gesetzes - ist nach Abs. 2 auf Sofortmeldungen nur dann anzuwenden, wenn hierdurch die 

schnellste Art der Übennittlung ermöglicht wird. Der Wortlaut der getroffenen Regelung 

entspricht § 122 Abs. 2 der Nationalrats-Wahlordnung 1992. 

Zu Z 12: 

Hinkünftig soll eine Berufung an den Bundesminister gegen die Entscheidung eines Landes­

hauptmannes hinsichtlich des Ersatzes der einer Gemeinde bei der Durchführung eines 
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Volksbegehrens erwachsenen Kosten nicht mehr zulässig sein. Im übrigen wird auf die 

Begründung in den Erläuterungen zu Z 19 des Art. I dieses Gesetzes verwiesen. 

Zu Z 13 und 14: 

Begriffliche Bereinigung im Sinn der Erläuterungen zu den Z 21 und 23 des Art. I dieses 

Gesetzes. 

Zu Art. In: 

Zu Z 1, 2, 6 und 8: 

Aktualisierte Zitierung der verfassungsrechtlichen Grundlagen von Volksabstimmungen. 

Zu Z 3: 

Bei im wesentlichen gleichbleibenden Aufgabenbereichen treten an Stelle der Hauptwahlbe­

hörde und Kreiswahlbehörden die nach der Nationalrats-Wahlordnung 1992 einzurichtenden 

Wahlbehörden (Bundeswahlbehörde, Landeswahlbehörden), auf die ansonsten die ein­

schlägigen Bestimmungen des genannten Gesetzes zur Anwendung gelangen. 

Zu Z 5: 

Unter Berücksichtigung der technischen Weiterentwicklung der Datenverarbeitung und ihrer 

kostengünstigen Gestaltung, die in absehbarer Zukunft eine nahezu flächendeckende elek­

tronische Erfassung der ständigen Evidenz der Wahl- und Stimmberechtigten erwarten läßt, 

ist auch kleinen Gemeinden mit geringem Personalstand die Ausfolgung von Abschriften der 

Stimmlisten gegen Kostenersatz zumutbar. 

Zu Z 7: 

Wenngleich das Abstimmungsverfahren nach allen in der Nationalrats-Wahlordnung 1992 

vorgesehenen Wahlkreisen durchzuführen ist, fließen die Stimmenergebnisse der Wahlkarten­

wähler im Inland wie bisher in das jeweilige örtliche Stimmenergebnis ein, weshalb der 

Wahlleiter grundsätzlich jedes, ausschließlich für die Stimmenabgabe im Ausland vor­

gesehene, verschließbare Wahlkuvert zu vernichten hat. 
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Zu Z 8: 

Die neu festgelegten Abmessungen des amtlichen Stimmzettels sollen einerseits einen 

größeren Aufdruck zur besseren Lesbarkeit für sehschwache Stimmberechtigte, andererseits 

die problemlose Verwendung von Stimmzettelschablonen, wie sie schon bei der letzten 

Bundespräsidentenwahl des Vorjahres als Behelf für Blinde, erfolgreich eingesetzt worden 
sind, ermöglichen. 

Zu Z 11: 

Die deklarative Aufzählung der für die Stimmenabgabe zu verwendenden Schreibwerkzeuge 

wird im Sinn der bezughabenden Regelung der Nationalrats-Wahlordnung 1992 ergänzt. 

Zu Z 13 und 16: 

Zu der unter Z 16 näher geregelten Sofortmeldung wird grundSätzlich auf die vorangegange­

nen Erläuterungen dieses Gesetzesentwurfs verwiesen. 

Der bisherige Wortlaut des § 16 war schon bisher als gegenstandslos anzusehen, da das 

zitierte Gesetz bereits durch Art. IX Abs. 2 Z 11 des Strafrechtsanpassungsgesetzes BGB!. Nr. 

422/1974 aufgehoben worden ist und nunmehr die §§ 261 bis 268 des Strafgesetzbuchs die 

entsprechenden Bestimmungen über strafbare Handlungen bei Wahlen, Volksabstimmungen 

und Volksbegehren enthalten. 

Zu Z 14: 

Die im Abs. 2 vorgenommene Änderung der jeweiligen Anzahl der für die Anfechtung in den 

Landeswahlkreisen erforderlichen Unterstützungen lehnt sich an die Bestimmungen der für 

die Einbringung von Landeswahlvorschlägen jeweils erforderlichen Zahl von Unterstützungs­

erklärungen nach § 42 Abs. 2 der Nationalrats-Wahlordnung 1992 an. 

Der Abs. 2 beinhaltet die aktualisierte Zitierung der bezughabenden Bestimmungen des 

Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953 ohne einer inhaltlichen Änderung. 
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Zu Z 18: 

Hinkünftig soll eine Berufung an den Bundesminister gegen die Entscheidung eines Landes­

hauptmannes hinsichtlich des Ersatzes der einer Gemeinde bei der Durchführung einer 

Volksabstimmung erwachsenen Kosten nicht mehr zulässig sein. Im übrigen wird auf die 

Begründung in den Erläuterungen zu Z 19 des Art. I dieses Gesetzes verwiesen. 

Zu Z 19: 

Hinsichtlich der Änderungen in der Vollziehungsklausel wird auf die Erläuterungen zu Z 16 

und 21 verwiesen. 

Zu Z 21: 

Die bezughabenden Bestimmungen der Nationalrats-Wahlordnung 1992 stehen nicht mehr im 

Verfassungsrang, weshalb keine Notwendigkeit für die Anpassung und den geänderten 

Verbleib dieser Verfassungsbestimmung besteht. Im übrigen wird auf die nicht unproblema­

tische Absicherung der Stimmenabgabe im Ausland bei Wahlen und Volksabstimmungen 

durch Art. 26 Abs. 6 B-VG in der Fassung des Bundesverfassungsgesetzes BGBl. Nr. 

470/1992 hingewiesen. 

Zu Art. IV: 

Zu Z 1: 

Bei im wesentlichen gleichbleibenden Aufgabenbereichen treten an Stelle der Hauptwahlbe­

hörde und Kreiswahlbehörden die nach der Nationalrats-Wahlordnung 1992 einzurichtenden 

Wahlbehörden (Bundeswahlbehörde, Landeswahlbehörden), auf die ansonsten die ein­

schlägigen Bestimmungen des genannten Gesetzes zur Anwendung gelangen. 

Zu Z 3: 

Da automationsunterstützte Vorgangsweisen inzwischen eine Selbstverständlichkeit geworden 

sind, erscheint ein diesbezüglicher Hinweis, der sich in dieser Form zudem in keinem anderen 

artverwandten Gesetz findet, nunmehr entbehrlich. 
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Zu Z 5: 

Nach der Nationalrats-Wahlordnung 1992 richtet sich das Wahlalter nicht mehr nach dem 

Stichtag, sondern nach dem Jahrgang. Die getroffene Angleichung läßt eine Verwaltungsver­

einfachung für die Gemeinden bei der Erstellung der Stimmlisten erwarten. 

Zu Z 6: 

Unter Berücksichtigung der technischen Weiterentwicklung der Datenverarbeitung und ihrer 

kostengünstigen Gestaltung, die in absehbarer Zukunft eine nahezu flächendeckende elek­

tronische Erfassung der ständigen Evidenz der Wahl- und Stimmberechtigten erwarten läßt, 

ist auch kleinen Gemeinden mit geringem Personalstand die Ausfolgung von Abschriften der 

Stimmlisten gegen Kostenersatz zumutbar. 

Zu Z 7: 

Die vorgenommene Ergänzung ist durch den neuen Wortlaut der bezughabenden Regelung 

der Nationalrats-Wahlordnung 1992 erforderlich geworden, sie bringt jedoch keine inhaltliche 

Änderung der bestehenden Rechtslage mit sich. 

Zu Z 8: 

Die neu festgelegten Abmessungen des amtlichen Stimmzettels sollen einerseits einen 

größeren Aufdruck zur besseren Lesbarkeit für sehschwache Stimmberechtigte, andererseits 

die problemlose Verwendung von Stimmzettelschablonen für Blinde, wie sie schon bei der 

letzten Bundespräsidentenwahl des Vorjahres erfolgreich eingesetzt worden sind, ennöglichen. 

Zu Z 11: 

Die deklarative Aufzählung der für die Stimmenabgabe zu verwendenden Schreibwerkzeuge 

wird im Sinn der bezughabenden Regelung der Nationalrats-Wahlordnung 1992 ergänzt. 

Zu Z 13: 

Neben einer geringfügigen sprachlichen Verbesserung findet sich nunmehr auch der Begriff 

der "Sofortmeldung", auf den bereits an anderer Stelle umfassend Bezug genommen worden 

ist. 
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Zu Z 15: 

Die im Abs. 2 vorgenommene Änderung der jeweiligen Anzahl der für die Anfechtung in den 

Landeswahlkreisen erforderlichen Unterstützungen lehnt sich an die Bestimmungen der für 

die Einbringung von Landeswahlvorschlägen jeweils erforderlichen Zahl von Unterstützungs­

erklärungen nach § 42 Abs. 2 der Nationalrats-Wahlordnung 1992 an. 

Der Abs. 2 beinhaltet die aktualisierte Zitierung der bezughabenden Bestimmungen des 

Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953 ohne einer inhaltlichen Änderung. 

Zu Z 16: 

Geringfügige sprachliche Verbesserung. 

Zu Z 18: 

Entspricht mit Ausnahme des Abs. 4 vollinhaltlich dem früheren § 19, der mit Ablauf des 

30. Juni 1991 außer Kraft getreten ist 

Gemäß Abs. 4 soll hinkünftig eine Berufung an den Bundesminister gegen die Entscheidung 

eines Landeshauptmannes hinsichtlich des Ersatzes der einer Gemeinde bei der Durchrührung 

einer Volksbefragung erwachsenen Kosten nicht mehr zulässig sein. Im übrigen wird auf die 

Begründung in den Erläuterungen zu Z 19 des Art. I dieses Gesetzes verwiesen. 

Zu Art. V: 

Die Änderung nimmt auf die mit der Nationalrats-Wahlordnung 1992 neu eingeführte Ebene 

der Regionalwahlkreise Bedacht. Unmittelbar nach dem Inkrafttreten des genannten Gesetzes 

mit 1. Mai dieses Jahres wird der Bundesminister rür Inneres auf Grund des endgültigen 

Ergebnisses der Ordentlichen Volkszählung 1991 die Zahl der auf jeden Wahlkreis gemäß § 4 

der Nationalrats-Wahlordnung 1992 entfallenden Mandate zu ermitteln haben. 
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Zu Art. VI: 

Zu Z 1: 

Bei im wesentlichen gleichbleibenden Aufgabenbereichen treten an Stelle der Hauptwahlbe­

hörde und Kreiswahlbehörden die nach der Nationalrats-Wahlordnung 1992 einzurichtenden 

Wahlbehörden (Bundeswahlbehörde, Landeswahlbehörden), auf die ansonsten die ein­

schlägigen Bestimmungen des genannten Gesetzes zur Anwendung gelangen. 

Zu Z 3: 

Die Nationalrats-Wahlordnung 1992 führt zwischen den Stimmbezirken und den 

(Landes)wahlkreisen die Ebene der Regionalwahlkreise ein, bei deren Einteilung, wie aus dem 

Anhang 1 der Nationalrats-Wahlordnung 1992 zu ersehen, auf historisch gewachsene 

Einheiten Bedacht genommen wurde. 

Zu Z 4: 

Mit der Zitierung der bezughabenden Regelungen der Nationalrats-Wahlordnung 1992 sind 

keine inhaltlichen Neuerungen verbunden. Derartige formale Anpassungen sind im Wiederho­

lungsfall nicht mehr gesondert ausgewiesen. 

Zu Z S: 

Die Verkürzung der Frist für die Einbringung von Wahlvorschlägen auf den in der National­

rats-Wahlordnung 1992 vorgesehenen Zeitraum soll im Verein mit den übrigen geänderten 

Fristen (Z 9, 10, 13, 26 und 27) die zeitlichen Vorgaben, unter denen eine Stimmenabgabe 

durch im Ausland lebende Wahlberechtigte praktisch durchzuführen ist, entschärfen, ohne daß 

Parteienrechte oder die sonstige Durchführung einer Bundespräsidentenwahl eine Beeinträch­

tigung erfahren. 

Mit der sinngemäßen Anwendung der Bestimmungen des § 42 Abs. 1 der Nationalrats­

Wahlordnung 1992 soll bezweckt werden, daß die Unterzeichner ihren Wahlvorschlag für die 

Wahl des Bundespräsidenten durch eine verantwortliche Person vorlegen, die gegenüber dem 

Bundeswahlleiter, so diesem bei einer ersten Durchsicht offensichtliche Mängel am 

Wahlvorschlag auffallen, die Wiederausfolgung des Wahlvorschlages zu dessen Verbesserung 
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verlangen kann. Die erste Überprüfung durch den Bundeswahlleiter stellt lediglich eine 

Serviceleistung gegenüber den Unterzeichnern des Wahlvorschlages dar und ersetzt 

keineswegs die Überprüfung des Wahlvorschlages durch die Bundeswahlbehörde, der 

gegenüber sich die Unterzeichner nicht dahingehend verantworten können, daß dem Bundes­

wahlleiter ein ihrer Meinung nach offensichtlicher Mangel hätte auffallen müssen. Ein 

verbesserter Wahlvorschlag muß innerhalb der für dessen Einbringung vorgeschriebenen Frist 

wieder vorgelegt werden. 

Die Anpassung der Bestimmung über die Bestätigung von Unterstützungserklärungen durch 

die Gemeinde wird durch die Neuregelung in der Nationalrats-Wahlordnung 1992, wonach 

sich das Wahlalter nicht mehr nach dem Stichtag, sondern nach dem Jahrgang richtet, 

notwendig. 

Zu Z 6: 

Erforderliche Anpassung der Wahlalterregelung; siehe auch die obigen Erläuterungen. 

Zu Z 11: 

Wenngleich das Abstimmungsverfahren nach allen in der Nationalrats-Wahlordnung 1992 

vorgesehenen Wahlkreisen durchzuführen ist, fließen die Stimmenergebnisse der Wahlkarten­

wähler im Inland wie bisher in das jeweilige örtliche Stimmenergebnis ein, weshalb der 

Wahlleiter grundsätzlich jedes, ausschließlich für die Stimmenabgabe im Ausland vor­

gesehene, verschließbare Wahlkuvert zu vernichten hat. 

Zu Z 14: 

Die neu festgelegten Abmessungen des amtlichen Stimmzettels sollen einerseits einen 

größeren Aufdruck zur besseren Lesbarkeit für sehschwache Stimmberechtigte, andererseits 

die problemlose Verwendung von Stimmzettelschablonen, wie sie schon bei der letzten 

Bundespräsidentenwahl des Vorjahres als Behelf für Blinde, erfolgreich eingesetzt worden 

sind, ermöglichen. 
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Zu Z 18: 

Die deklarative Aufzählung der für die Stimmenabgabe zu verwendenden Schreibwerkzeuge 

wird im Sinn der bezughabenden Regelung der Nationalrats-Wahlordnung 1992 ergänzt. 

Zu Z 29: 

Die neue Sprachregelung stellt auf die ständige Judikatur des VfGH zur Anfechtungslegitima­

tion ab, wonach ein nicht veröffentlichter jedoch dem Gesetz entsprechender Wahlvorschlag, 

der richtigerweise behördlich hätte veröffentlicht werden müssen, einem tatsächlich im 

"Amtsblatt zur Wiener Zeitung" veröffentlichten Wahlvorschlag gleichzuhalten ist. 

Zu Z 30: 

Der Abs. 2 beinhaltet die aktualisierte Zitierung der bezughabenden Bestimmungen des 

Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953 ohne einer inhaltlichen Änderung. 

Zu Z 32: 

Hinkünftig soll eine Berufung an den Bundesminister gegen die Entscheidung eines Landes­

hauptmannes hinsichtlich des Ersatzes der einer Gemeinde bei der Durchführung einer 

Bundespräsidentenwahl erwachsenen Kosten nicht mehr zulässig sein. 

Im übrigen wird auf die bezughabenden Erläuterungen dieses Gesetzesentwurfs verwiesen. 

Zu Z 33 und 36: 

Hinsichtlich der Änderungen in der Vollziehungsklausel wird auf die Erläuterungen zu Art. 

III Z 21 verwiesen. 

Zu Z 34 und 35: 

Die allgemein gehaltene Gebietsbezeichnung "Bezirk" tritt jeweils anstelle der bisherigen 

Rubriküberschriften "Pol. Bez.", um den Umbenennungen der politischen Bezirke der 

Bundesländer Niederösterreich und Vorarlberg in "Verwaltungsbezirke" besser zu entsprechen; 

siehe auch die vorangegangenen Erläuterungen des Gesetzesentwurfs zum Wahlalter. 
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Zu Art. VII: 

Gemäß § 6 Abs. 1 der mit 1. Mai dieses Jahres in Kraft tretenden Nationalrats-Wahlordnung 

1992 werden die neuen Wahlbehörden erstmals vor der nächsten Nationalratswahl gebildet. 
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Textgegenüberstellung 

Vollständig neu gefaßte sowie neu eingefügte Vorschriften sind durch einen seitlich ange­

brachten senkrechten Strich, teilweise Änderungen (z.B. geänderte oder neu eingefügte Sätze 

innerhalb eines Absatzes, Änderungen von Zitierungen etc.) durch Unterstreichen ersichtlich 

gemacht 

Wäblerevidenzgesetz 1973 

Abzuändernder Text: 

§ 1. (1) ..... 

(2) Die Führung der Wählerevidenz obliegt 

den Gemeinden im übertragenen Wirkungs­

kreis. Die Wählerevidenz ist innerhalb der 

Gemeinden gegebenenfalls nach Ortschaf­

ten, Straßen und Hausnummern, wenn aber 

eine Gemeinde in Wahlsprengel eingeteilt 

ist, auch nach Wahlsprengeln anzulegen. 

(3) Die Wählerevidenz ist, sofern nicht die 

Voraussetzungen des Abs. 4 vorliegen, in 

Karteifonn zu führen. Die Karteiblätter 

haben für jeden Wahl- und Stimmberech­

tigten die für die Durchführung von Wah­

len, Volksbegehren und Volksabstimmun­

gen erforderlichen Angaben, das sind Fa­

milien- und Vorname, Geburtsdatum und 

Wohnadresse, zu enthalten. Die Wahl- und 

Stimmberechtigten sind nach dem Namens-

Neuer Text: 

§ 1. (1) ••••• 

(2) Die Führung der Wählerevidenz obliegt 

den Gemeinden im übertragenen Wirkungs­

bereich. Die Wählerevidenz ist innerhalb 

der Gemeinden gegebenenfalls nach Regio­

nalwahlkreisen. Ortschaften, Straßen und 

Hausnummern, wenn aber eine Gemeinde 

in Wahlsprengel eingeteilt ist, auch nach 

Wahl sprengeln anzulegen. 

(3) Die Wählerevidenz ist, sofern nicht die 

Voraussetzungen des Abs. 4 vorliegen, in 

Karteifonn zu führen. Die Kaneiblätter 

haben für jeden Wahl- und Stimmberech­

tigten die für die Durchführung von Wah­

len, Volksbegehren. Volksabstimmungen 

und Volksbefragungen erforderlichen An­

gaben, das sind Familien- und Vornamen" 

Geburtsdatum und Wohnadresse, zu enthal­

ten. Die Wahl- und Stimmberechtigten sind 
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alphabet, in Gemeinden, die in Wahlspren­

gel eingeteilt sind, auch nach dem Wohn­

sitz (Wohnung, Wahlsprengel) zu erfassen. 

§ 2. (1) In die Wählerevidenz sind alle 

Männer und Frauen einzutragen, die die 

österreichische Staatsbürgerschaft besitzen, 

vor dem 1. Jänner des J abres der Eintra­

gung das 19. Lebensjahr vollendet haben, 

vom Wahlrecht zum Nationalrat nicht 

ausgeschlossen sind und in der Gemeinde 

ihren ordentlichen Wohnsitz haben. 

§ 2 a. (1) Im Ausland lebende Männer und 

Frauen, die die österreichische Staatsbür­

gerschaft besitzen, das 19. Lebensjahr 

vollendet haben und vom Wahlrecht zum 

Nationalrat nicht ausgeschlossen sind, 

werden auf Antrag, dem die zur Begrün­

dung notwendigen Belege anzuschließen 

sind, für die Dauer ihres Auslandsaufent­

haltes in die Wählerevidenz der Gemeinde 

eingetragen, in der sie den letzten ordent­

lichen Wohnsitz im Inland hatten; in Er­

mangelung eines solchen, in die Wähler­

evidenz der Gemeinde, in der zumindest 

ein Elternteil seinen ordentlichen Wohnsitz 

im Inland hat oder zuletzt hatte. 

§ 4. (1) leder Staatsbürger kann unter 

Angabe seines Namens und der Wohn-

- 2 -

nach dem Namensalphabet, in Gemeinden, 

die in Wahlsprengel eingeteilt sind, auch 

nach dem Wohnsitz (Wohnung, Wahl­

sprengel) zu erfassen. 

§ 2. (1) In die Wählerevidenz sind alle 

Männer und Frauen einzutragen, die die 

österreichische Staatsbürgerschaft besitzen, 

vor dem 1. Jänner des Jahres der Eintra­

gung das 18. Lebensjahr vollendet haben, 

vom Wahlrecht zum Nationalrat nicht 

ausgeschlossen sind und in der Gemeinde 

ihren ordentlichen Wohnsitz haben. 

§ 2 a. (1) Im Ausland lebende Männer und 

Frauen, die die österreichische Staatsbür­

gerschaft besitzen, das 18. Lebensjahr 

vollendet haben und vom Wahlrecht zum 

Nationalrat nicht ausgeschlossen sind, 

werden auf Antrag. dem die zur Begrün­

dung notwendigen Belege anzuschließen 

sind, für die Dauer ihres Auslandsaufent­

haltes in die Wählerevidenz der Gemeinde 

eingetragen, in der sie den letzten ordent­

lichen Wohnsitz im Inland hatten; in Er­

mangelung eines solchen, in die Wähler­

evidenz der Gemeinde. in der zumindest 

ein Elternteil seinen ordentlichen Wohnsitz 

im Inland hat oder zuletzt hatte. 

§ 4. (1) leder Staatsbürger kann unter 

Angabe seines Namens und der Wohn-
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adresse gegen die Wählerevidenz schrift­

lich, mündlich oder telegraphisch Ein­

spruch erheben. Der Einspruchswerber 

kann die Aufnahme eines Wahl- und 

Stimmberechtigten in die Wählerevidenz 

oder die Streichung eines nicht Wahl- und 

Stimmberechtigten aus der Wählerevidenz 

begehren. 

(2) ..... 

(3) Der Einspruch ist, falls er schriftlich 

eingebracht wird, für jeden Einspruchsfall 

gesondert zu überreichen. Hat der Ein­

spruch die Aufnahme eines Wahl- und 

Stimmberechtigten zum Gegenstande, so 

sind auch die zur Begründung desselben 

notwendigen Belege, insbesondere ein vom 

vermeintlich Wahl- und Stimmberechtigten 

ausgefülltes Wähleranlageblatt (Muster 

Anlage 1), anzuschließen. Wird im Ein­

spruch die Streichung eines nicht Wahl­

und Stimmberechtigten begehrt, so ist der 

Grund hiefür anzugeben. Alle Einsprüche, 

auch mangelhaft belegte, sind entgegen­

zunehmen. Ist ein Einspruch von mehreren 

Einspruchswerbern unterzeichnet, so gilt, 

wenn kein Zustellungs bevollmächtigter 

genannt ist, der an erster Stelle Unterzeich­

nete als zustellungs bevollmächtigt. 

- 3 -

adresse gegen die Wählerevidenz schrift­

lich oder mündlich Einspruch erheben. Der 

Einspruchswerber kann die Aufnahme 

eines Wahl- und Stimmberechtigten in die 

Wählerevidenz oder die Streichung eines 

nicht Wahl- und Stimmberechtigten aus der 

Wählerevidenz begehren. 

(2) ..... 

(3) Der Einspruch ist, falls er schriftlich 

eingebracht wird, für jeden Einspruchsfall 

gesondert zu überreichen. Hat der Ein­

spruch die Aufnahme eines Wahl- und 

Stimmberechtigten zum Gegenstand, so 

sind auch die zur Begründung desselben 

notwendigen Belege, insbesondere ein vom 

vermeintlich Wahl- und Stimmberechtigten~ 

soweit es sich nicht um einen im Ausland 

lebenden Staatsbürger handelt. ausgefülltes 

Wähleranlageblatt (Muster Anlage 1), 

anzuschließen. Wird im Einspruch die 

Streichung eines nicht Wahl- und Stimm­

berechtigten begehrt, so ist der Grund 

hiefür anzugeben. Alle Einsprüche, auch 

mangelhaft belegte, sind entgegenzuneh­

men. Ist ein Einspruch von mehreren Ein­

spruchswerbern unterzeichnet, so gilt, wenn 

kein Zustellungsbevollmächtigter genannt 

ist, der an erster Stelle Unterzeichnete als 

zustellungsbevollmächtigt. 
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(4) Wer offensichtlich mutwillig Einsprü­

che erhebt, begeht eine Verwaltungsüber­

tretung und ist mit einer Geldstrafe bis zu 

3000 S, im Falle der Uneinbringlichkeit 

mit Arrest bis zu zwei Wochen zu bestra­

fen. 

§ S. (1) Die Gemeinde hat die Personen, 

gegen deren Aufnahme in die Wählerevi­

denz Einspruch erhoben wurde, hievon 

unter gleichzeitiger Bekanntgabe der Grün­

de binnen zwei Wochen nach Einlangen 

des Einspruches zu verständigen. Den 

Betroffenen steht es frei, binnen zweI 

Wochen nach Zustellung der Verständi­

gung, schriftlich, mündlich oder telegra­

phisch Einwendungen bei der zur Ent­

scheidung über den Einspruch berufenen 

Behörde vorzubringen. 

§ 6. Die gemäß den §§ 7 und 8 mit dem 

Einspruchs- und Berufungsverfahren befaß­

ten Gemeindewahlbehörden, Bezirkswahl­

behörden und Kreiswahlbehörden sind die 

nach den Bestimmungen der Nationalrats­

Wahlordnung 1971, BGBl.Nr. 391/1970, 

jeweils im Amte befindlichen gleichnami­

gen Wahlbehörden. Sie sind von ihren 

Vorsitzenden zur Entscheidung über die 

eingelangten Einsprüche und Berufungen 

mindestens einmal in jedem Kalendervier­

teljahr einzuberufen. Liegen in einem Ka-

- 4 -

(4) Wer offensichtlich mutwillig Einsprü­

che erhebt, begeht eine Verwaltungsüber­

tretung und ist mit Geldstrafe bis zu 

3000 S, im Fall der Uneinbringlichkeit mit 

Ersatzfreiheitsstrafe bis zu zwei Wochen 

zu bestrafen. 

§ S. (1) Die Gemeinde hat die Personen, 

gegen deren Aufnahme in die Wählerevi­

denz Einspruch erhoben wurde, hievon 

unter gleichzeitiger Bekanntgabe der Grün­

de binnen zwei Wochen nach Einlangen 

des Einspruches zu verständigen. Den 

Betroffenen steht es frei, binnen zweI 

Wochen nach Zustellung der Verständi­

gung, schriftlich oder mündlich Einwen­

dungen bei der zur Entscheidung über den 

Einspruch berufenen Behörde vorzubrin­

gen. 

§ 6. Die gemäß den §§ 7 und 8 mit dem 

Einspruchs- und Berufungsverfahren befaß­

ten Gemeindewahlbehörden, Bezirkswahl­

behörden und Landeswahlbehörden sind 

die nach der Nationalrats-Wahlordnung 

1992, BOBI. Nr. 471/1992. jeweils im 

Amt befindlichen gleichnamigen Wahlbe­

hörden. Sie sind von ihren Vorsitzenden 

zur Entscheidung über die eingelangten 

Einsprüche und Berufungen mindestens 

einmal in jedem Kalendervieneljahr ein­

zuberufen. Liegen in einem Kalendervier-
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lendervierteljahr keine Einspruche und' 

Berufungen zur Entscheidung vor, so hat 

die Einberufung der Wahlbehörden für das 

betreffende Kalendervierteljahr zu entfal­

len. Im übrigen finden auf diese Wahlbe­

hörden die einschlägigen Bestimmungen 

der Nationalrats-Wahlordnung 1971 sinn­

gemäß Anwendung. 

§ 7. (1) Über den Einspruch hat außerhalb 

Wiens die Gemeindewahlbehörde, in Wien 

die Bezirkswahlbehörde, zu entscheiden. 

§ 7 des Allgemeinen Verwaltungsverfah­

rensgesetzes 1950 findet Anwendung. 

§ 8. (1) Gegen die Entscheidung gemäß 

§ 7 Abs. 1 können der Einspruchswerber 

sowie der von der Entscheidung Betroffene 

binnen zwei Wochen nach Zustellung der 

Entscheidung schriftlich oder telegraphisch 

die Berufung bei der Gemeinde einbringen. 

Die Gemeinde hat den Berufungsgegner 

von der eingebrachten Berufung binnen 

zwei Wochen mit dem Beifügen zu ver­

ständigen, daß es ihm freisteht. innerhalb 

von zwei Wochen nach der an ihn ergange­

nen Verständigung in die Berufung Ein­

sicht und zu den vorgebrachten Berufungs­

gründen Stellung zu nehmen. 

(2) Über die Berufung hat außerhalb Wiens 

die Bezirkswahlbehörde, in Wien die 

- 5 -

teljahr keine Einspruche und Berufungen 

zur Entscheidung vor, so hat die Einberu­

fung der Wahlbehörden für das betreffende 

Kalendervierteljahr zu entfallen. Im übri­

gen sind auf diese Wahlbehörden die ein­

schlägigen Bestimmungen der Nationalrats­

Wahlordnung 1992 sinngemäß anzuwen­

den. 

§ 7. (1) Über den Einspruch hat außerhalb 

Wiens die Gemeindewahlbehörde, in Wien 

die Bezirkswahlbehörde, zu entscheiden. 

§ 7 des Allgemeinen Verwaltungsverfah­

rensgesetzes 1991 ist anzuwenden. 

§ 8. (1) Gegen die Entscheidung gemäß 

§ 7 Abs. 1 können der Einspruchswerber 

sowie der von der Entscheidung Betroffene 

~innen zwei Wochen nach Zustellung der 

Entscheidung schriftlich die Berufung bei 

der Gemeinde einbringen. Die Gemeinde 

hat den Berufungsgegner von der einge­

brachten Berufung binnen zwei Wochen 

mit dem Beifügen zu verständigen, daß es 

ihm freisteht, innerhalb von zwei Wochen 

nach der an ihn ergangenen Verständigung 

in die Berufung Einsicht und zu den vorge­

brachten Berufungsgrunden Stellung zu 

nehmen. 

(2) Über die Berufung hat außerhalb Wiens 

die Bezirkswahlbehörde, in Wien die Lan-
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Kreiswahlbehörde zu entscheiden. § 7 des 

Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgeset­

zes 1950 findet Anwendung. Eine weitere 

Berufung ist unzulässig. 

§ 9. (1) ..... 

(2) ..... 

(3) ..... 

(4) Den Gemeinden bleibt es, unbeschadet 

der übrigen Bestimmungen dieses Bundes­

gesetzes, unbenommen, zwecks Überprü­

fung der Richtigkeit der Wählerevidenz 

von Zeit zu Zeit, alljährlich jedoch nur 

einmal, eine allgemeine Aufnahme der 

Wahl- und Stimmberechtigten im Gemein­

degebiete vorzunehmen. Anläßlich dieser 

Aufnahme können von den Gemeinden 

auch Personen erfaßt werden, die bis zum 

31. Dezember des Jahres, in dem die all­

gemeine Aufnahme angeordnet wird, das 

19. Lebensjahr vollenden und die übrigen 

Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 erfüllen. 

Die allgemeine Aufnahme ist tunlichst 

gleichzeitig mit anderen allgemeinen Erhe­

bungen (zum Beispiel Personenstands- und 

Betriebsaufnahme usw.) durchzuführen. Zu 

einer allgemeinen Aufnahme der Wahl­

und Stimmberechtigten ist in Wien die 

Genehmigung des Bundesministers für 

- 6 -

deswahlbehörde zu entscheiden. § 7 des 

Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgeset­

zes 1991 ist anzuwenden. Eine weitere 

Berufung ist unzulässig. 

§ 9. (1) ..... 

(2) ..... 

(3) ..... 

(4) Den Gemeinden bleibt es, unbeschadet 

der übrigen Bestimmungen dieses Bundes­

gesetzes, unbenommen, zwecks Überprü­

fung der Richtigkeit der Wählerevidenz 

von Zeit zu Zeit, alljährlich jedoch nur 

einmal, eine allgemeine Aufnahme der 

Wahl- und Stimmberechtigten im Gemein­

degebiete vorzunehmen. Anläßlich dieser 

Aufnahme können von den Gemeinden 

auch Personen erfaßt werden, die bis zum 

31. Dezember des Jahres, in dem die all­

gemeine Aufnahme angeordnet wird, das 

18. Lebensjahr vollenden und die übrigen 

Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 erfüllen. 

Die allgemeine Aufnahme ist tunlichst 

gleichzeitig mit anderen allgemeinen Erhe­

bungen (zum Beispiel Personenstands- und 

Betriebsaufnahme usw.) durchzuführen. Zu 

einer allgemeinen Aufnahme der Wahl­

und Stimmberechtigten ist in Wien die 

Genehmigung des Bundesministers für 
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Inneres, in den übrigen Gemeinden die 

Cienehrrrigung des Landeshauptrnannes 

erforderlich; die Cienehrrrigung darf im 

ersteren Falle nur im Einvernehmen rrrit 

dem Bundesminister für Finanzen, im 

letzteren Falle nur im Einvernehmen rrrit 

der Finanzlandesbehörde erteilt werden. 

(5) ..... 

(6) ..... 

(7) ..... 

(8) ..... 

(9) ..... 

(10) Wer den gemäß den Abs. 3 und 5 bis 

8 erlassenen Anordnungen zuwiderhandelt, 

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist 

mit einer Cieldstrafe bis zu 3000 S, im 

Falle der Uneinbringlichkeit rrrit Arrest bis 

zu zwei Wochen zu bestrafen. Der gleichen 

Strafe unterliegt, wenn darin keine von den 

Cierichten zu bestrafende Handlung gelegen 

ist, wer in einem Wähleranlageblatt wis­

sentlich unwahre Angaben macht. 

§ 10. Die näheren Vorschriften über die 

Anlegung der Wählerverzeichnisse für die 

- 7 -

Inneres, in den übrigen Ciemeinden die 

Cienehrrrigung des Landeshauptrnannes 

erforderlich; die Genehmigung darf im 

ersteren Falle nur im Einvernehmen rrrit 

dem Bundesrrrinister für Finanzen, im 

letzteren Falle nur im Einvernehmen rrrit 

der Finanzlandesbehörde erteilt werden. 

(5) ..... 

(6) ..... 

(7) ..... 

(8) ..... 

(9) ..... 

(10) Wer den gemäß den Abs. 3 und 5 bis 

8 erlassenen Anordnungen zuwiderhandelt, 

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist 

mit Geldstrafe bis zu 3000 S, im Fall der 

Uneinbringlichkeit rrrit Ersatzfreiheitsstrafe 

bis zu zwei Wochen zu bestrafen. Der 

gleichen Strafe unterliegt, wenn darin keine 

von den Gerichten zu bestrafende Hand­

lung gelegen ist, wer in einem Wähler­

anlageblatt wissentlich unwahre Angaben 

macht 

§ 10. Die näheren Vorschriften über die 

Anlegung der Wählerverzeichnisse für die 
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Wahlen des Bundespräsidenten und des 

Nationalrates sowie über die Verwendung 

der Wählerevidenz bei Volksbegehren und 

Volksabstimmungen sind in den Bundes­

gesetzen über die Wahl des Nationalrates. 

über die Wahl des Bundespräsidenten. über 

Volksbegehren und über Volksabstimmun­

gen auf Grund der Bundesverfassung ent­

halten. 

§ 11. Für die in diesem Bundesgesetze 

vorgesehenen Fristen gelten die Bestim­

mungen der §§ 32 und 33 des Allgemeinen 

Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950. 

§ 12. (1) ..... 

(2) Ersatzfähig nach Abs. 1 sind Kosten. 

die für die Führung der Wählerevidenz 

oder die Übennittlung der Daten der Wäh­

lerevidenz an das Bundesministerium für 

Inneres unbedingt erforderlich waren. Nicht 

ersatziähig sind Kosten. die den Gemein­

den auch dann erwachsen wären. wenn die 

Wählerevidenz nicht zu führen wäre; doch 

wird der Kostenersatz durch die Verwen­

dung der Wählerevidenz auch für Wahlen 

in die Gemeindevertretung und in den 

Landtag sowie für sonstige Volksbefra­

gungen der im § 1 Abs. 1 bezeichneten Art 

im Rahmen der Gemeindeordnung (Statut) 

- 8 -

Wahlen des Bundespräsidenten und des 

Nationalrates sowie über die Verwendung 

der Wählerevidenz bei Volksbegehren,a. 

Volksabstimmungen und Volksbefragungen 

sind in den Bundesgesetzen über die Wahl 

des Nationalrates. über die Wahl des Bun­

despräsidenten. über Volksbegehren, über 

Volksabstimmungen und über Volksbefra­

gungen auf Grund der Bundesverfassung 

enthalten. 

§ 11.- Für die in diesem Bundesgesetz vor­

gesehenen Fristen gelten die Bestimmun­

gen der §§ 32 und 33 des Allgemeinen 

Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991. 

§ U. (1) ..... 

. 
(2) Ersatzfähig nach Abs. 1 sind Kosten. 

die für die Führung der Wählerevidenz 

oder die Übennittlung der Daten der Wäh­

lerevidenz an das Bundesministerium für 

Inneres unbedingt erforderlich waren. Nicht 

ersatzfähig sind Kosten. die den Gemein­

den auch dann erwachsen wären. wenn die 

Wihlerevidenz nicht zu führen wäre; doch 

wird der Kostenersatz durch die Verwen­

dung der Wählerevidenz auch für Wahlen 

in die Gemeindevertretung und in den 

Landtag sowie flir sonstige Volksbefra­

gungen der im § 1 Abs. 1 bezeichneten Art 

im Rahmen der Gemeindeordnung (Statut) 
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oder der Landesverfassung nicht berührt. 

Kosten, für die bereits aus Anlaß einer 

Wahl, eines Volksbegehrens oder einer 

Volksabstimmung nach den einschlägigen 

Bestimmungen Ersatz geleistet wurde, sind 

nicht zu ersetzen. 

(3) ••... 

(4) Gegen die Entscheidung steht der Ge­

meinde innerhalb von zwei Wochen die 

Berufung an den Bundesminister für Inne­

res offen, der im Einvernehmen mit dem 

Bundesminister für Finanzen zu entschei­

den hat. 

§ 13. Die im Verfahren nach diesem Bun­

desgesetz erforderlichen Eingaben und 

sonstigen Schriften sind von den Stempel­

gebühren und Verwaltungsabgaben des 

Bundes befreit 

- 9 -

oder der Landesverfassung nicht berührt. 

Kosten, für die bereits aus Anlaß einer 

Wahl, eines Volksbegehrens. einer Volks­

abstimmung oder einer Volksbefragung 

nach den einschlägigen Bestimmungen 

Ersatz geleistet wurde, sind nicht zu erset­

zen. 

(3) ..... 

I (4) Gegen die Entscheidung ist eine Beru­

fung nicht zulässig. 

§ 13. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz 

nicht anderes bestimmt ist, können schrift­

liche Anbringen nach Maßgabe der zur 

Verfügung stehenden technischen Mittel 

auch telegraphisch, femschriftlich, im Weg 

automationsunterstützter Datenübertragung 

oder in jeder anderen technisch möglichen 

Weise eingebracht werden. 

ill Die im Verfahren nach diesem Bundes­

gesetz erforderlichen Eingaben und son­

stigen Schriften sind von den Stempelge­

bühren und Verwaltungsabgaben des Bun­

des befreit 

269/ME XVIII. GP - Mündliche Anfrage (gescanntes Original)108 von 209

www.parlament.gv.at



I' 
269/ME XVIII. GP - Mündliche Anfrage (gescanntes Original) 109 von 209

www.parlament.gv.at



- 10-

Volksbegehrengesetz 1973 

§ 1. Volksbegehren auf Grund des Arti­

kels 41 Abs. 2 des Bundesverfassungs­

gesetzes in der Fassung von 1929 unter­

liegen dem in diesem Bundesgesetze gere­

gelten Verfahren. 

§ 2. (1) Zur Mitwirkung bei der Überprü­

fung von Volksbegehren sind nach Maßga­

be dieses Bundesgesetzes die Hauptwahl­

behörde und die Bezirkswahlbehörden 

berufen, die nach den Bestimmungen der 

Nationalrats-Wahlordnung 1971, BGBL Nr. 

391/1970, in der Fassung der Bundesgeset­

ze BGBL Nr. 194/1971 und 280/1973 

jeweils im Amte sind. 

(2) Im übrigen finden auf diese Wahlbe­

hörden die einschlägigen Bestimmungen 

der Nationalrats-Wahlordnung 1971 sinn­

gemäß Anwendung. 

§ 7. (1) ..... 

(2) ..... 

(3) Stimmberechtigte, die im Besitz einer 

Stimmkarte sind, können ihr Stimmrecht 

auch in einer anderen Gemeinde ausüben, 

sofern in dieser' Gemeinde ein Eintra-

§ 1. Volksbegehren auf Grund des Art. 41 

Abs. 2 B-VG in der Fassung des Bundes­

verfassungsgesetzes BGBL Nr. 685/1988 

unterliegen dem in diesem Bundesgesetz 

geregelten Verfahren. 

§ 2. (1) Zur Mitwirkung bei der Überprü­

fung von Volksbegehren sind nach Maßga­

be dieses Bundesgesetzes die Bundeswahl­

behörde und die Bezirkswahlbehörden 

berufen, die nach den Bestimmungen der 

Nationalrats-Wahlordnung 1992, BGBL Nr. 

471. jeweils im Amt sind. 

(2) Im übrigen sind auf diese Wahlbehör­

den die einschlägigen Bestimmungen der 

Nationalrats-Wahlordnung 1992 sinngemäß 

anzuwenden. 

§ 7. (1) ..... 

(2) ..... 

(3) Stimmberechtigte, die im Besitz einer 

Stimmkarte sind, können ihr Stimmrecht 

auch in einer anderen Gemeinde ausüben, 

sofern in dieser Gemeinde ein Eintra-
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gungsverfahren stattfindet Für die Aus­

stellung von Stimmkarten und die Aus­

übung des Stimmrechtes mit Stimmkarten 

gelten die Bestimmungen des § 41, des § 

42 Abs. 1,2 und 4 sowie der §§ 43 und 72 

der Nationalrats-Wahlordnung 1971 sinn­

gemäß mit den Maßgaben, daß eine Stim­

menabgabe im Ausland nicht erfolgen kann 

sowie die Stimmkarten nicht als Brief­

umschlag herzustellen, sondern auf ein­

faches Papier zu drucken sind und die 

Stimmkarten auch von Gemeinden ausge­

stellt werden können, in denen kein Ein­

tragungsverfahren stattfindet 

§ 8. (1) ..... 

(2) Die Antragsteller oder ihr Bevollmäch-. 
tigter haben dem Bundesministerium für 

Inneres schriftlich spätestens vier Wochen 

vor Beginn der Eintragungsfrist mitzutei­

len, ob in allen Gemeinden oder nur in 

bestimmten Gemeinden ein Eintragungs­

verfahren durchgefUhrt werden soll. 

§ 10. (1) Der Stimmberechtigte, der wäh­

rend der Eintragungszeit vor der Eintra­

gungsbehörde erscheint, um seine Unter­

schrift in die Eintragungslisten einzutragen, 

hat seinen Namen zu nennen, seine Adres­

se zu bezeichnen und seine Identität glaub­

haft zu machen, wobei die Vorschriften des 

- 11 -

gungsverfahren stattfindet Für die Aus­

stellung von Stimmkarten und die Aus­

übung des Stimmrechtes mit Stimmkarten 

gelten die Bestimmungen des § 38. des § 

39 Abs. 1. 2 und 4 sowie der §§ 40 und 70 

der Nationalrats-Wahlordnung 1992 sinn­

gemäß mit den Maßgaben, daß eine Stim­

menabgabe im Ausland nicht erfolgen kann 

sowie die Stimmkarten nicht als Briefum­

schlag herzustellen, sondern auf einfaches 

Papier zu drucken sind und die Stimm­

karten auch von Gemeinden ausgestellt 

werden können, in denen kein Eintragungs­

verfahren stattfmdet 

§ 8. (1) ..... 

(2) Die Antragsteller oder ihr Bevollmäch­

tigter haben dem Bundesminister für Inne­

res schriftlich innerhalb von 14 Tagen nach 

dem Tag der Verlautbarung (§ 5 Abs. 3) 

mitzuteilen, ob in allen Gemeinden oder 

nur in bestimmten Gemeinden ein Eintra­

gungsverfahren durchgeItihrt werden soll. 

§ 10. (1) Der Stimmberechtigte, der wäh­

rend der Eintragungszeit vor der Eintra­

gungsbehörde erscheint, um seine Unter­

schrift in die Eintragungslisten einzutragen, 

hat seinen Namen zu nennen, seine Adres­

se zu bezeichnen und eine Urkunde oder 

eine sonstige amtliche Bescheinigung vor-
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§ 69 Abs. 2 und 3 der Nationalrats-W ahl­

ordnung 1971 sinngemäß anzuwenden sind. 

§ 13. Im übrigen gelten für das Eintra­

gungsverfahren sinngemäß die Bestimmun­

gen des § 61 Abs. 1, 2 und 4 und der §§ 

67. 68 und 74 der Nationalrats-Wahlord­

nung 1971. 

§ 15. (1) ..... 

(2) Das Ergebnis der Feststellung nach 

Abs. 1 ist in einer Niederschrift zu beur­

kunden und der Hauptwahlbehörde unver­

züglich telefonisch zu berichten. 

(3) Die Bezirkswahlbehörde hat hierauf 

ihre Niederschrift sowie die Niederschrif­

ten der zugehörigen Eintragungsbehörden 

umgehend an die Hauptwahlbehörde zu 

übersenden. 

§ 16. (1) Die Hauptwahlbehörde ermittelt 

auf Grund der Niederschriften (§ 15 Abs. 

3) sowie ihrer Akten für jedes Land und 

für das ganze Bundesgebiet 

- 12 -

zulegen. aus der seine Identität einwandfrei 

ersichtlich ist. wobei die Bestimmungen 

des § 67 Abs. 2 und 3 der Nationalrats­

Wahlordnung 1992 sinngemäß anzuwenden 

sind. 

§ 13. Im übrigen gelten für das Eintra­

gungsverfahren sinngemäß die Bestimmun­

gen der §§ 58. 65. 66. 72 und 74 der Na­

tionalrats-Wahlordnung 1992. 

§ 15. (1) ..... 

(2) Das Ergebnis der Feststellung nach 

Abs. 1 ist in einer Niederschrift zu beur­

kunden und der Bundeswahlbehörde un­

verzüglich auf die schnellste Art bekannt­

zugeben (Sofortmeldung). 

(3) Die Bezirkswahlbehörde hat hierauf 

ihre Niederschrift sowie die Niederschrif­

ten der zugehörigen Eintragungsbehörden 

umgehend an die Bundeswahlbehörde zu 

übersenden. 

§ 16. (1) Die Bundeswahlbehörde ermittelt 

auf Grund der Niederschriften (§ 15 Abs. 

3) sowie ihrer Akten für jedes Land und 

für das ganze Bundesgebiet 
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a) 

b) 

c) 

die Gesamtzahl der in den Wäh­

lerevidenzen verzeichneten Stimm­

berechtigten, 

die Zahl der gültigen Eintragungen 

in den Eintragungslisten, 

die Zahl der Personen, die den 

Einleitungsantrag unterstützt haben 

und deren Unterschriften als gültige 

Eintragungen gemäß § 4 Abs. 3 

gelten. 

(2) Hierauf rechnet die Hauptwahlbehörde 

die Summen gemäß Abs. 1 lit. bund c 

zusammen und stellt fest, ob ein Volks­

begehren im Sinne des Art. 41 Abs. 2 des 

Bundes-Verfassungs gesetzes in der Fassung 

von 1929 vorliegt oder nicht. 

(3) Die Hauptwahlbehörde hat das Ergeb­

nis ihrer Ennittlung und Feststellung im 

"Amtsblatt zur Wiener Zeitung" unverzüg­

lich zu verlautbaren. 

§ 18. (1) Innerhalb von vier Wochen nach 

dem Tage der Verlautbarung (§ 16 Abs. 2) 

kann das von der Hauptwahlbehörde fest­

gestellte Ergebnis des Volksbegehrens 

wegen Rechtswidrigkeit des Verfahrens 

vom Bevollmächtigten des Einleitungs­

antrages oder von vier Mitgliedern des 

Nationalrates oder eines Landtages beim 

- 13 -

a) 

b) 

c) 

die Gesamtzahl der in den Wäh­

lerevidenzen verzeichneten Stimm­

berechtigten.ä. 

die Zahl der gültigen Eintragungen 

in den Eintragungslisten.;, 

die Zahl der Personen, die den 

Einleitungsantrag unterstützt haben 

und deren Unterschriften als gültige 

Eintragungen gemäß § 4 Abs. 3 

gelten. 

(2) Hierauf rechnet die Bundeswahlbehörde 

die Summen gemäß Abs. 1 lit. bund c 

zusammen und stellt fest, ob ein Volks­

begehren im Sinn des Art. 41 Abs. 2 B-VG 

in der Fassung des Bundesverfassungsge­

setzes BGB!. Nr. 685/1988 vorliegt oder 

nicht. 

(3) Die Bundeswahlbehörde hat das Ergeb­

nis ihrer Ennittlung und Feststellung im 

"Amtsblatt zur Wiener Zeitung" unverzüg­

lich zu verlautbaren. 

§ 18. (1) Innerhalb von vier Wochen nach 

dem Tag der Verlautbarung (§ 16 Abs. 2) 

kann das von der Bundeswahlbehörde 

festgestellte Ergebnis des Volksbegehrens 

wegen Rechtswidrigkeit des Verfahrens 

vom Bevollmächtigten des Einleitungs­

antrages oder von vier Mitgliedern des 

Nationalrates oder eines Landtages beim 
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Verfassungsgerichtshof angefochten wer­

den. Die Anfechtung hat den begründeten 

Antrag auf Nichtigerklärung der Feststel­

lung der Hauptwahlbehörde zu enthalten. 

(2) Auf das Verfahren für solche Anfech­

tungen finden die Bestimmungen des § 68 

Abs. 2, des § 69 Abs. 1 und des § 70 Abs. 

1 und 4 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 

1953, BGBL Nr. 85, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBL Nr. 18/1958 sinn­

gemäß Anwendung. Der Verfassungsge­

richtshof hat in seinem Erkenntnis gegebe­

nenfalls auch die ziffernmäßige Ermittlung 

der Hauptwahlbehörde richtigzustellen. 

§ 19. Wurde die Feststellung der Haupt­

wahlbehörde, daß ein Volksbegehren im 

Sinne des Art. 41 Abs. 2 des Bundes-Ver­

fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 

vorliegt, nicht angefochten oder der An­

fechtung vom Verfassungsgerichtshof nicht 

stattgegeben, so hat die Hauptwahlbehörde 

das Volksbegehren samt Begründung und 

etwaigen Unterlagen (§ 3 Abs. 6) dem 

Nationalrat zur Behandlung vorzulegen. 

§ 22. Die im Verfahren nach diesem Bun­

desgesetz erforderlichen Eingaben, Bestäti­

gungen und sonstigen Schriften sind von 

- 14 -

Verfassungsgerichtshof angefochten wer­

den. Die Anfechtung hat den begründeten 

Antrag auf Nichtigerklärung der Feststel­

lung der Bundeswahlbehörde zu enthalten. 

(2) Auf das Verfahren für solche Anfech­

tungen sind die Bestimmungen des § 68 

Abs. 2, des § 69 Abs. 1 und des § 70 Abs. 

1 und 4 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 

1953, BGBL Nr. 85, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBL Nr. 732/1988 sinn­

gemäß anzuwenden. Der Verfassungsge­

richtshof hat in seinem Erkenntnis gegebe­

nenfalls auch die ziffemmäßige Ermittlung 

der Bundeswahlbehörde richtigzustellen. 

§ 19. Wurde die Feststellung der Bundes­

wahlbehörde, daß ein Volksbegehren im 

Sinn des Art. 41 Abs. 2 B-VG in der Fas­

sung des Bundesverfassungsgesetzes BGBL 

Nr. 685/1988 vorliegt, nicht angefochten 

oder der Anfechtung vom Verfassungs­

gerichtshof nicht stattgegeben, so hat die 

Bundeswahlbehörde das Volksbegehren 

samt Begründung und etwaigen Unterlagen 

(§ 3 Abs. 6) dem Nationalrat zur Behand­

lung vorzulegen. 

§ 22. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz 

nicht anderes bestimmt ist, können schrift­

liche Anbringen nach Maßgabe der zur 

Verfügung stehenden technischen Mittel 
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den Stempelgebühren und Verwaltungs­

abgaben des Bundes befreit. 

§ 23. (1) ..... 

(2) •••.• 

(3) .•.•. 

(4) Gegen die Entscheidung steht der Ge­

meinde innerhalb von 14 Tagen, von dem 

der Zustellung nachfolgenden Tag an ge­

rechnet, die Berufung an den Bundesmini­

ster für Inneres offen, der im Einverneh­

men mit dem Bundesminister für Finanzen 

zu entscheiden hat. 

- 15 -

Verfügung stehenden technischen Mittel 

auch telegraphisch, fernschriftlich, im Weg 

automationsunterstützter Datenübertragung 

oder in jeder anderen technisch möglichen 

Weise eingebracht werden. 

(2) Gleiches gilt für Sofortmeldungen (§ 

15 Abs. 2), wenn hierdurch die schnellste 

Art der Übermittlung gewährleistet ist. 

m Die im Verfahren nach diesem Bundes­

gesetz erforderlichen Eingaben, Bestäti­

gungen und sonstigen Schriften sind von 

den Stempelgebühren und Verwaltungs­

abgaben des Bundes befreit. 

§ 23. (1) ..... 

(2) .•.. 

(3) ..... 

I (4) Gegen diese Entscheidung ist eine 

Berufung nicht zulässig. 
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Volksabstimmungs gesetz 1972 

§ 1. (1) Eine Volksabstimmung auf Grund 

der Art. 43 und 44 des Bundes-Ver­

fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 

wird vom Bundespräsidenten, eine Volks­

abstimmung auf Grund des An. 60 Abs. 6 

von den zur Vertretung des Bundespräsi­

denten nach dem Bundesgesetz vom 22. 

April 1948, BGBl. Nr. 84, berufenen Orga­

nen angeordnet. 

§ 2. (1) ..... 

(2) Die Entschließung, mit der die Volks­

abstinunung angeordnet wurde, ist im 

Bundesgesetzblatt kundzumachen. Die 

Kundmachung hat zu enthalten: 

a) 

b) 

den Tag der Abstimmung (Abs. 1), 

falls es sich um eine Volksabstim­

mung nach Art. 43 oder 44 des 

B undes-Verfassungsgesetzes in der 

Fassung von 1929 handelt, den 

Hinweis, daß das Bundesvolk bei 

dieser Abstimmung entscheiden 

wird, ob der vom Nationalrat ge­

faßte Gesetzesbeschluß Gesetzes­

kraft erlangen soll, sowie den Ge­

setzesbeschluß mit seinem vollen 

Wortlaut, 

§ 1. (1) Eine Volksabstirmnung auf Grund 

der Art. 43 und 44 Abs. 3 B-VG wird vom 

Bundespräsidenten, eine Volksabstimmung 

auf Grund des An. 60 Abs. 6 B-VG von 

den zur Vertretung des Bundespräsidenten 

gemäß Art. 64 Abs. 1 B-VG in der Fas­

sung des Bundesverfassungsgesetzes BGBl. 

Nr. 323/1977 berufenen Organen angeord­

net. 

§ 2. (1) ..... 

(2) Die Entschließung, mit der die Volks­

abstimmung angeordnet wurde, ist im 

Bundesgesetzblatt kundzumachen. Die 

Kundmachung hat zu enthalten: 

a) 

b) 

den Tag der Abstimmung (Abs. 1), 

falls es sich um eine Volksabstim­

mung nach An. 43 oder 44 Abs. 3 

B-VG handelt, den Hinweis, daß 

das Bundesvolk bei dieser Abstim­

mung entscheiden wird, ob der vom 

Nationalrat gefaßte Gesetzesbe­

schluß Gesetzeskraft erlangen soll, 

sowie den Gesetzesbeschluß mit 

seinem vollen Wortlaut, 
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c) 

d) 

falls es sich um eine Volksabstim­

mung nach Art. 60 Abs. 6 des 

Bundes-Verfassungsgesetzes in der 

Fassung von 1929 handelt, den 

Hinweis, daß das Bundesvolk bei 

dieser Abstimmung entscheiden 

wird, ob der Bundespräsident abge­

setzt werden soll, 

den Stichtag (Abs. 1). 

§ 4. Zur Durchführung der Volksabstim­

mung sind nach Maßgabe dieses Bundes­

gesetzes die Sprengel wahl behörden, Ge­

meindewahlbehörden, Bezirkswahlbehör­

den, Kreiswahlbehörden und die Haupt­

wahlbehörde berufen, die nach den Be­

stimmungen der Nationalrats-Wahlordnung 

1971, BGBl. Nr. 391/1970, in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 194/1971 

jeweils im Amte sind. Im übrigen sind auf 

diese Wahlbehörden die einschlägigen 

Bestimmungen der Nationalrats-Wahlord­

nung 1971 sinngemäß anzuwenden. 

§ 5. (1) ..... 

(2) ..... 

(3) Für die Teilnahme an der Volksab­

stimmung und die Ausübung des Stimm­

rechtes mittels Stimmkarte sind unbescha­

det der Bestimmungen über die Stimmen-

- 17 -

c) 

d) 

falls es sich um eine Volksabstim­

mung nach Art. 60 Abs. 6 B-VG 

handelt, den Hinweis, daß das 

Bundesvolk bei dieser Abstimmung 

entscheiden wird, ob der B undes­

präsident abgesetzt werden soll, 

den Stichtag (Abs. 1). 

§ 4. Zur Durchführung der Volksabstim­

mung sind nach Maßgabe dieses Bundes­

gesetzes die Sprengelwahlbehörden, Ge­

meindewahlbehörden, Bezirkswahlbehör­

den, Landeswahlbehörden und die Bundes­

wahlbehörde berufen, die nach den Bestim­

mungen der Nationalrats-Wahlordnung 

1992, BGBI. Nr. 471, jeweils im Amt sind. 

Im übrigen sind auf diese Wahlbehörden 

die einschlägigen Bestimmungen der Natio­

nalrats-Wahlordnung 1992 sinngemäß 

anzuwenden. 

§ 5. (1) ..... 

(2) ..... 

(3) Für die Teilnahme an der Volksabstim­

mung und die Ausübung des Stimmrechtes 

mittels Stimmkarte sind unbeschadet der 

Bestimmungen über die Stimmenabgabe im 
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abgabe im Ausland im übrigen die Bestim­

mungen der §§ 39 bis 43 der Nationalrats­

Wahlordnung 1971 sinngemäß anzuwen­

den. 

§ 6. (1) ..... 

(2) Zunächst ist über allfällige, nach den 

Bestimmungen des Wählerevidenzgesetzes 

1970, BGBl. Nr. 60, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. Nr. 289/1971 am 

Stichtage (§ 2 Abs. 1) anhängige Einsprü­

che und Berufungen unter Beobachtung der 

in den §§ 32 bis 35 der Nationalrats-Wahl­

ordnung 1971 für das Einspruchs- und 

Berufungsverfahren festgesetzten Fristen zu 

entscheiden. Nach dem Stichtage einlan­

gende Einsprüche sind nicht mehr zu be­

rücksichtigen. 

(3) ..... 

(4) ..... 

(5) In Gemeinden mit mehr als 1000 Ein­

wohnern sind den im Nationalrat vertrete­

nen Parteien auf ihr Verlangen Abschriften 

der Stimmlisten gegen Ersatz der Kosten 

auszufolgen. 

§ 7. (1) ..... 

- 18 -

Ausland im übrigen die Bestimmungen der 

§§ 36 bis 40 der Nationalrats-Wahlordnung 

1992 sinngemäß anzuwenden. 

§ 6. (1) ..... 

(2) Zunächst ist über allfällige, nach den 

Bestimmungen des Wählerevidenzgesetzes 

1973. BGBl. Nr. 601. in der jeweils gelten­

den Fassung am Stichtag (§ 2 Abs. 1) 

anhängige Einsprüche und Berufungen 

unter Beobachtung der in den §§ 29 bis 32 

der Nationalrais-Wahlordnung 1992 für das 

Einspruchs- und Berufungsverfahren fest­

gesetzten Fristen zu entscheiden. Nach dem 

Stichtag einlangende Einsprüche sind nicht 

mehr zu berücksichtigen. 

(3) ..... 

(4) ..... 

(5) Die Gemeinden haben den im National­

rat vertretenen Parteien auf ihr Verlangen 

Abschriften der Stimmlisten gegen Ersatz 

der Kosten auszufolgen. 

§ 7. (1) ..... 
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(2) Der Kundmachung ist, wenn es sich 

um eine Volksabstimmung nach An. 43 

oder 44 des Bundes-Verfassungsgesetzes in 

der Fassung von 1929 handelt, beizufügen, 

daß die Einsichtnahme in den Gesetzes­

beschluß in einem allgemein zugänglichen 

Amtsraume jedem Stimmberechtigten 

durch zehn Tage innerhalb bestimmter 

Tagesstunden, die nicht unter vier Stunden 

bemessen sein dürfen, gestattet ist. Bei der 

Festsetzung der für die Einsichtnahme 

bestimmten Stunden ist darauf Bedacht zu 

nehmen, daß den Stimmberechtigten außer­

halb ihrer normalen Arbeitszeit die Ein­

sicht ermöglicht wird. In größeren Gemein­

den oder Gemeinden mit weit auseinander­

liegenden Ortsteilen (Streulage) hat die 

Auflegung an mehreren Stellen zu erfol­

gen. Wenn Amtsräume nicht zur Verfü­

gung stehen, kann die Einsichtnahme auch 

in anderen Räumen stattfinden; es ist je­

doch Vorsorge zu treffen, daß den 

Stimmberechtigten der Zutritt in diese 

Räume gewahrt wird. In Wien hat die 

Auflegung wenigstens bei jedem Magistra­

tischen Bezirksamte zu erfolgen. 

§ 8. Für das Abstimmungsverfahren, das 

nach den in der Nationalrats-Wahlordnung 

1971 vorgesehenen Wahlkreisen durch­

zuführen ist, sind die Bestimmungen der 

§§ 55 bis 62 und 63 bis 69, des § 70 Abs. 
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(2) Der Kundmachung ist, wenn es sich 

um eine Volksabstimmung nach Art. 43 

oder 44 Abs. 3 B-VG handelt, beizufügen, 

daß die Einsichtnahme in den Gesetzes­

beschluß in einem allgemein zugänglichen 

Amtsraum jedem Stimmberechtigten durch 

zehn Tage innerhalb bestimmter Tages­

stunden, die nicht unter vier Stunden be­

messen sein dürfen, gestattet ist. Bei der 

Festsetzung der für die Einsichtnahme 

bestimmten Stunden ist darauf Bedacht zu 

nehmen, daß den Stimmberechtigten außer­

halb ihrer normalen Arbeitszeit die Ein­

sicht ermöglicht wird. In größeren Gemein­

den oder Gemeinden mit weit auseinander­

liegenden Ortsteilen (Streulage) hat die 

Auflegung an mehreren Stellen zu erfol­

gen. Wenn Amtsräume nicht zur Verfü­

gung stehen, kann die Einsichtnahme auch 

in anderen Räumen stattfmden; es ist je­

doch Vorsorge zu treffen, daß den 

Stimmberechtigten der Zutritt in diese 

Räume gewahrt wird. In Wien hat die 

Auflegung wenigstens bei jedem Magistra­

tischen Bezirksamte zu erfolgen. 

§ 8. Für das Abstimmungsverfahren, das 

nach den in der Nationalrats-Wahlordnung 

1992 vorgesehenen Wahlkreisen durch­

zuführen ist, sind die Bestimmungen der 

§§ 52 bis 67, des § 68 Abs. 1 erster und 
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1 erster bis fünfter Satz mit der Ergänzung, 

daß einem Stimmberechtigten, dem der mit 

der Stimmkarte ausgehändigte Stimmzettel 

nicht mehr zur Verfügung steht, neuerlich 

ein Stimmzettel auszufolgen ist, § 70 Abs. 

2 erster bis dritter Satz, Abs. 3 und 4 so­

wie der §§ 71 bis 74a der Nationalrats­

Wahlordnung 1971 (Wahlort und Wahlzeit, 

Wahlzeugen, Wahlhandlung, Ausübung des 

Wahlrechtes von Pfleglingen in Heil- und 

Pflegeanstalten. Ausübung der Wahl durch 

bettlägerige Wahlkartenwähler) sinngemäß 

anzuwenden, der § 63 jedoch mit der Maß­

gabe, daß Abstimmungszeugen von jeder 

im Nationalrat vertretenen Partei zu jeder 

Wahlbehörde entsendet werden können. 

§ 9. (1) Die Abstimmung erfolgt mittels 

amtlichen Stimmzettels, der ein Ausmaß 

von ungefahr 6 1/2 bis 7 1/2 cm in der 

Breite und 9 1/2 bis 10 1/2 cm in der 

Länge aufzuweisen hat Der amtliche 

Stimmzettel darf nur auf Anordnung der 

Hauptwahlbehörde hergestellt werden. 

(2) Bei Volksabstimmungen auf Grund des 

Art. 43 oder 44 des Bundes-Verfassungs­

gesetzes in der Fassung von 1929 hat der 

amtliche Stimmzettel die Frage zu enthal­

ten, ob der Gesetzesbeschluß, über den die 

- 20-

zweiter Satz mit der Ergänzung, daß der 

Wahlleiter dem Stimmkartenwähler nach 

Öffnung des ihm von diesem zu überge­

benden Briefumschlages den inliegenden 

amtlichen Stimmzettel samt dem leeren 

Wahlkuvert zu übergeben und das inliegen­

de verschließbare Wahlkuvert zu vernich­

ten hat, wobei einem Stimmberechtigten, 

dem der mit der Stimmkarte ausgehändigte 

Stimmzettel nicht mehr zur Verfügung 

steht, neuerlich ein Stimmzettel auszufol­

gen ist, ~ Abs. 2 erster bis dritter Satz, 

Abs. 3 und 4 sowie der §§ 69 bis 74 der 

Nationalrats-Wahlordnung 1992 sinngemäß 

anzuwenden, der .§...§ljedoch mit der Maß­

gabe, daß Abstimmungszeugen von jeder 

im Nationalrat vertretenen Partei zu jeder 

Wahlbehörde entsendet werden können. 

§ 9. (1) Die Abstimmung erfolgt mittels 

amtlichen Stimmzettels, dessen Ausmaß 

dem Format DIN A6 zu entsprechen hat 

Der amtliche Stimmzettel darf nur auf 

Anordnung der Bundeswahlbehörde herge­

stellt werden. 

(2) Bei Volksabstimmungen auf Grund des 

Art. 43 oder 44 Abs. 3 B-VG hat der amt­

liche Stimmzettel die Frage zu enthalten, 

ob der Gesetzesbeschluß, über den die 

Volksabstimmung erfolgt und der am 
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Volksabstimmung erfolgt und der am 

Stimmzettel zu bezeichnen ist, Gesetzes­

kraft erlangen soll. Außerdem hat der 

Stimmzettel links unter der Frage das Wort 

"ja" und daneben einen Kreis, rechts unter 

der Frage hingegen das Wort "nein" und 

daneben einen Kreis zu enthalten (Muster 

Anlage 2). 

(3) Handelt es sich um eine Volksabstim­

mung auf Grund des Art. 60 Abs. 6 des 

Bundes-Verfassungs gesetzes in der Fassung 

von 1929, so hat der amtliche Stimmzettel 

die Frage "Soll der Bundespräsident abge­

setzt werden?" und darunter die Worte "ja" 

und "nein", jedes mit einem Kreis, in der 

im Abs. 2 festgelegten Anordnung zu 

enthalten (Muster Anlage 3). 

(4) ..... 

(5) Die Hauptwahlbehörde hat die amtli­

chen Stimmzettel den Sprengelwahlbehör­

den in Wien über die Kreiswahlbehörde, 

den Gemeinde- und Sprengel wahlbehörden 

außerhalb Wiens über die Bezirkshaupt­

mannschaften und Gemeinden, bei Städten 

mit eigenem Statut über diese, 

entsprechend der endgültigen Zahl der 

Stimmberechtigten im Bereiche der Wahl­

behörde, zusätzlich einer Reserve von 15 v. 

H. zu übermitteln. Eine weitere Reserve 

- 21 -

Stimmzettel zu bezeichnen ist, Gesetzes­

kraft erlangen soll. Außerdem hat der 

Stimmzettel links unter der Frage das Wort 

"ja" und daneben einen Kreis, rechts unter 

der Frage hingegen das Wort "nein" und 

daneben einen Kreis zu enthalten (Muster 

Anlage 2). 

(3) Handelt es sich um eine Volksabstim­

mung auf Grund des An. 60 Abs. 6 B-VG. 

so hat der amtliche Stimmzettel die Frage 

"Soll der Bundespräsident abgesetzt wer­

den?" und darunter die Worte "ja" und 

"nein", jedes mit einem Kreis, in der im 

Abs. 2 festgelegten Anordnung zu enthal­

ten (Muster Anlage 3). 

(4) ..... 

(5) Die Bundeswahlbehörde hat die amtli­

chen Stimmzettel den Sprengelwahlbehör­

den in Wien über die Landeswahlbehörde, 

den Gemeinde- und Sprengel wahlbehörden 

außerhalb Wiens über die Bezirkshaupt­

mannschaften und Gemeinden, bei Städten 

mit eigenem Statut über diese, 

entsprechend der endgültigen Zahl der 

Stimmberechtigten im Bereich der Wahlbe­

hörde, zusätzlich einer Reserve von 15 % 

zu übermitteln. Eine weitere Reserve von 
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von 15 v. H. ist den Bezirksverwaltungs­

behörden für einen allfälligen zusätzlichen 

Bedarf der Wahlbehörden am Abstim­

mungstage zur Verfügung zu stellen. Die 

amtlichen Stimmzettel sind jeweils gegen 

eine Empfangsbestätigung in zweifacher 

Ausfertigung auszufolgen; hiebei ist eine 

Ausfertigung für den Übergeber, die zweite 

Ausfertigung für den Übernehmer be­

stimmt. 

(6) Wer unbefugt amtliche Stimmzettel 

oder wer dem amtlichen Stimmzettel glei­

che oder ähnliche Stimmzettel in Auftrag 

gibt, herstellt, vertreibt oder verteilt, begeht 

eine Verwaltungsübertretung und ist, wenn 

darin keine strenger zu bestrafende Hand­

lung gelegen ist, von der Bezirksverwal­

tungsbehörde mit einer Geldstrafe bis zu 

3000 S, im Falle der Uneinbringlichkeit 

mit Arrest von zwei Wochen zu bestrafen. 

Hiebei können unbefugt hergestellte amtli­

che Stimmzettel oder Stimmzettel, die dem 

amtlichen Stimmzettel gleichen oder ähn­

lich sind, für verfallen erklärt werden ohne 

Rücksicht darauf, wem sie gehören. 

§ 10. (1) ..... 

(2) Der Stimmzettel ist gültig ausgefüllt, 

wenn aus ihm der Wille des Abstimmen-

- 22 -

15 % ist den Bezirksverwaltungsbehöfden 

für einen allfälligen zusätzlichen Bedarf 

der Wahlbehörden am Abstimmungstag zur 

Verfügung zu stellen. Die amtlichen 

Stimmzettel sind jeweils gegen eine Em­

pfangsbestätigung in zweifacher Ausferti­

gung auszufolgen; hiebe i ist eine Ausferti­

gung für den Übergeber, die zweite Aus­

fertigung für den Übernehmer bestimmt. 

(6) Wer unbefugt amtliche Stimmzettel 

oder wer dem amtlichen Stimmzettel glei­

che oder ähnliche Stimmzettel in Auftrag 

gibt, herstellt, vertreibt oder verteilt, begeht 

eine Verwaltungsübertretung und ist, wenn 

darin keine strenger zu bestrafende Hand­

lung gelegen ist, von der Bezirksverwal­

tungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 3000 S, 

im Fall der Uneinbringlichkeit mit Ersatz­

freiheitsstrafe bis zu zwei Wochen zu 

bestrafen. Hiebei können unbefugt herge­

stellte amtliche Stimmzettel oder Stimm­

zettel, die dem amtlichen Stimmzettel 

gleichen oder ähnlich sind, für verfallen 

erklärt werden ohne Rücksicht darauf, wem 

sie gehören. 

§ 10. (1) ..... 

(2) Der Stimmzettel ist gültig ausgefüllt, 

wenn aus ihm der Wille des Abstimmen-
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den eindeutig zu erkennen ist Dies ist der 

Fall, wenn der Abstimmende am Stimm­

zettel in einem der neben den Worten "ja" 

oder "nein" vorgedruckten Kreise ein lie­

gendes Kreuz oder ein sonstiges Zeichen 

mit Tinte, Farbstift oder Bleistift anbringt, 

aus dem unzweideutig hervorgeht, ob er 

die zur Abstimmung gelangte Frage mit 

"ja" oder mit "nein" beantwortet. Der 

Stimmzettel ist aber auch dann gültig aus­

gefüllt, wenn der Wille des Abstimmenden 

auf andere Weise, zum Beispiel durch 

Anhaken oder Unterstreichen der Worte 

"ja" oder "nein", oder durch sonstige ent­

sprechende Bezeichnung eindeutig zu er­

kennen ist. 

§ 12. (1) Für die Feststellung des örtlichen 

Stimmenergebnisses und der Stimmener­

gebnisse in den Wahlkreisen sind, soweit 

im § 11 nicht anderes bestimmt ist, die 

Vorschriften der §§ 84 bis 88, des § 89 

Abs. 1, des § 90 Abs. 1,3 und 4, des § 93 

Abs. 1 erster Satz und Abs. 2, des § 95 

Abs. 1, des § 96 Abs. 1, des § 98 Abs. 1 

bis 4, des § 99 und des § 100 Abs. 2 der 

Nationalrats-Wahlordnung 1971 sinngemäß 

mit der Maßgabe anzuwenden, daß von 

Stimmberechtigten auf Grund von Stimm­

karten abgegebene Stimmen im Breich der 

Wahlbehörden zu zählen sind, in denen sie 

abgegeben wurden. 

- 23 -

den eindeutig zu erkennen ist Dies ist der 

Fall, wenn der Abstimmende arn Stimm­

zettel in einem der neben den Worten "ja" 

oder "nein" vorgedruckten Kreise ein lie­

gendes Kreuz oder ein sonstiges Zeichen 

mit Tinte, Farbstift. Bleistift oder derglei­

chen anbringt, aus dem unzweideutig her­

vorgeht, ob er die zur Abstimmung gelang­

te Frage mit "ja" oder mit "nein" beantwor­

tet. Der Stimmzettel ist aber auch dann 

gültig ausgefüllt, wenn der Wille des Ab­

stimmenden auf andere Weise, zum Bei­

spiel durch Anhaken oder Unterstreichen 

der Worte "ja" oder "nein", oder durch 

sonstige entsprechende Bezeichnung ein­

deutig zu erkennen ist. 

§ 12. (1) Für die Feststellung des örtlichen 

Stimmenergebnisses und der Stimmener­

gebnisse in den Wahlkreisen sind, soweit 

im § 11 nicht anderes bestimmt ist, die 

Vorschriften der §§ 84 bis 88 des § 89 

Abs. 1, des § 90 Abs. 1, 3 und 4, des § 93 

Abs. 1 erster Satz und Abs. 2, des § 95 

Abs. 1, des § 96 Abs. 1 mit der Ergän­

zung. daß das Stimmenergebnis im Landes­

wahlkreis in einem Stimmenprotokoll 

festzuhalten ist. der §§ 99. 103. 104 und 

105 Abs. 2 der Nationalrats-Wahlordnung 

1992 sinngemäß mit der Maßgabe anzu­

wenden, daß von Stimmberechtigten auf 

Grund von Stimmkarten abgegebene Stim-
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(2) Werden an einem Abstimmungstage 

zwei oder mehrere Volksabstimmungen 

durchgeführt, so findet die Stimmenzäh­

lung getrennt für jede Volksabstimmung 

statt. In diesem Falle sind die nach der 

Nationalrats-Wahlordnung vorgeschriebe­

nen Niederschriften für jede Volksabstim­

mung getrennt anzulegen. 

§ 13. (1) Die Gemeindewahlbehörden 

(Sprengelwahlbehörden) und die Kreis­

wahlbehörden. letztere auf Grund der Be­

richte der Gemeindewahlbehörden, haben 

nach Beendigung der Abstimmungshand­

lung, gegebenenfalls getrennt für jede 

Volksabstimmung, ungesäumt für ihren 

Bereich festzustellen: 

a) die Summe der Stimmberechtigten 

laut Stimmliste, 

b) die Summe der abgegebenen gülti-

gen und ungültigen Stimmen, 

c) die Summe der abgegebenen ungül-

tigen Stimmen, 

d) die Summe der abgegebenen gülti-

gen Stimmen, 

e) die Summe der abgegebenen gülti-

gen auf ''ja'' lautenden Stimmen, 

- 24-

men Im Bereich der Wahlbehörden zu 

zählen sind, in denen sie abgegeben wur­

den. 

(2) Werden an einem Abstimmungstag 

zwei oder mehrere Volksabstimmungen 

durchgeführt, so findet die Stimmenzäh­

lung getrennt für jede Volksabstimmung 

statt. In diesem Fall sind die nach der 

Nationalrats-Wahlordnung 1992 vorge­

schriebenen Niederschriften für jede Volks­

abstimmung getrennt anzulegen. 

§ 13. (1) Die Gemeindewahlbehörden 

(Sprengelwahlbehörden) und die Landes­

wahlbehörden, letztere auf Grund der Be­

richte der Gemeindewahlbehörden, haben 

nach Beendigung der Abstimmungshand­

lung gegebenenfalls getrennt für jede 

Volksabstimmung, ungesäumt für ihren 

Bereich festzustellen: 

a) die Summe der Stimmberechtigten 

laut Stimmlistenj 

b) die Gesamtsumme der abgegebenen 

gültigen und ungültigen Stimmen.i, 

c) die Summe der abgegebenen ungül­

tigen Stimmen.i. 

d) die Summe der abgegebenen gülti­

gen Stimmen.i. 

e) die Summe der abgegebenen gülti­

gen auf "ja" lautenden Stimmen.i, 
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f) die Summe der abgegebenen gülti­

gen auf "nein" lautenden Stimmen. 

(2) Die Kreiswahlbehörden haben ihre 

Ennittlungen nach Maßgabe des § 12 un­

verzüglich der Hauptwahlbehörde bekannt­

zugeben. 

§ 14. (1) Die Hauptwahlbehörde ennittelt 

auf Grund der Berichte der Kreiswahlbe­

hörden in der im § 13 Abs. I angegebenen 

Weise das Gesamtergebnis der Volksab­

stimmung im Bundesgebiet und verlautbart 

das Ergebnis, gegliedert nach Wahlkreisen, 

im "Amtsblatt zur Wiener Zeitung". 

(2) Innerhalb von vier Wochen nach dem 

Tage dieser Verlautbarung kann die Fest­

stellung der Hauptwahlbehörde wegen 

Rechtswidrigkeit des Verfahrens beim 

Verfassungsgerichtshof angefochten wer­

den. Eine solche Anfechtung muß in den 

Wahlkreisen Burgenland, Kärnten, Salz­

burg, TiroI und Vorarlberg von 200, in den 

Wahlkreisen Oberösterreich und Steiennark 

von 400 und in den Wahlkreisen Nieder­

österreich und Wien von 500 Personen, die 

am Stichtag in einer Gemeinde des Wahl­

kreises in der Wählerevidenz eingetragen 

sind, unterstützt sein. Der Anfechtung, in 

- 25 -

f) die Summe der abgegebenen gülti­

gen auf "nein" lautenden Stimmen. 

(2) Die Landeswahlbehörden haben ihre 

Ennittlungen nach Maßgabe des § 12 un­

verzüglich der Bundeswahlbehörde auf die 

schnellste Art bekanntzugeben (Sofortmel­

dung), 

§ 14. (1) Die Bundeswahlbehörde ermittelt 

auf Grund der Berichte der Landeswahlbe­

hörden in der im § 13 Abs. I angegebenen 

Weise das Gesamtergebnis der Volksab­

stimmung im Bundesgebiet und verlautbart 

das Ergebnis, gegliedert nach Landeswahl­

kreisen, im "Amtsblatt zur Wiener Zei­

tung". 

(2) Innerhalb von vier Wochen nach dem 

Tag dieser Verlautbarung kann die Fest­

stellung der Bundeswahlbehörde wegen 

Rechtswidrigkeit des Verfahrens beim 

Verfassungsgerichtshof angefochten wer­

den. Eine solche Anfechtung muß in den 

Landeswahlkreisen Burgenland und Vor­

arlberg von je 100, in den Landeswahl­

kreisen Kärnten, Salzburg und Tirol von je 

200, in den Landeswahlkreisen Oberöster­

reich und Steiermark von je 400 und in 

den Landeswahlkreisen Niederösterreich 

und Wien von je 500 Personen. die am 

Stichtag (§ 2 Abs. 1) in einer Gemeinde 
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der auch ein bevollmächtigter Vertreter 

namhaft zu machen ist, sind eigenhändig 

unterfertigte Unterstützungserklärungen 

anzuschließen, für die die im § 45 Abs. 2 

bis 4 der Nationalrats-Wahlordnung 1971 

enthaltenen Bestimmungen sinngemäß 

anzuwenden sind. 

(3) Auf das Verfahren über solche Anfech­

tungen finden die Bestimmungen des § 68 

Abs. 2, des § 69 Abs. 1 und des § 70 Abs. 

1 und 4 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 

1953, BGBl. Nr. 85, sinngemäß Anwen­

dung. Der Verfassungsgerichtshof hat in 

seinem Erkenntnis gegebenenfalls auch die 

ziffernmäßige Ennittlung der Hauptwahl­

behörde richtigzustellen. 

§ 15. (1) Die Hauptwahlbehörde gibt auf 

Grund ihrer rechtskräftigen Ennittlung oder 

gegebenenfalls auf Grund des Erkenntnis­

ses des Verfassungsgerichtshofes die Zahl 

der mit "ja" und "nein" abgegebenen gülti­

gen Stimmen der Bundesregierung bekannt. 

§ 16. Die Bestimmungen des Gesetzes vom 

26. Jänner 1907, RGBl. Nr. 18, betreffend 

strafrechtliche Bestimmungen zum Schutze 

- 26 -

des Landeswahlkreises in der Stimmliste 

eingetragen waren, unterstützt sein. Der 

Anfechtung, in der auch ein bevollmächtig­

ter Vertreter namhaft zu machen ist, sind 

eigenhändig unterfertigte Unterstützungs­

erklärungen anzuschließen, für die die im 

§ 42 Abs. 2 bis 4 der Nationalrats-Wahl­

ordnung 1992 enthaltenen Bestimmungen 

sinngemäß anzuwenden sind. 

(3) Auf das Verfahren über solche Anfech­

tungen sind die Bestimmungen des § 68 

Abs. 2, des § 69 Abs. 1 und des § 70 Abs. 

1 und 4 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 

1953, BGBl. Nr. 85, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. Nr. 73Y1988 sinn­

gemäß anzuwenden. Der Verfassungsge­

richtshof hat in seinem Erkenntnis gegebe­

nenfalls auch die ziffernmäßige Ermittlung 

der Bundeswahlbehörde richtigzustellen. 

§ 15. (1) Die Bundeswahlbehörde gibt auf 

Grund ihrer rechtskräftigen Ermittlung oder 

gegebenenfalls auf Grund des Erkenntnis­

ses des Verfassungsgerichtshofes die Zahl 

der mit '~a" und "nein" abgegebenen gülti­

gen Stimmen der Bundesregierung bekannt. 

§ 16. Sofonmeldungen können nach Maß­

gabe der zur Verfügung stehenden techni­

schen Mittel auch telegraphisch, fem-
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der Wahl- und Versammlungsfreiheit, sind 

mit Ausnahme der §§ 12 und 20 sinnge­

mäß auch für Volksabstimmungen anzu­

wenden. 

§ 17. (1) ..... 

(2) ..... 

(3) Soweit Termine, die in der National­

rats-Wahlordnung 1971 festgesetzt sind, 

auch im Verfahren bei Volksabstimmungen 

zur Anwendung gelangen, gelten für diese 

Termine die Bestimmungen des § 12 Abs. 

5 der Nationalrats-Wahlordnung 1971. 

§ 18. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz 

nicht anderes bestimmt ist, sind die mit der 

Durchführung der Volksabstimmung ver­

bundenen Kosten von den Gemeinden zu 

tragen; der Bund hat den Gemeinden je­

doch die bei der Durchführung der Volks­

abstimmung entstehenden Kosten für Pa­

pier einschließlich jener der Drucksorten 

zur Gänze, die übrigen Kosten zu einem 

Drittel, in beiden Fällen nur nach 

ordnungsgemäßer Nachweisung und inso­

weit zu ersetzen, als sie nicht bereits ge­

mäß § 12 des Wählerevidenzgesetzes 1970 

abgegolten sind. 

- 27 -

schriftlich, im Weg automationsunterstütz­

ter Datenübertragung oder in jeder anderen 

technisch möglichen Weise erfolgen, wenn 

hierdurch die schnellste Art der Übermitt-

1ung gewährleistet ist 

§ 17. (1) ..... 

(2) ..... 

(3) Soweit Termine, die in der National­

rats-Wahlordnung 1992 festgesetzt sind, 

auch im Verfahren bei Volksabstimmungen 

zur Anwendung gelangen, gelten für die~e 

Termine die Bestimmungen des § 12 Abs. 

6 der Nationalrats-Wahlordnung 1992. 

§ 18. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz . 
nicht anderes bestimmt ist, sind die mit der 

Durchführung der Volksabstimmung ver­

bundenen Kosten von den Gemeinden zu 

tragen; der Bund hat den Gemeinden je­

doch die bei der Durchführung der Volks­

abstimmung entstehenden Kosten für Pa­

pier einschließlich jener der Drucksorten 

zur Gänze, die übrigen Kosten zu einem 

Drittel, in beiden Fällen nur nach 

ordnungsgemäßer Nachweisung und inso­

weit zu ersetzen, als sie nicht bereits ge­

mäß § 12 des Wählerevidenzgesetzes 1973 

abgegolten sind. 
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(2) ..... 

(3) ..... 

(4) Gegen die Entscheidung steht der Ge­

meinde innerhalb von vierzehn Tagen, von 

dem der Zustellung nachfolgenden Tag an 

gerechnet, die Berufung an den Bundes­

minister für Inneres offen, der im Einver­

nehmen mit dem Bundesminister für Fi­

nanzen entscheidet. 

§ 20. Mit der Vollziehung dieses Bundes­

gesetzes ist der Bundesminister für Inneres 

im Einvernehmen mit den beteiligten Bun­

desministern, und zwar hinsichtlich der §§ 

5 und 8 a mit dem Bundesminister für 

auswärtige Angelegenheiten und dem Bun­

desminister für Landesverteidigung, hin­

sichtlich des § 16 im Einvernehmen mit 

dem Bundesminister für Justiz und hin­

sichtlich der §§ 18 und 19 im Einverneh­

men mit dem Bundesminister für Finanzen 

betraut. 

- 28 -

(2) ..... 

(3) ..... 

(4) Gegen diese Entscheidung ist eine 

Berufung nicht zulässig. 

§ 20. Mit der Vollziehung dieses Bundes­

gesetzes ist der Bundesminister für Inneres.:, 

hinsichtlich des § 5 im Einvernehmen mit 

dem Bundesminister für auswärtige Ange­

legenheiten und dem Bundesminister für 

Landesverteidigung und hinsichtlich der §§ 

18 und 19 im Einvernehmen mit dem 

Bundesminister für Finanzen~ betraut. 

Volksbefragungsgesetz 1989 

§ 4. Zur Durchführung der Volksbefragung 

sind nach Maßgabe dieses Bundesgesetzes 

§ 4. Zur Durchführung der Volksbefragung 

sind nach Maßgabe dieses Bundesgesetzes 
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die Sprengelwahlbehörden, Gemeindewahl­

behörden, Bezirkswahlbehörden, Kreis­

wahlbehörden und die Hauptwahlbehörde 

berufen, die nach den Bestimmungen der 

Nationalrats-Wahlordnung 1971, BGBI. Nr. 

391/1970, in der jeweils geltenden Fassung 

jeweils im Amt sind. Im übrigen sind auf 

diese Wahlbehörden die einschlägigen 

Bestimmungen der Nationalrats-Wahlord­

nung 1971 anzuwenden. 

§ 5 a. (1) ..... 

(2) Für die Teilnahme an der Volksbefra­

gung und die Ausübung des Stimmrechtes 

mittels Stimmkarte sind im übrigen die 

Bestimmungen der §§ 39 bis 41, des § 42 

Abs. 1,2 und 4 und des § 43 der National­

rats-Wahlordnung 1971 sinngemäß mit den 

Maßgaben anzuwenden, daß eine Stimmen­

abgabe im Ausland nicht erfolgen kann 

und die Stimmkarten nicht als Briefum­

schlag herzustellen, sondern auf einfachem 

Papier zu drucken sind. 

§ 6. (1) Nach Anordnung der Volksbefra­

gung haben die Gemeinden gemäß den 

folgenden Vorschriften Stimmlisten (Mu­

ster Anlage 1) herzustellen. Werden die 

Stimmlisten automationsunterstützt herge­

stellt, sind die Angaben der Anlage I zu 

berücksichtigen. 

- 29-

die Sprengelwahlbehörden, Gemeindewahl­

behörden, Bezirkswahlbehörden, Landes­

wahlbehörden und die Bundeswahlbehörde 

berufen, die nach den Bestimmungen der 

Nationalrats-Wahlordnung 1992, BGBI. Nr. 

471, im Amt sind. Im übrigen sind auf 

diese Wahlbehörden die einschlägigen 

Bestimmungen der Nationalrats-Wahlord­

nung 1992 anzuwenden. 

§ 5 a. (1) ..... 

(2) Für die Teilnahme an der Volksbefra­

gung und die Ausübung des Stimmrechtes 

mittels Stimmkarte sind im übrigen die 

Bestimmungen der §§ 36 bis 38, des § 39 

Abs. 1, 2 und 4 und des § 40 der National­

rats-Wahlordnung 1992 sinngemäß mit den 

Maßgaben anzuwenden, daß eine Stimrnen­

abgabe im Ausland nicht erfolgen kann 

und die Stimmkarten nicht als Briefum­

schlag herzustellen, sondern auf einfachem 

Papier zu drucken sind. 

§ 6. (1) Nach Anordnung der Volksbefra­

gung haben die Gemeinden gemäß den 

folgenden Vorschriften Stimmlisten (Mu­

ster Anlage 1) herzustellen. 
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(2) Zunächst ist über alIfällige nach den 

Bestimmungen des Wählerevidenzgesetzes 

1973, BGBI. Nr. 601, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBL Nr. 427/1985 am 

Stichtag (§02 Abs. 2) anhängige Einsprüche 

und Berufungen unter Beobachtung der in 

den §§ 32 bis 35 der Nationalrats-Wahl­

ordnung 1971 f"ür das Einspruchs- und Be­

rufungsverfahren festgesetzten Fristen zu 

entscheiden. Nach dem Stichtag eingelang­

te Einsprüche sind nicht mehr zu berück­

sichtigen. 

(3) In die Stimmliste sind sodann die Da­

ten aller Personen aufzunehmen, 

a) 

b) 

die am Stichtag in der Wählerevi­

denz der Gemeinde als wahl- und . 
stimmberechtigt eingetragen waren 

und dort ihren ordentlichen Wohn­

sitz haben; 

die am Stichtag das 19. Lebensjahr 

vollendet haben, die österreichische 

Staatsbürgerschaft besitzen, in der 

Gemeinde ihren ordentlichen 

Wohnsitz haben und vom Wahl­

recht nicht ausgeschlossen sind. Bei 

Vorliegen mehrerer ordentlicher 

Wohnsitze sind diese Personen in 

die Stimmliste der Gemeinde ein­

zutragen, in der sie am Stichtag 

tatsächlich gewohnt haben. Kommt 

- 30-

(2) Zunächst ist über allfällige nach den 

Bestimmungen des Wählerevidenzgesetzes 

1973, BGBL Nr. 601, in der jeweils gel­

tenden Fassung am Stichtag (§ 2 Abs. 2) 

anhängige Einsprüche und Berufungen 

unter Beobachtung der in den §§ 29 bis 32 

der Nationalrats-Wahlordnung 1992 f"ür das 

Einspruchs- und Berufungsverfahren fest­

gesetzten Fristen zu entscheiden. Nach dem 

Stichtag eingelangte Einsprüche sind nicht 

mehr zu berücksichtigen. 

(3) In die Stimmliste sind sodann die Da­

ten aller Personen aufzunehmen, 

a) die am Stichtag in der Wählerevi­

denz der Gemeinde als wahl- und 

stimmberechtigt eingetragen waren 

und dort ihren ordentlichen Wohn­

sitz haben; 
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c) 

(4) ..... 

ein solcher Wohnsitz nicht in Be­

tracht. so hat die Eintragung in die 

Stimmliste der Gemeinde zu erfol­

gen, in der der Stimmberechtigte 

vor dem Stichtag zuletzt gewohnt 

hat; 

deren Stimmberechtigung auf 

Grund eines nach Abs. 2 durchge­

rlihrten Einspruchs(Berufungs)ver­

fahrens festgestellt wurde. 

(5) In Gemeinden mit mehr als 1 000 

Einwohnern sind den im Nationalrat ver­

tretenen Parteien auf ihr Verlangen Ab­

schriften der Stimmlisten gegen Ersatz der 

Kosten auszufolgen. Die Ausfolgung hat 

spätestens am Tag vor der Volksbefragung 

zu erfolgen. Die Weitergabe dieser Daten 

an Dritte ist untersagt 

§ 8. FUr das Befragungsverfahren, das nach 

den in der Nationalrats-Wahlordnung 1971 

vorgesehenen Wahlkreisen durchzurlihren 

ist. sind die Bestimmungen der §§ 55 bis 

62 und 63 bis 69, des § 70 Abs. 1 erster 

und zweiter Satz, Abs. 2 erster bis dritter 

Satz, Abs. 3 und 4 sowie der §§ 71 bis 74a 

der Nationalrats-Wahlordnung 1971 (Wahl­

ort und Wahlzeit, Wahlzeugen, 

Wahlhandlung, Ausübung des Wahlrechtes 

- 31 -

(4) ..... 

deren Stimmberechtigung auf 

Grund eines nach Abs. 2 durchge­

führten Einspruchs(Berufungs)ver­

fahrens festgestellt wurde. 

(5) Die Gemeinden haben den im National­

rat vertretenen Paneien auf ihr Verlangen 

Abschriften der Stimmlisten gegen Ersatz 

der Kosten auszufolgen. 

§ 8. FUr das Befragungsverfahren, das nach 

den in der Nationalrats-Wahlordnung 1992 

vorgesehenen Wahlkreisen durchzuflihren 

ist, sind die Bestimmungen der §§ 52 bis 

59. 61 bis 67. des § 68 Abs. 1 erster und 

zweiter Satz mit der Ergänzung. daß der 

Wahlleiter auch dem Stimmkartenwähler 

das Stimmkuvert und den amtlichen 

Stimmzettel zu übergeben hat. § 68 Abs. 2 

erster bis dritter Satz. Abs. 3 und 4 sowie 
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von Pfleglingen in Heil- und Pflegeanstal­

ten, Ausübung der Wahl durch bettlägerige 

Wahlkartenwähler) sinngemäß anzuwen­

den, der § 63 jedoch mit der Maßgabe, daß 

Befragungszeugen vor jeder im Nationalrat 

vertretenen Partei zu jeder Wahlbehörde 

entsendet werden können und daß auch 

Stimmberechtigte, die ihre Stimme auf 

Grund von Stimmkarten abgeben, vom 
• 

Wahlleiter neben dem Stimmkuvert einen 

amtlichen Stimmzettel erhalten. 

§ 9. (1) Die Befragung erfolgt mittels 

amtlichen Stimmzettels, der ein Ausmaß 

von ungeführ 6 1/2 bis 7 1/2 cm in der 

Breite und 9 1/2 bis 10 1/2 cm in der 

Länge oder nach Notwendigkeit ein Viel­

faches davon aufzuweisen hat Der amtli­

che Stimmzettel darf nur auf Anordnung 

der Hauptwahlbehörde hergestellt werden. 

(2) ..... 

(3) .... 

(4) Die Hauptwahlbehörde hat die amtli­

chen Stimmzettel den Sprengelwahlbehör­

den in Wien über die Kreiswahlbehörde, 

den Gemeinde- und Sprengel wahlbehörden 

außerhalb Wiens über die Bezirkshaupt­

mannschaften und Gemeinden, bei Städten 

mit eigenem Statut über diese, entspre-

- 32-

der §§ 69 bis 74 der Nationalrats-Wahlord­

nung 1992 sinngemäß anzuwenden, der 

i.2!. jedoch mit der Maßgabe, daß Befra­

gungszeugen .Y2!!. jeder im Nationalrat 

vertretenen Partei zu jeder Wahlbehörde 

entsendet werden können.:, 

§ 9. (1) Die Befragung erfolgt mittels 

amtlichen Stimmzettels, dessen Ausmaß 

dem Format DIN A6 zu entsprechen oder 

nach Notwendigkeit ein Vielfaches davon 

aufzuweisen hat Der amtliche Stimmzettel 

darf nur auf Anordnung der Bundeswahl­

behörde hergestellt werden. 

(2) ..... 

(3) ..... 

(4) Die Bundeswahlbehörde hat die amt­

lichen Stimmzettel den Sprengelwahlbe­

hörden in Wien über die Landeswahlbe­

hörde, den Gemeinde- und Sprengelwahl­

behörden außerhalb Wiens über die Be­

zirkshauptmannschaften und Gemeinden, 

bei Städten mit eigenem Statut über diese, 
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chend der endgültigen Zahl der Stimm­

berechtigten im Bereich der Wahlbehörde, 

zusätzlich eine Reserve von 15 vH zu 

übennitteln. Eine weitere Reserve von 15 

vH ist den Bezirksverwaltungsbehörden für 

einen allfälligen zusätzlichen Bedarf der 

Wahlbehörden am Befragungstage zur 

Verfügung zu stellen. Die amtlichen 

Stimmzettel sind jeweils gegen Empfangs­

bestätigung in zweifacher Ausfertigung 

auszufolgen; hiebei ist eine Ausfertigung 

für den Übergeber, die zweite Ausfertigung 

für den Übernehmer bestimmt. 

§ 10. Wer unbefugt amtliche Stimmzettel 

oder wer dem amtlichen Stimmzettel glei­

che oder ähnliche Stimmzettel in Auftrag 

gibt, herstellt, vertreibt oder verteilt, wei­

ters, wer unbefugt amtliche Stimmzettel, 

die zur Ausgabe für die Volksbefragung 

bestimmt sind, auf irgendeine Weise kenn­

zeichnet, begeht eine Verwaltungsüber­

tretung und ist, sofern die Tat nicht den 

Tatbestand einer in die Zuständigkeit der 

Gerichte fallenden strafbaren Handlung 

bildet oder nach anderen Verwaltungs straf­

bestimmungen mit strengerer Strafe be­

droht ist, von der Bezirksverwaltungsbe­

hörde mit einer Geldstrafe bis zu 3000 S 

zu bestrafen. Hiebei können unbefugt her­

gestellte amtliche Stimmzettel oder Stimm-

- 33 -

entsprechend der endgültigen Zahl der 

Stimmberechtigten im Bereich der Wahl­

behörde, zusätzlich eine Reserve von 15 % 

zu übennitteIn. Eine weitere Reserve von 

15 % ist den Bezirksverwaltungsbehörden 

für einen allfälligen zusätzlichen Bedarf 

der Wahlbehörden am Befragungstag zur 

Verfügung zu stellen. Die amtlichen 

Stimmzettel sind jeweils gegen Empfangs­

bestätigung in zweifacher. Ausfertigung 

auszufolgen; hiebei ist eine Ausfertigung 

für den Übergeber, die zweite Ausfertigung 

für den Übernehmer bestimmt. 

§ 10. Wer unbefugt amtliche Stimmzettel 

oder wer dem amtlichen Stimmzettel glei­

che oder ähnliche Stimmzettel in Auftrag 

gibt, herstellt, vertreibt oder verteilt, wei­

ters, wer unbefugt amtliche Stimmzettel, 

die zur Ausgabe für eine Volksbefragung 

bestimmt sind, auf irgendeine Weise kenn­

zeichnet, begeht eine Verwaltungsüber­

tretung und ist, wenn darin keine strenger 

zu bestrafende Handlung gelegen ist, von 

der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geld­

strafe bis zu 3000 S. im Fall der Unein­

bringlichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe bis zu 

zwei Wochen zu bestrafen. Hiebei können 

unbefugt hergestellte amtliche Stimmzettel 

oder Stimmzettel, die dem amtlichen 

Stimmzettel gleichen oder ähnlich sind, für 
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zettel, die amtlichen Stimmzettel gleichen 

oder ähnlich sind, für verfallen erklärt 

werden, ohne Rücksicht darauf, wem sie 

gehören. Eine Umwandlung der Geldstrafe 

in eine Freiheitsstrafe findet auch im Falle 

der Uneinbringlichkeit nicht statt 

§ 11. (1) ..... 

(2) Der Stimmzettel ist gültig ausgefüllt, 

wenn aus ihm der Wille des Stimmberech­

tigten eindeutig zu erkennen ist. Dies ist 

der Fall, wenn der Stimmberechtigte am 

Stimmzettel in einem der neben den Wor­

ten "ja" oder "nein" vorgedruckten Kreise 

ein liegendes Kreuz oder ein sonstiges 

Zeichen mit Tinte, Farbstift oder Bleistift 

anbringt, aus dem unzweideutig hervorgeht, 

ob er die Frage mit "ja" oder mit "nein" 

beantwortet. Der Stimmzettel ist weiters 

gültig ausgefüllt, wenn der Stimmberech­

tigte am Stimmzettel in einem der neben 

den heiden alternativen Lösungsvorschlä­

gen vorgedruckten Kreise ein Kreuz an­

bringt. Der Stimmzettel ist auch gültig 

ausgefüllt, wenn der Wille des Stimmbe­

rechtigten auf andere Weise, zB durch 

Anhaken oder Unterstreichen der Worte 

"ja" oder "nein", durch Ankreuzen oder 

Unterstreichen eines der beiden alternati­

ven Lösungsvorschläge oder durch sonstige 

- 34-

verfallen erklärt werden, ohne Rücksicht 

darauf, wem sie gehören. 

§ 11. (1) ..... 

(2) Der Stimmzettel ist gültig ausgefüllt, 

wenn aus ihm der Wille des Stimmberech­

tigten eindeutig zu erkennen ist. Dies ist 

der Fall, wenn der Stimmberechtigte am 

Stimmzettel in einem der neben den Wor­

ten "ja" oder "nein" vorgedruckten Kreise 

ein liegendes Kreuz oder ein sonstiges 

Zeichen mit Tinte, Farbstift. Bleistift oder 

dergleichen anbringt, aus dem unzweideu­

tig hervorgeht, ob er die Frage mit "ja" 

oder mit "nein" beantwortet. Der Stimm­

zettel ist weiters gültig ausgefüllt, wenn 

der Stimmberechtigte am Stimmzettel in 

einem der neben den beiden alternativen 

Lösungsvorschlägen vorgedruckten Kreise 

ein Kreuz anbringt Der Stimmzettel ist 

auch gültig ausgefüllt, wenn der Wille des 

Stimmberechtigten auf andere Weise, zB 

durch Anhaken oder Unterstreichen der 

Worte "ja" oder "nein", durch Ankreuzen 

oder Unterstreichen eines der beiden alter­

nativen Lösungsvorschläge oder durch 
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entsprechende Bezeichnung eindeutig zu 

erkennen ist 

§ 13. (1) Für die Feststellung des örtlichen 

Stimmenergebnisses und der Stimmener­

gebnisse in den Wahlkreisen sind. soweit 

in § 11 nicht anderes bestimmt ist. die 

Vorschriften der §§ 84 bis 88, des § 89 

Abs. 1. des § 90 Abs. 1, 3 und 4, des § 93 

Abs. 1 erster Satz und Abs. 2, des § 95 

Abs. 1, des § 96 Abs. 1, des § 98 Abs. 1 

bis 4, des § 99 und des § 100 Abs. 2 der 

Nationalrats-Wahlordnung 1971 sinngemäß 

mit den Maßgaben anzuwenden, daß eine 

Stimmenabgabe im Ausland nicht erfolgen 

kann und von Stimmberechtigten auf 

Grund von Stimmkarten abgegebene Stim­

men im Bereich der Wahlbehörden zu 

zählen sind, in denen sie abgegeben wur­

den. 

(2) Werden an einem Volksbefragungstag 

zwei oder mehrere Volksbefragungen 

durchgeführt, so f"mdet die Stimmenzäh­

lung getrennt für jede Volksbefragung statt. 

In diesem Falle sind die nach der National­

rats-Wahlordnung 1971 vorgeschriebenen 

Niederschriften so zu gestalten, daß die 

Ergebnisse der einzelnen Volksbefragungen 

- 35 -

sonstige entsprechende Bezeichnung ein­

deutig zu erkennen ist. 

§ 13. (1) Für die Feststellung des örtlichen 

Stimmenergebnisses und der Stimmener­

gebnisse in den Wahlkreisen sind, soweit 

in § 11 nicht anderes bestimmt ist. die 

Vorschriften der §§ 84 bis 88, des § 89 

Abs. 1, des § 90 Abs. 1,3 und 4, des § 93 

Abs. 1 erster Satz und Abs. 2, des § 95 

Abs. 1, des § 96 Abs. 1 mit der Ergän­

zung. daß das Stimmenergebnis im Lan­

deswahlkreis in einem Stimmenprotokoll 

festzuhalten ist. der §§ 99. 103. 104 und 

105 Abs. 2 der Nationalrats-Wahlordnung 

1992 sinngemäß mit den Maßgaben anzu­

wenden, daß eine Stimmenabgabe im Aus­

land nicht erfolgen kann und von Stimm­

berechtigten auf Grund von Stimmkarten 

abgegebene Stimmen im Bereich der Wahl­

behörden zu zählen sind, in denen sie 

abgegeben wurden. 

(2) Werden an einem Volksbefragungstag 

zwei oder mehrere Volksbefragungen 

durchgeführt, so findet die Stimmenzäh­

lung getrennt für jede Volksbefragung statt. 

In diesem Fall sind die nach der National­

rats-Wahlordnung 1992 vorgeschriebenen 

Niederschriften so zu gestalten, daß die 

Ergebnisse der einzelnen Volksbefragungen 

269/ME XVIII. GP - Mündliche Anfrage (gescanntes Original)160 von 209

www.parlament.gv.at



269/ME XVIII. GP - Mündliche Anfrage (gescanntes Original) 161 von 209

www.parlament.gv.at



getrennt in der Niederschrift beurkundet 

werden. 

§ 14. (1) Die Gemeindewahlbehörden 

(Sprengelwahlbehörden) und die Kreis­

wahlbehörden, letztere auf Grund der Be­

richte der Gemeindewahlbehörden, haben 

nach Ablauf der Befragungszeit, gegebe­

nenfalls getrennt für jede Volksbefragung, 

unverzüglich für ihren Bereich festzustel­

len: 

a) 

b) 

c) 

d) 

e) 

die Summe der Stimmberechtigten 

laut Stimmlisten, 

die Summe der abgegebenen gülti­

gen und ungültigen Antworten, 

die Summe der abgegebenen ungül­

tigen Antworten, 

die Summe der abgegebenen gülti­

gen Antworten, 

wenn die Frage mit "ja" oder 

"nein" zu beantworten war, die 

Summe der gültigen "ja"-Antworten 

und die Summe der gültigen 

"nein"-Antworten oder wenn in der 

Frage zwei alternative Lösungs­

vorschläge zur Wahl gestellt wer­

den, für jeden Lösungsvorschlag 

die Summe der Zustimmungen. 

(2) Die Kreiswahlbehörden haben ihre 

Ermittlungen nach Maßgabe des § 13 un-

- 36 -

getrennt in der Niederschrift beurkundet 

werden. 

§ 14. (1) Die Gemeindewahlbehörden 

(Sprengelwahlbehörden) und die Landes­

wahlbehörden, letztere auf Grund der Be­

richte der Gemeindewahlbehörden, haben 

nach Ablauf der Befragungszeit, gegebe­

nenfalls getrennt für jede Volksbefragung, 

unverzüglich für ihren Bereich festzustel­

len: 

a) 

b) 

c) 

d) 

e) 

die Summe der Stimmberechtigten 

laut Stimmlisten.i, 

die Gesamtsumme der abgegebenen 

gültigen und ungültigen Antworten.i, 

die Summe der abgegebenen ungül­

tigen Antworten.i, 

die Summe der abgegebenen gülti­

gen Antworten.i, 

wenn die Frage mit 'Ja" oder mit 

"nein" zu beantworten war, die 

Summe der gültigen "ja "-Antworten 

und die Summe der gültigen 

"nein"-Antworten oder wenn in der 

Frage zwei alternative Lösungsvor­

schläge zur W abl gestellt waren, 

flir jeden Lösungsvorschlag die 

Summe der Zustimmungen. 

(2) Die Landeswahlbehörden haben ihre 

Ennittlungen nach Maßgabe des § 13 un-
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verzüglich der Hauptwahlbehörde bekannt­

zugeben. 

§ 15. Die Hauptwahlbehörde ennittelt auf 

Grund der Berichte der Kreiswahlbehörden 

in der im § 14 Abs. 1 angegebenen Weise 

das Gesamtergebnis der Volksbefragung im 

Bundesgebiet und verlautbart das Ergebnis, 

gegliedert nach Wahlkreisen, im "Amtsblatt 

zur Wiener Zeitung". 

§ 16. (1) Innerhalb von vier Wochen vom 

Tag dieser Verlautbarung an kann die 

Feststellung der Hauptwahlbehörde wegen 

Rechtswidrigkeit des Vetfahrens beim 

Vetfassungsgerichtshof angefochten wer­

den. Eine solche Anfechtung muß in den 

Wahlkreisen Burgenland, Kärnten, Salz­

burg, Tirol und Vorarlberg von 200, in den 

Wahlkreisen Oberösterreich und Steiermark 

von 400 und in den Wahlkreisen Nieder­

österreich und Wien von 500 Personen, die 

am Stichtag in der Stimmliste einer Ge­

meinde des Wahlkreises eingetragen waren, 

unterstützt sein. Der Anfechtung, in der 

auch ein bevollmächtigter Vertreter nam­

haft zu machen ist, sind eigenhändig unter­

fertigte Unterstützungserklärungen anzu­

schließen, für die die im § 45 Abs. 2 bis 4 

der Nationalrats-Wahlordnung 1971 enthal-

- 37 -

verzüglich der Bundeswahlbehörde auf die 

schnellste Art bekanntzugeben (Sofortmel­

dun gen). 

§ 15. Die Bundeswahlbehörde ennittelt auf 

Grund der Berichte der Landeswahlbehör­

den in der im § 14 Abs. 1 angegebenen 

Weise das Gesamtergebnis der Volksbefra­

gung im Bundesgebiet und verlautbart das 

Ergebnis, gegliedert nach Landeswahlkrei­

sen, im "Amtsblatt zur Wiener Zeitung". 

§ 16. (1) Innerhalb von vier Wochen vom 

Tag dieser Verlautbarung an kann die Fest­

stellung der Bundeswahlbehörde wegen 

Rechtswidrigkeit des Vetfahrens beim 

Vetfassungsgerichtshof angefochten wer­

den. Eine solche Anfechtung muß in den 

Landeswahlkreisen Burgenland und Vor­

arlberg von je 100. in den Landeswahl­

kreisen Kärnten, Salzburg und Tirol von je 

200. in den Landeswahlkreisen Oberöster­

reich und Steiermark von je 400 und in 

den Landeswahlkreisen Niederösterreich 

und Wien von je 500 Personen, die am 

Stichtag (§ 2 Abs. 2) in der Stimmliste 

einer Gemeinde des Landeswahlkreises 

eingetragen waren, unterstützt sein. Der 

Anfechtung, in der auch ein bevollmächtig­

ter Vertreter namhaft zu machen ist, sind 

eigenhändig untetfertigte Unterstützungs-
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tenen Bestimmungen sinngemäß anzuwen­

den sind. 

(2) Auf das Verfahren über solche Anfech­

tungen finden die Bestimmungen des § 68 

Abs. 2, des § 69 Abs. 1 und des § 70 Abs. 

1 und 4 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 

1953, BGBl. Nr. 85, sinngemäß Anwen­

dung. Der Verfassungsgerichtshof hat in 

seinem Erkenntnis gegebenenfalls auch die 

ziffernmäßige Ermittlung der Hauptwahl­

behörde richtigzustellen. 

§ 17. Die Hauptwahlbehörde hat auf Grund 

ihrer rechtskräften Ermittlung oder gege­

benenfalls auf Grund des Erkenntnisses des 

Verfassungsgerichtshofes die Zahl der auf 

"ja" und "nein" lautenden abgegebenen 

gültigen Stimmen oder die Zahl der auf die 

beiden alternativen· Lösungsvorschläge 

entfallenden gültigen Zustimmungen dem 

Nationalrat und der Bundesregierung be­

kanntzugeben. 

§ 18. (1) ..... 

(2) •.... 

- 38 -

erklärungen anzuschließen, für die die im 

§ 42 Abs. 2 bis 4 der Nationalrats-Wahl­

ordnung 1992 enthaltenen Bestimmungen 

sinngemäß anzuwenden sind. 

(2) Auf das Verfahren über solche Anfech­

tungen sind die Bestimmungen des § 68 

Abs. 2, des § 69 Abs. 1 und des § 70 Abs. 

1 und 4 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 

1953, BGB!. Nr. 85, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGB!. Nr. 73Y1988 sinn­

gemäß anzuwenden. Der Verfassungsge­

richtshof hat in seinem Erkenntnis gegebe­

nenfalls auch die ziffernmäßige Ermittlung 

der Bundeswahlbehörde richtigzustellen. 

§ 17. Die Bundeswahlbehörde hat auf 

Grund ihrer rechtskräftigen Ermittlung oder 

gegebenenfalls auf Grund des Erkenntnis­

ses des Verfassungsgerichtshofes die Zahl 

der auf "ja" und "nein" lautenden gültigen 

Antworten oder die Zahl der auf die beiden 

alternativen Lösungsvorschläge entfallen­

den gültigen Zustimmungen dem National­

rat und der Bundesregierung bekanntzuge­

ben. 

§ 18. (1) ..... 

(2) ..... 
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(3) Soweit Tennine, die in der National­

rats-Wahlordnung 1971 festgesetzt sind, 

auch im Verfahren bei Volksbefragungen 

zur Anwendung gelangen, gelten fUr diese 

Tennine die Bestinunungen des § 12 

Abs. SderNationalrats-Wahlordnung 1971. 

- 39-

(3) Soweit Tennine, die in der National­

rats-Wahlordnung 1992 festgesetzt sind, 

auch im Verfahren bei Volksbefragungen 

zur Anwendung gelangen, gelten für diese 

Termine die Bestinunungen des § 12 

Abs. 6 der Nationalrats-Wahlordnung 1992. 

§ 19. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz 

nichts anderes bestimmt ist, sind die mit 

der DurchfUhnmg der Volksbefragung 

verbundenen Kosten von den Gemeinden 

zu tragen; der Bund hat den Gemeinden 

jedoch die bei der Durchführung der 

Volksbefragung entstehenden Kosten für 

Papier einschließlich jener der Drucksotten 

zur Gänze, die übrigen Kosten zu einem 

Drittel, in beiden Fällen nur nach 

ordnungsgemäßer Nachweisung und inso­

weit zu ersetzen, als sie nicht bereits ge­

mäß § 12 des Wlhlerevidenzgesetzes 1973 

abgegolten sind. 

(2) Ersatzfähig nach Abs. 1 sind Kosten, 

die für die Durchfdhrung der Volksbefra­

gung unbedingt erforderlich waren. Nicht 

ersatzfähig sind Kosten, die den Gemein­

den auch dann erwachsen wären, wenn 

keine Volksbefragung stattgefunden hätte. 

Der Kostenersatz wird durch eine allenfalls 

gleichzeitig stattfindende Volksbefragung 

auf Grund landesrechtlicher Bestimmungen 

nicht berührt. 
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§ 20. Die im Verfahren nach diesem Bun­

desgesetz erforderlichen Eingaben und 

sonstigen Schriften sind von den Stempel­

gebühren und Verwaltungsabgaben des 

Bundes befreit. 

- 40-

(3) Die Gemeinden, mit Ausnahme der 

Stadt Wien, haben den Anspruch auf Er­

satz der Kosten binnen sechzig Tagen nach 

dem Abstimmungstag beim Landeshaupt­

mann geltend zu machen, der hierüber im 

Einvernehmen mit der zuständigen Finanz­

landesbehörde entscheidet. 

(4) Gegen diese Entscheidung ist eine 

Berufung nicht zulässig. 

(5) Ansprüche der Stadt Wien auf Ersatz 

der Kosten sind binnen der im Abs. 3 

bezeichneten Frist unmittelbar beim B un­

desminister für Inneres einzubringen, der 

im Einvernehmen mit dem Bundesminister 

für Finanzen entscheidet. 

§ 20. (1) Sofortmeldungen können nach 

Maßgabe der zur Verfügung stehenden 

technischen Mittel auch telegraphisch, 

fernschriftlich, im Weg automationsunter­

stützter Datenübertragung oder in jeder 

anderen technisch möglichen Weise erfol­

gen, wenn hierdurch die schnellste Art der 

Übermittlung gewährleistet ist. 

ill Die im Verfahren nach diesem Bundes­

gesetz erforderlichen Eingaben und son­

stigen Schriften sind von den Stempelge­

böhren und Verwaltungsabgaben des Bun­

des befreit. 
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Artikel TI 

(1) ••••• 

(2) § 19 tritt mit Ablauf des 30. Juni 1991 

außer Kraft 

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundes­

gesetzes ist der Bundesminister für Inneres, 

hinsichtlich des § 19 im Einvernehmen mit 

dem Bundesminister für Finanzen betraut; 

die Vollziehung des § 20 fällt bezüglich 

der Stempelgebühren in die Zuständigkeit 

des Bundesministers für Finanzen. 

(1) •.•.. 

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundes­

gesetzes ist der Bundesminister für Inneres, 

hinsichtlich des § 19 im Einvernehmen mit 

dem Bundesminister für Finanzen betraut; 

die Vollziehung des § 20 fällt bezüglich 

der Stempelgebühren in die Zuständigkeit 

des Bundesministers für Finanzen. 

Volkszäblungsgesetz 1'80 

§ 7. (1) ..... 

(2) Zunächst ist für die Feststellungen ge­

mäß § 2 Abs. 3 die endgültige Zahl der 

österreichischen Staatsbürger, die im Bun­

desgebiet ihren ordentlichen Wohnsitz 

§ 7. (1) .•... 

(2) Zunächst ist für die Feststellungen ge­

mäß § 2 Abs. 3 die endgültige Zahl der 

österreichischen Staatsbürger, die im Bun­

desgebiet ihren ordentlichen Wohnsitz 
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haben (§ 2 Abs. 4), zu ermitteln. Hierauf 

sind die auf die Länder entfallenden Bür­

gerzahlen sowohl dem Bundeskanzler als 

auch dem Bundesminister für Inneres un­

verzüglich schriftlich mitzuteilen sowie im 

"Amtsblatt zur Wiener Zeitung" zu ver­

öffentlichen. In gleicher Weise ist die 

endgültige Zahl der Wohnbevölkerung zu 

ermitteln und ebenfalls im "Amtsblatt zur 

Wiener Zeitung" gemeindeweise kundzu­

machen. 

- 42-

haben (§ 2 Abs. 4), zu ermitteln. Hierauf 

sind die auf die Länder und Regionalwahl­

kreise entfallenden Bürgerzahlen sowohl 

dem Bundeskanzler als auch dem Bundes­

minister für Inneres unverzüglich schrift­

lich mitzuteilen sowie im "Amtsblatt zur 

Wiener Zeitung" zu veröffentlichen. In 

gleicher Weise ist die endgültige Zahl der 

Wohnbevölkerung zu ermitteln und eben­

falls im "Amtsblatt zur Wiener Zeitung" 

gemeindeweise kundzumachen. 

Bundespräsidentenwahlgesetz 1971 

§ 2. Zur Leitung und Durchführung der 

Wahl des Bundespräsidenten sind nach 

Maßgabe dieses Bundesgesetzes die Spren­

gelwahlbehörden, Gemeindewahlbehörden, 

Bezirkswahlbehörden, Kreiswahlbehörden 

und die Hauptwahlbehörde berufen, die 

nach der Nationalrats-Wahlordnung 1971, 

BGBL Nr. 39111970, jeweils im Amte sind. 

Im übrigen fmden auf diese Wahlbehörden 

die einschlägigen Bestimmungen der Na­

tionalrats-Wahlordnung 1971 sinngemäß 

Anwendung. 

§ 2. Zur Leitung und Durchführung der 

Wahl des Bundespräsidenten sind nach 

Maßgabe dieses Bundesgesetzes die Spren­

gelwahlbehörden, Gemeindewahlbehörden, 

Bezirlcswahlbehörden, Landeswahlbehörden 

und die Bundeswahlbehörde berufen, die 

nach der Nationalrats-Wahlordnung 1992. 

BGBL Nr. 471. jeweils im Amt sind. Im 

übrigen sind auf diese Wahlbehörden die 

einschlägigen Bestimmungen der National­

rats-Wahlordnung 1992 sinngemäß !Im!: 

wenden. 
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§ 3. (1) ..... 

(2) ..... 

(3) Jeder politische Bezirk und jede Stadt 

mit eigenem Statut bildet einen Stimm­

bezirk. In der Stadt Wien ist jeder 

Gemeindebezirk ein Stimmbezirk. Im 

Stimmbezirk werden die Wahlergebnisse 

der örtlichen Wahlen zusammengefaßt. 

§ 5. (1) •..•. 

(2) Für die Eintragung der Wahlberechtig­

ten in das Wählerverzeichnis, das 

Einspruchs- und Berufungsverfahren, die 

Teilnahme an der Wahl, den Ort der Aus­

übung des Wahlrechtes und die Ausübung 

der Wahl mittels Wahlkarten gelten im 

übrigen sinngemäß die Bestimmungen der 

§§ 26 bis 43 der Nationalrats-Wahlordnung 

1971 mit der Maßgabe, daß Abschriften 

des Wählerverzeichnisses auch von zustel­

lungsbevollmächtigten Vertretern verlangt 

- 43 -

§ 3. (1) ..... 

(2) •••.• . 

(3) Jeder politische Bezirk. in den Bundes­

ländern Niederösterreich und Vorarlberg 

jeder Verwaltungsbezirk. und jede Stadt 

mit eigenem Statut bildet einen Stimm­

bezirk. In der Stadt Wien ist jeder 

Gemeindebezirk ein Stimmbezirk. Im 

Stimmbezirk werden die Wahlergebnisse 

der örtlichen Wahlen zusammengefaßt. Die 

Stimmbezirke der Wahlkreise werden in 

einem oder mehreren der gemäß § 3 der 

Nationalrats-Wahlordnung 1992 eingerich­

teten Regionalwal11laeise entsprechend der 

Anlage 1 der Nationalrats-Wahlordnung 

1992 zusammengefaßt. 

§ 5. (1) •.... . 

(2) Für die Eintragung der Wahlberechtig­

ten in das Wählerverzeichnis, das 

Einspruchs- und Berufungsverfahren, die 

Teilnahme an der Wahl, den Ort der Aus­

übung des Wahlrechtes und die Ausübung 

der -Wahl mittels Wahlkarten gelten im 

übrigen sinngemäß die Bestinunungen der 

§§ 23 bis 40 der Nationalrats-Wahlordnung 

1992 mit der Maßgabe, daß Abschriften 

des Wählerverzeichnisses auch von zustel­

lungsbevollmächtigten Vertretern verlangt 
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werden können, die Wahlvorschläge ein­

zubringen beabsichtigten (§ 7). 

§ 7. (1) Wahlvorschläge für die Wahl des 

Bundespräsidenten müssen spätestens am 

einundzwanzigsten Tage vor dem Wahltage 

der Hauptwahlbehörde vorgelegt werden. 

Sie müssen von wenigstens fünf Mitglie­

dern des Nationalrates unterschrieben oder 

von 6 000 Personen, die am Stichtag wahl-

. berechtigt waren, unterstützt sein; hiebei 

sind den Wahlvorschlägen die ausgefüllten 

und eigenhändig unterfertigten Unterstüt­

zungserklärungen nach Muster der Anlage 

1 anzuschließen. Die Unterstützungserklä­

rung hat die Bestätigung der Gemeinde zu 

enthalten, daß die in der Erklärung genann­

te Person am Stichtag in der Wählerevi­

denz als wahlberechtigt eingetragen war 

oder am Stichtag das 19. Lebensjahr vol­

lendet hat. Diese Bestätigung ist von der 

Gemeinde nur dann zu erteilen, wenn die 

in der Erklärung genannte Person vor der 

zur Führung der Wählerevidenz zuständi­

gen Gemeindebehörde persönlich erscheint, 

ihre Identität durch ein mit Lichtbild aus­

gestattetes Identitätsdokument (zum Bei­

spiel Reisepaß, Personalausweis, Führer­

schein, Postausweis usw.) nachgewiesen 

hat, die Unterstützungserldärung die An­

gaben über Vor- und Zuname, Geburts­

datum und Wohnadresse sowie den Namen 

- 44-

werden können, die Wahlvorschläge ein­

zubringen beabsichtigen (§ 7). 

§ 7. (1) Wahlvorschläge für die Wahl des 

Bundespräsidenten müssen spätestens am 

dreißigsten Tag vor dem Wahltag bis 

17 Uhr der Bundeswahlbehörde vorgelegt 

werden; § 42 Abs. 1 der Nationalrats­

Wahlordnung 1992 ist sinngemäß anzu­

wenden. Die Wahlvorschläge müssen von 

wenigstens fünf Mitgliedern des National­

rates unterschrieben oder von 6 000 Perso­

nen, die am Stichtag wahlberechtigt waren, 

unterstützt sein; hiebei sind den Wahlvor­

schlägen die ausgef"üllten und eigenhändig 

unterfertigten Unterstützungserklärungen 

nach Muster der Anlage 1 anzuschließen. 

Die Unterstützungserklärung hat die Bestä­

tigung der Gemeinde zu enthalten, daß die 

in der Erklärung genannte Person am 

Stichtag in der Wählerevidenz als wahlbe­

rechtigt eingetragen.l!!!::. Diese Bestätigung 

ist von der Gemeinde nur dann zu erteilen, 

wenn die in der Erklärung genannte Person 

vor der zur Führung der Wählerevidenz 

zuständigen Gemeindebehörde persönlich 

erscheint, ihre Identität durch ein mit 

Lichtbild ausgestattetes Identitätsdokument 

(zum Beispiel Reisepaß, Personalausweis, 

Führerschein, Postausweis) nachgewiesen 

hat, die Unterstützungserklärung die An­

gaben über Vor- und Familiennamen. Ge-
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des zu unterstützenden Wahlwerbers ent­

hält und die eigenhändige Unterschrift der 

die Unterstützungserklärung abgebenden 

Person entweder vor der Gemeindebehörde 

geleistet wurde oder gerichtlich oder nota­

riell beglaubigt ist Die Gemeinden sind 

verpflichtet, Bestätigungen auf Unterstüt­

zungserklärungen unverzüglich und ohne 

Einhebung von Verwaltungsabgaben, son­

stigen Abgaben oder Gebühren auszuferti­

gen. Eine solche Bestätigung darf für eine 

Person nur einmal ausgestellt werden. 

(2) ..... 

(3) Dem Wahlvorschlag müssen ferner 

Bestätigungen der Gemeinde beiliegen, daß 

der zustellungsbevollmächtigte Vertreter 

und sein Stellvertreter am Stichtag in der 

Wählerevidenz als wahlberechtigt eingetra­

gen waren oder am Stichtag das 19. le­

bensjahr vollendet haben. Sind sie Unter­

stützer des Wahlvorschlages, so entfallen 

diese Bestätigungen. Abs. 1 vorletzter und 

letzter Satz gelten sinngemäß. 

(4) Gleichzeitig mit der Überreichung des 

Wahlvorschlages (Abs. 1) hat der zustel­

lungsbevollmächtigte Vertreter des Wahl­

vorschlages bei der Hauptwahlbehörde 

- 45 -

burtsdatum und Wohnadresse sowie den 

Namen des zu unterstützenden Wahlwer­

bers enthält und die eigenhändige Unter­

schrift der die Unterst6tzungserklärung 

abgebenden Person entweder vor der Ge­

meindebehörde geleistet wurde oder ge­

richtlich oder notariell beglaubigt ist Die 

Gemeinden sind verpflichtet, Bestätigungen 

auf Unterstützungserklärungen unverzüg­

lich und ohne Einhebung von Verwaltungs­

abgaben, sonstigen Abgaben oder Gebüh­

ren auszufertigen. Eine solche Bestätigung 

darf für eine Person nur einmal ausgestellt 

werden. 

(2) ..... 

(3) Dem Wahlvorschlag müssen ferner 

Bestätigungen der Gemeinde beiliegen, daß 

der zustellungsbevollmächtigte Vertreter 

und sein Stellvertreter am Stichtag in der 

Wählerevidenz als wahlberechtigt eingetra­

gen waren. Sind sie Unterstützer des Wahl­

vorschlages, so entfallen diese Bestätigun­

gen. Abs. 1 vorletzter und letzter Satz 

gelten sinngemäß. 

(4) Gleichzeitig mit der Überreichung des 

Wahlvorschlages (Abs. 1) hat der zustel­

lungsbevollmächtigte Vertreter des Wahl­

vorschlages bei der Bundeswahlbehörde 
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einen Beitrag zu den Kosten des Wahl ver­

fahrens in der Höhe von 50.()()() S bar zu 

erlegen. Wird der Kostenbeitrag nicht 

erlegt, so gilt der Wahlvorschlag als nicht 

eingebracht 

§ 8. (1) Die Hauptwahlbehörde überprüft 

unverzüglich. ob die eingelangten Wahl­

vorschläge den gesetzlichen Erfordernissen 

(§§ 6 und 7) entsprechen. 

(2) •.... 

(3) ..•.. 

(4) ••.•. 

(5) Wenn der Wahlwerber verzichtet oder 

die Wählbarkeit verliert, so kann der zu­

stellungsbevollmächtigte Vertreter den 

Wahlvorschlag spätestens am zehnten Tage 

vor dem Wahltage durch Nennung eines 

anderen Wahlwerbers ergänzen. Auch die 

Ergänzung des Wahlvorschlages muß von 

mindestens 6 ()()() Wahlberechtigten unter­

stützt oder von mindestens flinf Mitglie­

dern des Nationalrates unterschrieben sein. 

§ 7 Abs. 2 Z 1 und 2 sowie § 7 Abs. 3 

fmden sinngemäß Anwendung. 

- 46-

einen Beitrag zu den Kosten des Wahlver­

fahrens in der Höhe von 50.()()() S bar zu 

erlegen. Wird der Kostenbeitrag nicht er­

legt, so gilt der Wahlvorschlag als nicht 

eingebracht 

§ 8. (1) Die Bundeswahlbehörde überprüft 

unverzüglich. ob die eingelangten Wahl­

vorschläge den gesetzlichen Erfordernissen 

(§§ 6 und 7) entsprechen. 

(2) .•.•. 

(3) •.... 

(4) ••••. 

(5) Wenn der Wahlwerber verzichtet oder . 
die Wählbarkeit verliert, so kann der zu­

stellungsbevollmächtigte Vertreter den 

Wahlvorschlag spätestens am siebenund­

zwanzigsten Tag vor dem Wahltag durch 

Nennung eines anderen Wahlwerbers er­

gänzen. Auch die Ergänzung des Wahlvor­

schlages muß von mindestens 6 000 Wahl­

berechtigten unterstützt oder von minde­

stens rtinf Mitgliedern des Nationalrates 

unterschrieben sein. § 7 Abs. 2 Z 1 und 2 

sowie § 7 Abs. 3 finden sinngemäß An­

wendung. 
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§ 9. (1) Am vierzehnten Tage vor dem 

Wahltage hat die Hauptwahlbehörde die 

dem Gesetz entsprechenden Wahlvorschlä­

ge abzuschließen und im "Amtsblatt zur 

Wiener Zeitung" in der Reihenfolge der 

Zahl der für die Wahlwerber abgegebenen 

Unterstützungserklärungen zu vCl'Öffentli­

chen; die Unterschrift eines Mitgliedes des 

Nationalrates gilt hiebei als Unterstüt­

mngserklärung von 25 ()()() Wahlberechtig­

ten. Enthalten mehrere Wahlvorschläge 

denselben Wahlwerber, so ist der Name 

dieses Wahlwerbers nur einmal, jedoch 

unter Anführung der zustellungsbevoll­

mächtigtcn Vertreter der zugehörigen 

Wahlvorschläge zu veröffentlichen. 

§ 10. Für das Abstimmungsverfahren gel­

ten die Bestimmungen der §§ 55 bis 62 

und 63 bis 69, des § 70 Abs. 1 erster bis 

fünfter Satz mit der Ergänzung, daß einem 

Wahlkartenwähler, dem der mit der Wahl­

karte ausgehändigte Stimmzettel nicht 

mehr zur Verfügung steht, neuerlich ein 

Stimmzettel auszufolgen ist, § 70 Abs .. 2 

erster bis dritter Satz, Abs. 3 und 4 sowie 

der §§ 71 bis 74a der Nationalrats-Wahl­

ordnung 1971 (Wahlort und Wahlzeit, 

Wahlzeugen, Wahlhandlung, Ausübung des 

Wahlrechtes von Pfleglingen in Heil- und 

Pflegeanstalten, Ausübung der Wahl durch 

bettlägerige Wahlkartenwähler) sinngemäß, 

- 47-

§ 9. (1) Am vierundzwanzigsten Tag vor 

dem Wahltag hat die Bundeswahlbehörde 

die dem Gesetz entsprechenden Wahlvor­

schläge abzuschließen und im "Amtsblatt 

zur Wiener Zeitung" in der Reihenfolge 

der Zahl der für die Wahlwerber abgegebe­

nen Unterstützungscrklärungen zu veröf­

fentlichen; die Unterschrift eines Mitglie­

des des Nationalrates gilt hiebei als Unter­

stützungserldärung von 25 000 Wahlbe­

rechtigten. Enthalten mehrere Wahlvor­

schläge denselben Wahlwerber, so ist der 

Name dieses Wahlwerbers nur einmal, 

jedoch unter Anführung der zustellungs­

bevollmächtigten Vertreter der zugehörigen 

Wahlvorschläge zu veröffentlichen. 

§ 10. Für das Abstimmungsverfahren gel­

ten die Bestimmungen der §§ 52 bis 67. 

des § 68 Abs. 1 erster und zweiter Satz mit 

der Ergänzung. daß der Wahlleiter dem 

Wahlkartenwähler nach Öffnung des ihm 

von diesem zu übergebenden Briefumschla­

ges den inliegenden amtlichen Stimmzettel 

samt dem leeren Wahlkuvert zu übergeben 

und das inliegende verschließbare Wahlku­

vert zu vernichten hat, wobei einem 

Stimmberechtigten. dem der mit der Wahl­

karte ausgehändigte Stinunzettel nicht 

mehr zur Verf'ügung steht, neuerlich ein 

Stimmzettel auszufolgen ist, ~ Abs. 2 

erster bis dritter Satz, Abs. 3 und 4 sowie 
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jedoch mit der Maßgabe, daß Wahlzeugen 

von jedem zustellungsbevollmächtigten 

Vertreter eines behördlich veröffentlichten 

Wahlvorschlages (§ 9) oder von seinem 

Bevollmächtigten namhaft gemacht werden 

können. 

§ 11. (1) ..... 

(2) Der amtliche Stimmzettel hat die Vor­

und Familiennamen der Wahlwerber der 

behördlich veröffentlichten Wahlvorschläge 

in der nach § 9 Abs. 1 bestimmten Reihen­

folge sowie Rubriken mit einem Kreis, im 

übrigen aber die aus dem Muster der An­

lage 2 ersichtlichen Angaben zu enthalten. 

Der amtliche Stimmzettel darf nur auf 

Anordnung der Hauptwahlbehörde herge­

stellt werden. 

(3) Stellt die Hauptwahlbehörde am vier­

zehnten Tag vor dem Wahl tag fest, daß 

sich nur ein Wahlwerber um das Amt des 

Bundespräsidenten bewirbt, so hat der 

amtliche Stimmzettel die Fragen "Soll NN 

das Amt des Bundespräsidenten beklei­

den?" oder "Soll NN für eine weitere 

Funktionsperiode das Amt des Bundes­

präsidenten bekleiden?" und darunter die 

Worte "ja" oder "nein", jedes mit einem 

Kreis, im übrigen aber die aus dem Muster 

- 48 -

der §§ 69 bis 74 der Nationalrats-Wahlord­

nung 1992 sinngemäß, der § 61 jedoch mit 

der Maßgabe, daß Wahlzeugen von jedem 

zustellungsbevollmächtigten Vertreter eines 

behördlich veröffentlichten Wahlvorschla­

ges (§ 9) oder von seinem Bevollmächtig­

ten namhaft gemacht werden können. 

§ 11. (1) ..... 

(2) Der amtliche Stimmzettel hat die Vor­

und Familiennamen der Wahlwerber der 

behördlich veröffentlichten Wahlvorschläge 

in der nach § 9 Abs. 1 bestimmten Reihen­

folge sowie Rubriken mit einem Kreis, im 

übrigen aber die aus dem Muster der An­

lage 2 ersichtlichen Angaben zu enthalten. 

Der amtliche Stimmzettel darf nur auf 

Anordnung der Bundeswahlbehörde herge­

stellt werden. 

(3) Stellt die Bundeswahlbehörde am vier­

undzwanzigsten Tag vor dem Wahltag fest, 

daß sich nur ein Wahlwerber um das Amt 

des Bundespräsidenten bewirbt, so hat der 

amtliche Stimmzettel die Fragen "Soll NN 

das Amt des Bundespräsidenten beklei­

den?" oder "Soll NN für eine weitere 

Funktionsperiode das Amt des Bundes­

präsidenten bekleiden?" und darunter die 

Worte "ja" und "nein", jedes mit einem 

Kreis, im übrigen aber die aus dem Muster 
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der Anlage 3 ersichtlichen Angaben zu 

enthalten. 

(4) Die Größe der amtlichen Stimmzettel 

hat ungefähr 6 1/2 bis 7 1/2 cm in der 

Breite und 9 1/2 bis 10 1/2 cm in der 

Länge oder nach Notwendigkeit ein Viel­

faches davon zu betragen. Bei Stimmzet­

teln nach Abs. 2 ist für alle Wahlwerber 

die gleiche Größe der Rechtecke und der 

Druckbuchstaben zu verwenden. Die Farbe 

aller Druckbuchstaben hat einheitlich 

schwarz zu sein, und die Trennungslinie 

der Rechtecke und der Kreise haben in 

gleicher Stärke ausgeführt zu sein. 

(5) Die Hauptwahlbehörde hat die amtli­

chen Stimmzettel den Sprengelwahlbehör-. 
den in Wien über die Kreiswahlbehörden, 

den Gemeinde- und Sprengelwahlbehörden 

außerhalb Wiens über die Bezirkshaupt­

mannschaften und Gemeinden, bei Städten 

mit eigenem Statut über diese, entspre­

chend der endgültigen Zahl der Wahlbe­

rechtigten im Bereiche der Wahlbehörde, 

zusätzlich einer Reserve von 15 v. H., zu 

übermitteln. Eine weitere Reserve von 5 v. 

H. ist den Bezirksverwaltungsbehörden für 

einen allfälligen zusätzlichen Bedarf der 

Wahlbehörden am Wahltage zur Verfügung 

zu stellen. Die amtlichen Stimmzettel sind 

jeweils gegen eine Empfangsbestätigung in 

- 49-

der Anlage 3 ersichtlichen Angaben zu 

enthalten. 

(4) Die Größe der amtlichen Stimmzettel 

hat sich nach der Anzahl der Wahlwerber 

zu richten und hat zumindest dem Fonnat 

DIN A5 zu entsprechen. Bei Stimmzetteln 

nach Abs. 2 jst für alle Wahlwerber die 

gleiche Größe der Rechtecke und der 

Druckbuchstaben zu verwenden. Die Farbe 

aller Druckbuchstaben hat einheitlich 

schwarz zu sein, und die Trennungslinie 

der Rechtecke und der Kreise haben in 

gleicher Stärke ausgeführt zu sein. 

(5) Die Bundeswahlbehörde hat die amtli­

chen Stimmzettel den Sprengelwahlbehör­

den in Wien über die Landeswahlbehörde, 

den Gemeinde- und Sprengelwahlbehörden 

außerhalb Wiens über die Bezirkshaupt­

mannschaften und Gemeinden, bei Städten 

mit eigenem Statut über diese, entspre­

chend der endgültigen Zahl der Wahlbe­

rechtigten im Bereich der Wahlbehörde, 

zusätzlich einer Reserve von 15 % zu 

übermitteln. Eine weitere Reserve von a 
ist den Bezirksverwaltungsbehörden fair 

einen allfälligen zusätzlichen Bedarf der 

Wahlbehörden am Wahltag zur Verfügung 

zu stellen. Die amtlichen Stimmzettel sind 

jeweils gegen eine Empfangsbestätigung in 
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zweifacher Ausfertigung auszufolgen; 

hiebei ist eine Ausfertigung für den Über­

geber. die zweite Ausfertigung für den 

Übemehmer bestimmt 

(6) Wer unbefugt amtliche Stimmzettel 

oder wer dem amtlichen Stimmzettel glei­

che oder ähnliche Stimmzettel in Auftrag 

gibt, herstellt, vertteibt oder verteilt, begeht 

eine Verwaltungsüberb'etung und ist, weM 

darin keine von den Gerichten zu bestra­

fende Handlung gelegen ist, mit einer 

Geldstrafe bis zu 3 000 S, im Falle der 

Uneinbringlichkeit mit Arrest bis zu sechs 

Wochen zu bestrafen. Hiebei kÖMen unbe­

fugt hergestellte amtliche Stimmzettel oder 

Stimmzettel, die dem amtlichen Stimm­

zettel gleichen oder ähnlich sind, fUr ver­

fallen erklärt werden, ohne Rücksicht dar­

auf. wem sie gehören. 

§ 12. (1) ..••. 

(2) Der Stimmzettel nach § 11 Abs. 2 ist 

gültig ausgefüllt, wenn aus ihm eindeutig 

zu erkeMen ist, welchen Wahl werber der 

Wähler wählen wollte. Dies ist der Fall, 

weM der Wähler in einem der rechts von 

dem Namen der Wahlwerber vorgedruckten 

Kreise ein liegendes Kreuz oder ein ande­

res Zeichen mit Tinte, Farbstift oder Blei-

- 50-

zweifacher Ausfertigung auszufolgen; 

hiebei ist eine Ausfertigung für den Über­

geber. die zweite Ausfertigung für den 

Übernehmer bestimmt 

(6) Wer unbefugt amtliche Stimmzettel 

oder wer dem amtlichen Stimmzettel glei­

che oder ähnliche Stimmzettel in Auftrag 

gibt, herstellt, vertreibt oder verteilt, begeht 

eine Verwaltungsübertretung und ist, wenn 

darin keine strenger zu bestrafende Hand­

lung gelegen ist, von der Bezirksverwal­

tungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 3000 S, 

im Fall der Uneinbringlichkeit mit Ersatz­

freiheitsstrafe bis zu zwei Wochen zu 

bestrafen. Hiebei kÖMen unbefugt herge­

stellte amtliche Stimmzettel oder Stimm­

zettel. die dem amtlichen Stimmzettel 

gleichen oder ähnlich sind. fUr verfallen 

erklärt werden. ohne Rücksicht darauf, 

wem sie gehören. 

§ 12. (1) •.••• 

(2) Der Stimmzettel nach § 11 Abs. 2 ist 

gültig ausgeftillt, weM aus ihm eindeutig 

zu erkennen ist, welchen Wahlwerber der 

Wähler wählen wollte. Dies ist der Fall, 

wenn der Wähler in einem der rechts von 

dem Namen der Wahlwerber vorgedruckten 

Kreise ein liegendes Kreuz oder ein ande­

res Zeichen mit Tinte. Farbstift. Bleistift 
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stift anbringt, aus dem unzweideutig her­

vorgeht, daß er den in derselben Zeile 

angeführten Wahlwerber wIhlen will. Der 

Stimmzettel ist aber auch dann gültig aus­

gefüllt, wenn der Wille des Wählers auf 

andere Weise, zum Beispiel durch Anha­

ken, Unterstreichen, sonstige entsprechende 

Kennzeichnung eines Wahlwerbers oder 

durch Durchstreichen der übrigen Namen 

der Wahlwerber, eindeutig zu erkennen ist 

(3) Der Stimmzettel nach § 11 Abs. 3 ist 

gültig ausgefüllt, wenn aus ihm der Wille 

des Stimmberechtigten eindeutig zu erken­

nen ist Dies ist der Fall, wenn der Stimm­

berechtigte am Stimmzettel in einem der 

neben den Worten '1a" oder "nein" vorge­

druckten Kreise ein liegendes Kreuz oder 

ein sonstiges Zeichen mit Tmte, Farbstift 

oder Bleistift anbringt, aus dem unzwei­

deutig hervorgeht, ob er sich für die Wahl 

des im Stimmzettel genannten Wahlwer­

bers ausspricht oder nicht 

§ 14. (1) ••.•. 

(2) ..... 

(3) Im übrigen gelten für die Feststellung 

der örtlichen Wahlergebnisse und der 

Wahlergebnisse in den Wahlkreisen die 

- 51 -

oder dergleichen anbringt, aus dem un­

zweideutig hervorgeht, daß er den in der­

selben Zeile angefiihrten Wahlwerber wäh­

len will. Der Stimmzettel ist aber auch 

dann gültig ausgefüllt, wenn der Wille des 

Wählers auf andere Weise, zum Beispiel 

durch Anhaken, Unterstreichen, sonstige 

entsprechende Kennzeichnung eines Wahl­

werbers oder durch Durchstreichen der 

übrigen Namen der Wahlwerber, eindeutig 

zu erkennen ist 

(3) Der Stimmzettel nach § 11 Abs. 3 ist 

gültig ausgefüllt, wenn aus ihm der Wille 

des Stimmberechtigten eindeutig zu erken­

nen ist Dies ist der Fall, wenn der Stimm­

berechtigte am Stimmzettel in einem der 

neben den Worten "ja" oder "nein" vor­

gedruckten Kreise ein liegendes Kreuz oder 

ein sonstiges Zeichen mit Tmte, Farbstift.& 

Bleistift oder dergleichen anbringt, aus 

dem unzweideutig hervorgeht, ob er sich 

für die Wahl des im Stimmzettel genannten 

Wahlwerbers ausspricht oder nicht 

§ 14. (1) ••... 

(2) •••.• 

(3) Im übrigen gelten für die Feststellung 

der örtlichen Wahlergebnisse und der 

Wahlergebnisse in den Wahlkreisen die 
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entsprechenden Bestimmungen der §§ 84 

bis 88, 89 Abs. I, 90 Abs. I, 3 und 4, 93 

Abs. 1 erster Satz, 9S Abs. I, 96 Abs. I, 

98 Abs. 1 bis 4 und 99 der Nationalrats­

Wahlordnung 1971 sinngemäß mit der 

Maßgabe, daß die von Wahlkartenwählern 

abgegebenen Stimmen im Bereich der 

Wahlbehörden zu zählen sind, in denen sie 

abgegeben wurden. 

§ 15. (1) Jede Kreiswahlbehörde hat das 

Ergebnis der Wahl in ihrem Wahlkreis 

öffentlich kundzumachen. Die Kundma­

chung hat bei Verwendung von Stimm­

zetteln nach § 11 Abs. 2 die Feststellungen 

nach § 14 Abs. 1 und bei Verwendung von 

Stimmzetteln nach § 11 Abs. 3 die Fest­

stellungen nach § 14 Abs. 2 zu enthalten. 

(2) Der Zeitpunkt der Kundmachung ist in 

der Niederschrift der Kreiswahlbehörde zu 

beurkunden; sodann sind die Wahlakten 

der Kreiswahlbehörde ungesäumt der 

Hauptwahlbehörde unter Verschluß ein­

zusenden. 

§ 16. (1) Dem zustellungsbevollmächtigen 

Vertreter eines behördlich veröffentlichten 

Wahlvorschlages (§ 9) steht es frei, gegen 

- 52-

entsprechenden Bestimmungen der §§ 84 

bis 88, des § 89 Abs. I, des § 90 Abs. 1, 

3 und 4, des § 93 Abs. 1 erster Satz und 

Abs. 2. des § 95 Abs. I, des § 96 Abs. 1 

mit der Ergänzung. daß das Stimmenergeb­

nis im Landeswahlkreis in einem Stimmen­

protokoll festzuhalten ist, der §§ 99. 103 

und 104 der Nationalrats-Wahlordnung 

1992 sinngemäß mit der Maßgabe, daß die 

von Wahlkartenwählern abgegebenen Stim­

men im Bereich der Wahlbehörden zu zäh­

len sind, in denen sie abgegeben wurden. 

§ 15. (1) Jede Landeswahlbehörde hat das 

Ergebnis der Wahl in ihrem Wahlkreis 

öffentlich kundzumachen. Die Kundma­

chung hat bei Verwendung von Stimm­

zetteln nach § 11 Abs. 2 die Feststellungen 

nach § 14 Abs. 1 und bei Verwendung von 

Stimmzetteln nach § 11 Abs. 3 die Fest­

stellungen nach § 14 Abs. 2 zu enthalten. 

(2) Der Zeitpunkt der Kundmachung ist in 

der Niederschrift der Landeswahlbehörde 

zu beurkunden; sodann sind die Wahlakten 

der Landeswahlbehörde ungesäumt der 

Bundeswahlbehörde unter Verschluß ein­

zusenden. 

§ 16. Dem zustellungsbevollmächtigten 

Vertreter eines behördlich veröffentlichten 

Wahlvorschlages (§ 9) steht es frei, gegen 
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die ziffernmäßigen Ermittlungen einer 

Kreiswahlbehörde innerhalb von drei Ta­

gen nach der gemäß § 15 erfolgten Ver­

lautbarung bei der Hauptwahlbehörde 

schriftlich Einspruch zu erheben. 

(2) In den Einsprüchen ist hinreichend 

glaubhaft zu machen, warum und inwiefern 

die ziffernmäßigen Ermittlungen der 

Kreiswahlbehörde nicht den Bestimmungen 

dieses Bundesgesetzes entsprechen. Fehlt 

diese Begründung, so kann der Einspruch 

ohne weitere Überprüfung abgewiesen 

werden. 

(3) Wird ein hinlänglich begründeter Ein­

spruch erhoben, so überprüft die 

Hauptwahlbehörde auf Grund der ihr vor­

liegenden Schriftstücke das Wahlergebnis. 

Ergibt sich aus diesen Schriftstücken die 

Unrichtigkeit der Ermittlung, so hat die 

Hauptwahlbehörde die Ermittlung richtig­

zustellen, die Verlautbarung der Kreiswahl­

behörde zu widerrufen und das richtige 

Ergebnis zu verlautbaren. 

(4) Ergibt die Überprüfung keinen Anlaß 

zur Richtigstellung der Ermittlung, so hat 

die Hauptwahlbehörde den Einspruch ab­

zuweisen. 
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die ziffemmäßigen Ermittlungen einer 

Landeswahlbehörde innerhalb von drei 

Tagen nach der gemäß § 15 erfolgten 

Verlautbarung bei der Bundeswahlbehörde 

schriftlich Einspruch zu erheben. 

(2) In den Einsprüchen ist hinreichend 

glaubhaft zu machen, warum und inwiefern 

die ziffemmäßigen Ermittlungen der Lan­

deswahlbehörde nicht den Bestimmungen 

dieses Bundesgesetzes entsprechen. Fehlt 

diese Begründung, so kann der Einspruch 

ohne weitere Überprüfung abgewiesen 

werden. 

(3) Wird ein hinlänglich begründeter Ein­

spruch erhoben, so überprüft die Bundes­

wahlbehörde auf Grund der ihr vorliegen­

den Schriftstücke das Wahlergebnis. Ergibt 

sich aus diesen Schriftstücken die Unrich­

tigkeit der Ermittlung, so hat die Bundes­

wahlbehörde die Ennittlung richtigzustel­

len, die Verlautbarung der Landeswahlbe­

hörde zu widerrufen und das richtige Er­

gebnis zu verlautbaren. 

(4) Ergibt die Überprüfung keinen Anlaß 

zur Richtigstellung der Ermittlung, so hat 

die Bundeswahlbehörde den Einspruch 

abzuweisen. 
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(5) Die Hauptwahlbehörde stellt bei Ver­

wendung von Stimmzetteln nach § 11 Abs. 

2 auf Grund der Ermittlungen der Kreis­

wahlbehörden 

a) 

b) 

c) 

d) 

die Gesamtsumme der im Bundes­

gebiet abgegebenen gültigen und 

ungültigen Stimmen, 

die Gesamtsumme der abgegebenen 

ungültigen Stimmen, 

die Gesamtsumme der abgegebenen 

gültigen Stimmen, 

die Gesamtsumme der auf die 

verschiedenen Wahlwerber der 

behördlich veröffentlichten Wahl­

vorschläge (§ 9) entfallenen abge­

gebenen gültigen Stimmen (Wahl­

werbersummen) 

fest Diese Feststellung ist, wenn der erste 

Wahlgang zu einem Wahlergebnis nach § 

17 geführt hat, zugleich mit diesem Ergeb­

nis (§ 21), wenn aber ein zweiter Wahl­

gang notwendig wird, gleichzeitig mit den 

Kundmachungen gemäß § 19 und gemäß § 

21 zu verlautbaren. 

(6) Die Hauptwahlbehörde stellt bei Ver­

wendung von Stimmzetteln nach § 11 Abs. 

3 auf Grund der Ermittlungen der Kreis­

wahlbehörden 
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(5) Die Bundeswahlbehörde stellt bei Ver­

wendung von Stimmzetteln nach § 11 Abs. 

2 auf Grund der Ermittlungen der Landes­

wahlbehörden für das ganze Bundesgebiet 

a) 

b) 

c) 

d) 

die Gesamtsumme der abgegebenen 

gültigen und ungültigen Stimmen, 

die Gesamtsumme der abgegebenen 

ungültigen Stimmen, 

die Gesamtsumme der abgegebenen 

gültigen Stimmen, 

die Gesamtsumme der auf die 

verschiedenen Wahlwerber der 

behördlich veröffentlichten Wahl­

vorschläge (§ 9) entfallenen abge­

gebenen gültigen Stimmen (Wahl­

werbersummen) 

fest Diese Feststellung ist, wenn der erste 

Wahlgang zu einem Wahlergebnis nach § 

17 geführt hat, zugleich mit diesem Ergeb­

nis (§ 21), wenn aber ein zweiter Wahl­

gang notwendig wird, gleichzeitig mit den 

Kundmachungen gemäß § 19 und gemäß § 

21 zu verlautbaren. 

(6) Die Bundeswahlbehörde stellt bei Ver­

wendung von Stimmzetteln nach § 11 Abs. 

3 auf Grund der Ermittlungen der Landes­

wahlbehörden für das ganze Bundesgebiet 
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a) die Summe der abgegebenen gülti-

gen und ungültigen Stimmen 

b) die Summe der abgegebenen ungül-

tigen Stimmen 

c) die Summe der abgegebenen gülti-

gen Stimmen 

d) die Summe der abgegebenen gülti-

gen auf '1a" lautenden Stimmen 

und 

e) die Summe der abgegebenen gülti-

gen auf "nein" lautenden Stimmen 

fest Diese Feststellung ist zugleich mit der 

Kundmachung gemäß § 21 zu verlautbaren. 

§ 17. Die Hauptwahlbehörde hat jenen 

Wahlwerber als gewählt zu erklären, der 

mehr als die Hälfte aller gültigen Stimmen 

auf sich vereinigt hat Bei Verwendung 

von Stimmzetteln nach § 11 Abs. 3 ist der 

Wahlwerber als gewählt zu erklären, wenn 

die Summe der abgegebenen gültigen auf 

"ja" lautenden Stimmen die Summe der 

abgegebenen gültigen auf "nein" lautenden 

Stimmen übersteigt. 

§ 18. (1) Hat kein Wahl werber eine Mehr­

heit im Sinne des § 17 erster Satz flir sich, 

so findet spätestens am fünfunddreißigsten 

Tage nach dem ersten Wahlgang ein zwei­

ter Wahlgang zwischen jenen beiden Wahl­

werbern statt, die im ersten Wahlgang die 
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a) die Summe der abgegebenen gülti-

gen und ungültigen Stimmen~ 

b) die Summe der abgegebenen ungül-

tigen Stinunen,a. 

c) die Summe der abgegebenen gülti-

gen Stimmen,a. 

d) die Summe der abgegebenen gülti-

gen auf '1a" lautenden Stimmen 

und 

e) die Summe der abgegebenen gülti-

gen auf "nein" lautenden Stimmen 

fest Diese Festellung ist zugleich mit der 

Kundmachung gemäß § 21 zu verlautbaren. 

§ 17. Die Bundeswahlbehörde hat jenen 

Wahl werber als gewählt zu erklären, der 

mehr als die Hälfte aller gültigen Stimmen 

auf sich vereinigt hat Bei Verwendung 

von Stimmzetteln nach § 11 Abs. 3 ist der 

Wahl werber als gewählt zu erklären, wenn 

die Summe der abgegebenen gültigen auf 

"ja" lautenden Stimmen die Summe der 

abgegebenen gültigen auf "nein" lautenden 

Stimmen übersteigt. 

§ 18. (1) Hat kein Wahlwerber eine Mehr­

heit im Sinne des § 17 erster Satz für sich, 

so fmdet spätestens am fünfunddreißigsten 

Tage nach dem ersten Wahlgang ein zwei­

ter Wahlgang zwischen jenen beiden Wahl­

werbern statt, die im ersten Wahlgang die 
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meisten gültigen Stimmen erhalten haben 

(engere Wahl). Bei gleicher Stimmenanzahl 

entscheidet das vom Hauptwahlleiter zu 

ziehende Los, wer in die engere Wahl ein­

zubeziehen ist. 

(2) Die Hauptwahlbehörde hat die zustel­

lungsbevollmächtigten Vertreter der Wahl­

vorschläge, deren Wahlwerber in die enge­

re Wahl kommen, hievon mit dem Beifü­

gen zu verständigen, daß es ihnen freistehe, 

binnen fünf Tagen nach Erhalt der Ver­

ständigung statt des vorgeschlagenen Wahl­

werbers der Hauptwahlbehörde für die 

engere Wahl einen anderen wählbaren 

Wahlwerber namhaft zu machen. § 7 Abs. 

2 Z 1 und 2, ferner § 8 Abs. 1 gelten sinn­

gemäß. Weiters gelten auch § 8 Abs. 3 und 

5 sinngemäß, jedoch mit der Maßgabe, daß 

die neuen Wahlvorschläge und allenfalls 

Ergänzungsvorschläge (§ 8 Abs. 5) keiner 

Unterschriften bedürfen und Ergänzungs­

vorschläge spätestens am zehnten Tage 

nach Erhalt der obigen Verständigung 

eingebracht werden müssen. 

§ 19. (1) Die Hauptwahlbehörde hat die 

Vornahme einer engeren Wahl mindestens 

zehn Tage vorher durch Kundmachung im 

"Amtsblatt zur Wiener Zeitung" anzuord­

nen. Als Wahltag ist von der Hauptwahl-
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meisten gültigen Stimmen erhalten haben 

(engere Wahl). Bei gleicher Stimmenanzahl 

entscheidet das vom Bundeswahlleiter zu 

ziehende Los, wer in die engere Wahl 

einzubeziehen ist. 

(2) Die Bundeswahlbehörde hat die zustel­

lungsbevollmächtigten Vertreter der Wahl­

vorschläge, deren Wahlwerber in die enge­

re Wahl kommen, hievon mit dem Beifü­

gen zu verständigen, daß es ihnen freistehe, 

binnen vierundzwanzig Stunden nach Er­

halt der Verständigung statt des vorge­

schlagenen Wahlwerbers der Bundeswahl­

behörde für die engere Wahl einen anderen 

wählbaren Wahlwerber namhaft zu ma­

chen. § 7 Abs. 2 Z 1 und 2, ferner § 8 

Abs. 1 gelten sinngemäß. Weiters gelten 

auch § 8 Abs. 3 und 5 sinngemäß, jedoch 

mit der Maßgabe, daß die neuen Wahlvor­

schläge und allenfalls Ergänzungsvorschlä­

ge (§ 8 Abs. 5) keiner Unterschrift bedür­

fen und Ergänzungsvorschläge gleichfalls 

spätestens vierundzwanzig Stunden nach 

Erhalt der obigen Verständigung einge­

bracht werden müssen. 

§ 19. (1) Die Bundeswahlbehörde hat die 

Vornahme einer engeren Wahl mindestens 

achtzehn Tage vorher durch Kundmachung 

im "Amtsblatt zur Wiener Zeitung" an­

zuordnen. Als Wahltag ist von der Bundes-
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behörde ein Sonntag oder ein anderer öf­

fentlicher Ruhetag zu bestimmen. Die 

Kundmachung hat die Namen der in die 

engere Wahl gekommenen Wahlwerber mit 

dem Beifügen zu enthalten, daß bei der 

engeren Wahl gOltigerweise nur für einen 

der beiden Wahlwerber Stimmen abgege­

ben werden können. 

§ 21. (1) Die Hauptwahlbehörde hat das 

Ergebnis der Wahl (§ 17, gegebenenfalls § 

20) im "Amtsblatt zur Wiener Zeitung" 

unverzüglich zu verlautbaren. 

(2) Innerhalb einer Woche vom Tage der 

Verlautbarung im "Amtsblatt zur Wiener 

Zeitung" kann die Wahlentscheidung der 

Hauptwahlbehörde (Abs. 1) beim Verfas­

sungsgerichtshofe wegen jeder behaupteten 

Rechtswidrigkeit des Wahlverfahrens vom 

zustellungsbevollmächtigten Vertreter eines 

behördlich veröffentlichten Wahlvorschla­

ges (§ 9) angefochten werden. Die Anfech­

tung hat den begründeten Antrag auf Nich­

tigerklärung des Wahlverfahrens oder eines 

bestimmten Teiles desselben zu enthalten. 

Der Verfassungsgerichtshof hat über die 

Anfechtung längstens innerhalb von vier 

Wochen nach ihrer Einbringung zu ent­

scheiden. Auf das Verfahren über solche 

Anfechtungen sind die Bestimmungen der 

§§ 68 Abs. 2, 69, 70 Abs. 1 und 4 des 
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wahlbehörde ein Sonntag oder ein anderer 

öffentlicher Ruhetag zu bestimmen. Die 

Kundmachung hat die Namen der in die 

engere Wahl gekommenen Wahlwerber mit 

dem Beifügen zu enthalten, daß bei der 

engeren Wahl gOltigerweise nur für einen 

der beiden Wahlwerber Stimmen abgege­

ben werden können. 

§ 21. (1) Die Bundeswahlbehörde hat das 

Ergebnis der Wahl (§ 17, gegebenenfalls' § 

20) im "Amtsblatt zur Wiener Zeitung" 

unverzüglich zu verlautbaren. 

(2) Innerhalb einer Woche vom Tag der 

Verlautbarung im "Amtsblatt zur Wiener 

Zeitung" kann die Wahlentscheidung der 

Bundeswahlbehörde (Abs. 1) beim Ver­

fassungsgerichtshof wegen jeder behaupte­

ten Rechtswidrigkeit des Wahlverfahrens 

vom zustellungsbevollmächtigten Vertreter 

eines dem Gesetz entsprechenden Wahlvor­

schlages (§ 9) angefochten werden. Die 

Anfechtung hat den begründeten Antrag 

auf Nichtigerklärung des Wahlverfahrens 

oder eines bestimmten Teiles desselben zu 

enthalten. Der Verfassungsgerichtshof hat 

über die Anfechtung längstens innerhalb 

von vier Wochen nach ihrer Einbringung 

zu entscheiden. Auf das Verfahren über 

solche Anfechtungen sind die Bestimmun­

gen der §§ 68 Abs. 2, 69, 70 Abs. 1 und 4 

269/ME XVIII. GP - Mündliche Anfrage (gescanntes Original)204 von 209

www.parlament.gv.at



I' 
11 269/ME XVIII. GP - Mündliche Anfrage (gescanntes Original) 205 von 209

www.parlament.gv.at



Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953, 

BGBL Nr. 85, sinngemäß anzuwenden. 

§ 23. (1) Für die Wahl besteht Wahlpflicht 

in den Bundesländern, in denen dies durch 

Landesgesetz angeordnet wird. 

(2) ..... 

(3) ..... 

(4) ..... 

§ 24. (1) Die Vorschriften der §§ 118, 119 

und 121 der Nationalrats-Wahlordnung 

1971 (Fristen, Wahlkosten, Gebührenfrei­

heit) finden auch auf die Wahl des Bun­

despräsidenten sinngemäß Anwendung. 

(2) Soweit Tennine, die in der National­

rats-Wahlordnung 1971 festgesetzt sind, 

auch im Verfahren Im die Wahl des Bun­

despräsidenten zur Anwendung gelangen, 

gelten für diese Tennine die Bestimmun­

gen des § 12 Abs. 5 der Nationalrats­

Wahlordnung 1971. 

§ 27. Mit der Vollziehung dieses Bundes­

gesetzes ist, soweit dieses Bundesgesetz 
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des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953, 

BGBL Nr. 85, in der Fassung des Bundes­

gesetzes BGBI. Nr. 732/1988 sinngemäß 

anzuwenden. 

f § 23. entfällt 

§ 24. (1) Die Vorschriften der §§ 122. 123. 

124 und 125 der Nationalrats-Wahlordnung 

1992 (schriftliche Anbringen und Sofort­

meldungen. Fristen, Wahlkosten, Gebüh­

renfreiheit) sind auf die Wahl des Bundes­

präsidenten anzuwenden. 

(2) Soweit Tennine, die in der National­

rats-Wahlordnung 1992 festgesetzt sind, 

auch im Verfahren Im die Wahl des Bun­

despräsidenten zur Anwendung gelangen, 

gelten für diese Tennine die Bestimmun­

gen des § 12 Abs. 6 der Nationalrats­

Wahlordnung 1992. 

§ ~27. Mit der Vollziehung dieses Bundes­

gesetzes ist, soweit dieses Bundesgesetz 
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nicht anderes bestimmt, der Bundesminister 

fUr Inneres, hinsichtlich der §§ 5 und lOa 

im Einvernehmen mit dem Bundesminister 

für auswärtige Angelegenheiten und dem 

Bundesminister für Landcsverteidigung und 

hinsichtlich des § 24 im Einvernehmen mit 

dem Bundesminister für Finanzen betraut. 

- 59-

nicht anderes bestimmt, der Bundesminister 

fUr Inneres, hinsichtlich der §§ 5 und 10 

im Einvernehmen mit dem Bundesminister 

fUr auswärtige Angelegenheiten und dem 

Bundesminister für Landesverteidigung und 

hinsichtlich des § 24 bezüglich der Wahl­

kosten im Einvernehmen mit dem Bundes­

minister für Fmanzen betraut. Die Voll­

ziehung des § 24 mit bezüglich der Stem­

pelgebühren in die Zuständigkeit des Bun­

desministers fUr Finanzen. 
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